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ASK·Unterschriftenkampagne: 
James Mange retten! 

Am 15. November 1979 wurde der 24·jährige Jamcs Mange, Mitglied dcs Afrikani­
schen Nationalkongreu es (ANC) und scillCr bewaffneten Organisa tion Umkhonto we 
Silo"'e, in Pietermarin.burg von de r Rassistenju$l iz zum Tode ve rurteil t. Auf " Hochver' 
ra t" laute te die UTicilsbegriindung, die Teilnahme an einem .. Gcwalt"erbrechen" konnte 
ihm nicht nachgewiesen werden. Da für d iescs Urteil die bloße Mitgliedschah im ANC 
und die pol itische Ober.!eugung J . Man~s henonge~n wurden, kommt es - ve r­
glichen selbst mit dem Todes-Urteil gegen Solomon l\.Iahlangu, das am 6.4.1979 voll · 
streckt wurde - noch einer neuerlichen Verschärfung der politiKhen Justiz in Südafrika 
gleich. 
Daß es gelungen iu, für James Mange ein Berufungsverfahren durchzusetzen, ist als ein 
cuter .: rfolg internationaler Solidaritätsakti vi täten zu werten. Auch 55 Bundestagsab­
geordnete wandten . ich in einem Telegramm an dcn südafrikanischen Ministerpräsi· 
denten P.IY. Botha gegen das Uneil und die Folter an inhaftienen Afrikanern. 
In einem Aufruf vom 11 . Mär~ dJ. appellierte d:u Antiimperialistische Solidaritäu· 
ko mitee (ASK) an alle progressiven Kräfte der Bundesrepublik die Vollstreckung diescI 
Urteils durch Proteste zu verhindern: 
• durch Briefe und Td egramme an den Bundeskan~le r (Bundeskanzleramt, 5300 Bonn); 
• ProtcslSchreiben an die südafrikani lche Regierung (Prime Minister P.IY. 80tha, Union 

Buildings, Pretor ia, Südafrika); 
• Solidaritätuchreiben an die " rau J amel Mangel (Mr5. Paulinc Mange, 889 Cental 

We~t~rn J abuva, Johannesburg, Südafrika); 
• Beteiligung an de r U"terschriftcnk~m l)~gI\C du ASK, mit der die Bundesregierung 

dazu gebracht werden $011, ihren Einfluß in Prctoria ~ugunsten J amcs Manges 
geltend zu machen; Material kann jedeneit beim ASK, Mainzer Landstr. 15, 
6000 frankfurt /Mo (Tel. : 0611 · 234659) angcforden werden, die Untel"Khriften soll. 
ten bis zum I . Mai dJ. an das AS K geschickt werden. 



AlB-Aktuell: Bonn und Afghanistan 

"Im Rahmen eine. weulichen Gcsamtkomepl5" will die Bundesre­
gierung "angemessene Antworten auf die sowjeti!che In tervent ion in 
Afghanisian" geben. Dabei " wollen wir arbciutcilig vorgehen. Das 
heißt, daß sich jeder von uns auf dem Hintergrunde gemeinsamer 
Ziele und übereinstimmender Interessen auf diejenigen Beit räge kon­
zentriert,:/;u denen cr besonders berufen oder befahigt ist", 
Schon diese Wendung aus der RcgicrungM: rklärung Bundeskanzler 
Helmut Schmidts vom 28. Februar dJ. macht einen Grundzug der 
Bonner Position in der gegenwärt igen Afghanistankri5C deutlich: Im 
Grundsätzlichen - in H. Schmidts Worten: "die Möglichkeiten der 
Einwirkung auf das Verhalten der Sowjetunion" Zu vermehren -
herrscht Einigkeit. Diffe renzen mit den USA gab oder gibt es allen· 
falb über die Methoden, d ie "gemeinsamen Ziele" möglichst effektiv 
zu erreichen. Bereits d ie Art der Reakt ion auf die VerkÜlldung der 
Carter·Doktrin (detailliertc Einschätzung siehe AlB, Nr. 3fl980, S. 
4 ff.) Ende Januar dJ. bestätigte dies: Die Bonner Verärgerung über 
Washington bezog sich darauf, daß US·Präsident J . Carter ohne vor· 
he rige Konsultationen mit den west lichen Verbündeten neue Regeln 
rur das Ost· West· Verhältnis ve rkündet hane. Nun m achte H. Schmidt 
in punklO Entspannung Abstriche: In de r WashinglOner Abschlufkr· 
klärung Caner·Schmidt ist nicht mehr die Rede von der Fortse tzung 
der Entspannungspolitik. 
Auch bei dem Streit zwischen der SPD/ FDP·Regierung und dem 
CDU/CSU·Kanzlerkandidaten F J. Strauß geht es allenfalls um Nuan· 
cen. In ihren Reden und Stellungnahmen versuchen sich beide Seilen 
mit Bekundungen prinzipieller Solidarität mit den Vereinigten Staa­
ten zu übertrumpfen. Nur erscheint bei FJ. Strauß die Darstellung 
der Absichten der SowjelUnion in grellerem Licht. FJ. Strauß: "Das 
Zid des Einmarsches in Afghanistan ist die Schaffung eines Zusam· 
menhängenden Einflußbereich !! bis zu den Grenzen Siidafrikas." Ei· 
nigkeit besteht in Bezug auf die Fo rderung nach Abzug der sowjeti· 
schen Truppen aus Afghanistan; nur daß H. Schmidt an ein "west· 
liches Gesamtkonzept" die Hoffnung knüpft, "den Schaden in Eu· 
ropa zu bewahren". 
Oie Frage, d ie sich hier stellt, lautet: In eine Pol itik de r Solidarität 
mit den USA geeignet, die negativen Auswirkungo:n de r durch die 
Caner·Administration sys tematisch zugespitzten Weltkrise auf den 
Entspannungsprozeß in Europa zu neutralisieren oder ist es nich t 
vielmehr umgekehn so, daß die Solidarität mit den USA das gegen 
den Entspannungsprozeß gerichtete Obst ruktionspotential noch ver· 
stärkt? 
Oie Gestal t des "westlichen Gesamtkonzepts" und der "Arbeitstei · 
lung" hat inzwischen, besonders nach der USA·Reise H. Schmidt < 
Anfang März dJ.,konkretere Züge angenommen : In der Frage de 
von J. Carter betriebenen Olympiaboykotts ist die Bundesregierung 
dc facto auf die US·Linie eingeschwenkt, wenn sie auch ihre letzt· 
endliche Entscheidung bis auf Mai 1980 hinausgeschoben hat. In der 
Frage des Wirtschaftsboykotts wili Bonn "bestehend .. Verträge" ein· 
halten. Denn, ro H. Schmid t : "Ein Abbruch rolche r Liderbeziehun· 
gen ... ließe sich erst nach einer Reihe von Jahren wieder korrigieren." 
FJ. Strauß wischte demgegenüber die Bedenken der Großindustrie 
mit der Bemerkung von Tisch: "Das Geschäft muß innerhalb der 
Grenzen verantwortbarer Poli tik se in und darf nicht zum Selbst· 
zweck werden." 

Solidarität mit de n USA? 

Einigkeit sowohl zwischen H. Schmid t und F J. Strauß als auch zwi· 
schen J. Caner und Schmidt/Strauß besteht im Bekenntnis zum 
NATO·Langzeitprogramm und zum Brüsseler Raketenbeschluß vom 
12.12.1979, welche die materielle Basis für eine ncue " Politik der 
Stärke", die mit der Carttr·Doktrin verkündet wurde, schaffen rol· 
len. 
Keine Silbe des Protests war bislang auch aus Bonner Kreisen zum 
neuen Militärinterventionismus der USA und der dami t für rozialr .. · 
volutionäre Befre iungskämpfe verbundenen Bedrohung zu verneh· 
men. Im Gegenteil: Dies entbindet den westdeutschen Imperialismus 
davon, aktuell militärisches Potential in den "Krisenregionen" zum 
Einsatz zu briogen und verschafft ihm Spielraum zur übernahme von 
spezifbchen Aufgaben an anderen Flanken und auf anderen Berei· 
ehen. Dazu gehört die Bereitwilligkeit, mit der un5er Land zum 
größten Raketenlagerplatz WeSleuropas gemacht werden roll, oder 
die vorgesehene Verdoppelung de r Fregattenkapazität der ßundesma· 
rine. Mit de r Aufrüstung der Bundeswehr um jährlich real 3% soll 
langfristig den USA und Großbritannien freie Hand bei der Ausfiih· 
rung übersc.-ischer Mil itäraktionen verschaffen. 
Einen spezifischen Beit rag zur internationalen Systemsicherung hat 

HilfsshcriffF. J. SIr'üB .uf USA·Tourne.: 

die Bundesregierung an der NA TO·Südfianke übernommen: Hier in 
sie federführend beim Versuch einer ökonomischen Stabilisierung 
und bei der militärischen Aufrüstung der Türkei. 1,2 Mrd Dollar west· 
licher Krisenhilfe für die Türkei wurden Mitte März dJ. "-ugesagt, 
wovon die BRD und d ie USA je 300 Mio Dollar beisteuern wollen. 
Be i seiner Betei ligung am internationalen Krisenmanagement sucht 
Bonn enge Zusammenarbeit mit den EG·Staaten, wobei diese z.Zt. 
~~ intensivsten mit Frankreich praktiziert wird. Nachdem Schmidt 
"'" .J V. Giscard d'Estaing in einer gemeinsamen Erklärung im Februar 
dJ. versucht haben, "Elemente für ein gemeinsames Handeln des 
Westens zu erarbei ten" (H. Schmidt), mit dem der wcsteuropäische 
Anspruch auf gleichberechtigte Teilhabe an der Eindämmung sowje· 
tischen Einflusses oder was man dafür hält unterstrichen wurde, hat 
kurze Zeit darauf die EG·Außenministe rkonferenz in Rom ihren 
Vorschlag fu.. ein "neutrales" oder "blockfreies" Afghanistan unter· 
breitet. 
Dieser Neutraiisierungs·Vorschlag ist schon deshalb kaum mehr als 
ein Täuschungsmanöver, weil sich durch die sowjetische Afghanistan· 
hilfe, die auf wiede rholtcs Drängen und Bitten der afghanisehen Re· 
gierung und auf der Grundlage eines bilateralen Beis tandsabkommens 
erfolgte, am nichtpaktgebundenen Status dieses Landes nicht ein 
Jota geändert hat. J edenfalls widersprechen derartige Beziehungen 
nicht den Prinzipien der Nichtpaktgebundenheit. 
Im Rahmen der vers tärkten außenp c-!itischen Zusammenarbeit der 
EG muß auch V. G iscards Reise an den Persischen Golf gesehen 
werden, die durch das spektakuläre Bekenntnis zum Selbstbestim· 
mungsrecht der Paläst inenser d ie Türen zu einer Wiederbelebung des 
Euro·Arabischen Dialogs öffnen sollte. Der Festigung des westeuro· 
päischen Einflusses mit besonderem Blick auf die Sicherstellung der 
Ölzufuhr soll .. benso der Abschluß von Kooperationsabkommen mit 
den arabischen Scheichtiimem und dem Irak dienen, den Bonn ge· 
genwärtig in der EG vorantreibt. 

Damit würde nach dem Lome·Abkommen mit den AKP·(Afrika, Ka· 
ribik, Pazifik· )Staaten und dem in der ersten Märzwoche 1980 in 
Kuala Lumpur unterzeichneten Abkommen zwischen der EG und 
den ostasiatischen ASEAN·Staaten eine dritte Region der Drillen 
Welt vertraglich mit Westeuropa verbunden. Welche greifbaren Vor· 
te ile dies dem Westen bringen kann, zeigt die dort verabschiedete 
gemeinsame politische Erklärung, in der sich die ASEAN·Länder, 
nachdem sie zuvor berei ts als Initiator der UN· Resolutionen zu Kam· 
puchea und Afghanistan in Erscheinung getreten sind, voll hinter die 
EG·Position in Sachen Afghanistan gestell t haben. 

Daß Bonn sich m it. seinen Vorstellungen Zur westlichen Arbeitste i. 
lung mit Hilfe Frankreichs gegenüber den USA weitgehend durchge. 
setzt hat, erspart ihm jedoch nich t den Vorwurf an der Mitverant. 
wortung für die Verschärfung de r internationalen Spannungen. Was 
unter dem Strich bleibt, ist lediglich die Bewahrung dei Speilraum s 
fUT eigenständige Expansionsbestrtbungen. Im Verhältnis zu den ro· 
zialistischen Ländern muß Bonn sich den Vorwurf gefallen lassen, 
durch sein bedingungsloses Festhalten am Briisseler Raketenbeschluß 
nicht nur Chancen für die Fortsetzung des Enupannungsprozesses 
(siehe d ie Berliner Abriistungsinitiative L. I. Breschnews im Oktober 
1979) le ichtfertig ausgeschlagen, sondem darübe r hinau. Rückschlage 
in Bezug auf das Erreich te mit einkalkuliert zu haben. 

3 



Mittelamerika - EI Salvador 
Nachdem im juli 1979 die sandinistischen Guerilleros als Sieger in Monogua Einzug hielten (siehe A lB, NT. 7-8 und 9/1979), 
zeichnen sich nun in den nördlichen Nachbarländern Nikoroguas, EI Salvodor, Guatemala, Honduras die Konturen eines 
heraufziehenden "revolutionären Sturmes" ab. Wie sehr der nikaraguanische Va/kssitg dem revolutionären Proteß auf dem 
mittelamerikanischen Isthmus Impuls und Beispiel zu sein vermag, zeigen unsere Beiträge von R. Arismendi und J. Weber an. 
Eine erste praktische Konsequenz dieser Beispielwirkung ist die seitherige Formierung von Einheitsfronten der revoJutiona"ren 
und demokratischen Krafte in EI SaJvadoT, Honduras und Guatemala (siehe nachstehende Liinderanalysen und Dokumente). 
Im Brennpunkt aber steht augenblicklich El Salvador, das Land mit der größten Bevölkerungsdichte, dem höchsten Industriali­
sierungsgrad und der wohl stärksten Arbeiterbewegung ullter den genannten Liindern_ Hierfür legte der eintiigige Generalstreik 
vom J 7. Miirz d.j. Zeugnis ab. Er legte dlJS Wirtschaftsleben des gesamten Landes lahm. Erstmalig lag ihm die Aktionseinheit 
aller revolutionären und demokratischen Kralte zugrunde. Und er erbrachte den untriiglichen Nachweis, daß die seit jahresbe­
ginn in den Organen der Revolutiona'ren Koordination vereinigten Linkskräfte (siehe nachstehenden Beitrag von U. Rupp und 
Dokumente, denen in AlB, Nr. 5/1980 ein Interoiew mit dem Generalsekretär der FAPU f olgen wird) über eine starke 
Massenverankerung verfügen. Aktionen wie der Generalstreik vom 17. März d.J. oder die Massendemonstration der 150.000 in 
San Salvador vom 23./.1980 wurden zudem begleitet von .. wnehmenden Gueri/laaklivitäten - und dies in einer akuten 
Kn'sensitualiun des Regimes. Einen Vorgeschmack auf den näherriickenden Volksaufstand gab Anfang Ma'rz d .. j, die Guerilla­
organisation Revolutioniires Volksheer (ERP), als sie die mit 1000 Mann besetzte Kaserne der Nationalgarde im Norden San 
Salvadors stürmte. 
Die im Volk isolierte Junta wußte sich nur mit der Verhil'ngung des Ausnahmezustandes und einer kolossalen Verschärfung der 
Repression zu helfen .. Während des Generalstreiks gingen allein 80 Todesopfer auf ihr Konto. Die Forderungen während des 
Gelleralstreiks des 17. Mil'rz nach Beendigung des Terrors (seit Januar d.j. fo rderte er 1000 Tote), nach Zurückweisung der 
angekündigten halbherzigen Agrarreform und nach Beendigung der zunehmenden il'ußeren Einmischung (vorab seitens der USA, 
Israels und Venezuelas) verdienen eine stärkere internationale Beachtung. 

Ulrich Rupp 

Revolutionäre ::­
Koordination vor 

dem Volksaufstand 
Mitt e Juni 1979, auf dem Höhepunkt der Endoffensive der 
Sandinistischen Front für die Nationale Befreiung (FSLN) in 
Nikaragua zeichnete sich schon die existenzielle Krise der 
salvadoranischen Romero-Diktatur ab. Sie resuliierte aus ei· 
nem stark anwachsenden Volkswidcrstand, der mit dem Sieg 
der nikaraguanischcn Revolution zusätzlichen Auftrieb er­
fuhr und dessen Wurzeln in einer sozialen Notstandssitua­
tion und rigiden politischen Unterdrückung zu suchen sind. 

In einem Land, in dem gerade 1% der Bevölkerung 60% der 
landwirtschaftlichen Nutzflächen besitzen, sind 58% der Be· 
völkerung mit einem Monatseinkommen von 10 Dollar zu 
einem Elendsdasein verurteilt. 10% der arbeitsfähigen Bevöl­
kerung EI Salvadors sind ständig arbeitslos, weitere 30% fin· 
den nur während der 140 Tag dauernden Erntesaison Be­
SChäftigung. Die Hälfte der Ki nder stirbt noch vor Erreichen 
des fünften Lebensjahres an Unterernährung o~er Kran k­
heit.. 10.000 Einwohnern stehen nur 3 Arzte zur Verfügung.l 

Das Mite ina nder von 
Massen. und Guerill aaktio ne n 

Zum Anstoßpunkt des forcierte n Kampfes gegen diese so­
ziale Ungerechtigkeit war im Mai 1979 die gewahsame Auf­
lösung einer Demonstration geworden, bei der man 19 Men· 
sehen auf den Stufen der Kathedrale in der Hauptstadt er­
mordete, Dies geschah während der Revolutio näre Volks-
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' block (BPR ) die Botschaften Venezuelas und Frankreichs 
besetzt hielt, um auf die unhaltbaren Zustände aufmerksam 
zu machen und die Einstellung des Terrors der Romero­
Diktatur zu fordern. 
Der gegenwärtig rund 100 .. 000 Mitglieder umfassende BPR 
entstand 1975 und vereinigt die verbotenen Gewerkschafts­
verbände Vereinigung der Landarbeiter (UTC) und Christ­
liche Föderation Salvadorianischer Bauern (FECCAS), die 
Vereinigung der Slumbewohner (UPT), Studenten- und 
Frauenorganisationen sowie das Komitee der Eltern politi­
scher Gefangener. Mit den Volksbefreiungskräften _ Fara­
bundo Marti (FP L) wird dem Revolutionären Volksblock 
auch die derzeit wohl stärkste Guerillaorganisation als be­
waffneter Arm nachgesagt. Schwerpunkt in der polit ischen 
Arbeit des BPR ist die Landbevöl kerung. 
Zu den Hauptforderu ngen des BPR gehören die Senkung des 
Pachtzinses, Lohnerhöhungen für Arbeiter und Einführung 
besserer Sozialleistungen, ab er auch die Freilassung der poli­
tischen Gefangenen und Aufklärung des Schicksals Hunder­
ter verschwundener Patrioten. Darüber hinaus fordert der 
Revol utionäre Volksblock die verstärkte Mobilisierung der 
Bevölkerung in Stadtteilkomitees, die sich perspektivisch zu 
einer revolut ionären Massenorganisationsfront entwickeln 
ließen, sowie schließlich eine Volksregierung zum Sozialis­
mus hi n (siehe Kasten zu den BPR-Grundpositionen) . 
Zunehmender Terror, dem alleine im J uli 1979 52 Perso nen 
zum Opfer fi elen, bewirkte nicht das VO ll der Diktatur er-



hoffte Zurückweichen der Opposition. 2 Vielmehr festigte 
sich ihre Geschlossenheit. So gab Reynaldo Cruz Menjiar. 
Mitglied der die Arbeiterschaft zusammenfassenden zweiten 
großen Massenorganisation Einheit liche Volksaktion 
(FAPU ) bekannt, daß sich am 21.9.1979 der BPR, die 
FAP U und die Volksligen 28. Februar zur "Breiten Front 
der revolutionären und demokratischen Kräfte"3 'wsam­
mengeschlossen hätten. Auch letztere unterhalten je einen 
Guerillaverband: Während die Streitkräfte des Nationalen 
Widerstands (FARN) der FAPU zugerechnet werd(~n, gilt 
das Revolutionäre Volksheer (E RP) als bewaffnete Abtei­
lung der Volksligen 28. Februar (LP-28 ). 
Gerade aus dem hierin angelegten Zusammenwirken von 
politischem Massenkampf und Guerillaaktionen schöpfte 
der Volkswiderstand seine anwachsende Breite und Schlag­
kraft. Und dieser Kampf wurde beflügelt durch den Tri­
umph der sandinist ischen Revolution im juli 1979. Wie 
F APU-Repräsentant R. Cruz Menjiar betonte, fUhrte man 
ihn mit der Orientierung. "die Opposit ion herauszubilden 
und breitere Kreise der Bevölkerung einzubeziehen, um zu 
einem Volksauhtand gleich dem der in Nikaragua Somoza 
verjagt hat, zu kommen."4 
Vor diesem Hintergrund entwickelte der Revolutionäre 
Volksblock auf seinem Kongreß im September 1979 ein 
neues Offensivkonzept des fortdauernden Volkskampfes 
zum Sturz der Romero-Diktatur. gaben sich die drei Gueril­
laorganisationen FPL, FARN und ERP im September 1979 
ein einheitliches Kommando. 
Umso hektischer reagierten die USA, zeichnete sich hier 
doch eine Wiederholung der Vorgänge in Ni karagua ab. 
Staatssekretär W. Bowdler für Lat einamerika und d(~r stell· 
vertretende US-Au ßenminister V.P. Vaky fanden sich zu 
mehreren geheimen Treffen in EI Salvador ein. Es galt, 
rechtzeitig die Mögli.'hkeiten zu prüfen, inw iefern man eine 
reformist ische Öffnung in EI Salvador herbeiführe'n und 
gleichzeitig Humberto Romero zum Rücktritt auffordern 
könne. So präsentierten die USA einen Plan, der vorgezo­
gene Präsidentschafts wahlen, eine politische Amnestie und 
das Rückkehrrecht d er im Exil Lebenden sow ie wirtschaft­
lich-soziale Reformen beinhaltete. 

Die Opposition entlarvte diesen Plan, der le tztlich am Wider­
stand der mächtigen Landbesi tzeroligarchie EI Salvadors 
scheitene, als ein Manöver der Carter·Administration und 
der herrschenden Oberschicht in einer für beide prekären 
Situat ion. Washington suchte durch rechtz~itige "Öff. 
nungs"-Maßnahmen einer revolutionären Explosion wie in 
Nikaragua vorzubeugen. indem es seine vorbehaltlose 
Stützung des Romero-Regimes aufgab. 
Dessen fortschreitende Isolierung äußerte sich einmal in ei­
nem Generalstreik Ende September/Anfang Oktober 19 79 
in der Haupts tadt San Salvador gegen den rechten Terror als 
Antwort auf die Ermordung von vier Gewerkschaftsfüh rern 
der FECCAS. Sie äußerte sich weiter im Zustandekom men 
einer Allianz, des Volksforums zwischen der kleinbürger­
lichen Christdemokratischen Partei (PDC). der als Massen­
organisat ion der illegalen Kommunistischen Partei EI Salva­
dors (PSC) fungierenden Nat ionaldemokratischen Union 
(UDN), der sozia ldemokratisch-reformistisch orientierten 
Nationalen Revolutionären Bewegung (MN R). der Lp·28 
und der F APU-Gewerkschaft Fenastras im Oktober 1979. 

Das Intermezzo der "Reform"-J unta 

In dieser Übereinkunft, die zur "Aktionseinheit gegen das 
Regime" aufrief, ford erte das Vol ksforum insbesondere die 
Auflösung der für die ~Iorde an Landarbeitern verantwort ­
lichen paramilitärischen Organisationen Phalange, Union der 
Weißen Krieger und Nationale Demokrat ische Organisation 
(ORDEN), ferner eine Gcneralamnestie, Freilassung der po­
lij ischen Gefangenen und der Verschwundenen. 
r.~;t dem am 15.10.1979 inszenierten Putsch gegen Romero 
und der Etablierung einer junta, suchten reformistische 
Kräfte mit US·amerikanischem Rückhalt e inem Umsturz 
durch die demokratische Bewegung vorzubeugen, diese mit 
Kompromißangeboten aufzusplittern . andererseits aber 
auch, einem denkbaren Recht sputsch zuvorzukommen.5 

Wesentlich bei der Charakterisierung der neugebildelenj un­
ta, die sich aus den Militärs Adafo Arnado Mejano undjai­
mc Abdul Gutierre7.. (Irm Privatunternehmer Mario Andino, 

11 . JanuOf 1980: M~tin!w, Oriindu",dt. Re ... I",;<> .. ii« .. Maosenkoordinotiotl durch die f ühro",en der M. .... """"'nisali<>ncn ( •. I. n, •. ) BI'R. FAPU. UDN und lp·28 
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dem der Christdemokratie nahcslchenden Universitätsrektor 
Roman Mayorga Quiroz und dem Sozialdemokraten Guil­
lermo Manuel Ungo zusammensetz te, war in der Tat ihre 
vorübergehende maßgebliche Einflu ßnahm e auf die Haltung 
der Opposition . Denn ihr zum damaligen Zeitpunkt ver­
heißungsvolles Programm zur Einleitung einer Agrarreform, 
der Säuberung des Staauapparates und der St reitkräft~ von 
allen faschistoiden Elementen der Romero-Diktatur fUhrte 
zu anfänglichen Rissen in der Opposit ions front. 
Auf der einen Seite lehnte die FAPU einen Dialo g mit der 
Junt a ab, hielt sie an Besetzungen von Kirchen weiter fes!. 
Und d ie FARN kündigten an, ihren Kampf fortzuführen, 
"b is eine volksdemokrat ische und revolutionäre Regierung 
eingesetzt ist, die den Weg zum Sozialismus und zu einer 
wahren Volkwertretung geebnet hat".6 Auf der anderen 
Seite beteiligte sich das Vo lks forum zunächst einmal an der 
Regierung der neuen Junta, allerdings ausgenommen die 
LP-28 und Fenast ras, die aus dem Volksforum aUilscherten. 
Die UON stell te anfangs einen Minister. Der Revolutionäre 
Volksblock schloß im November 1979 ein Abkommen mit 
der Junta, das neben der Ankündigung einer Prdsreduzie­
rung für Massenkonsumgüter an Zusagen enthielt , die Löhne 
Hit Arbeiter zu erhöhen und das Schicksal der Vt:rschwun­
denen aufzuklären . Vorbehaltlich der Erfüllung dlieses Ab ­
kommens hob der BPR seine Besetzung des Arbeits- und 
Wirtschaftsministeriums auf. Die ERP und die Volksligen 
28. Februar stellten vorübergehend ihre Guerillaakt ivitäten 
ein. 
Bald machte sich jedoch Ernüchterung über die Glaubwür­
digkeit der Junta brei!. Schon die Ankündigung einer Eska­
dron des Todes, sie wolle alle Linken aufbängen, hälle ~ 
Alarmsignal flir die Junta sein müssen, energisch gegen den 
rechten Terror vorzugehen. 7 Stalldessen ließ man den Ter· 
rorgruppen, hint er denen der gegen eine Agrarreform und 
Verstaatlichung des Außenhandels kämpfende Unterneh­
merverband ANEP sowie d ie Front der Großgrundbesitzer 
und Agroindustriellen standen, fre ie Hand. 
Neuerlich aufflammende Kämpfe und Botschaftsbesetzun­
gen waren die Folge. Landarbeiter besetzten Plantagen, um 
die zügige Einleitung der Agrarreform zu fordern. 

Anfang J anuar 1980 kapitulierten schließlich zwei zivile 
Junta-Mitglieder und legten auch 10 Minister und andere 
hohe Staatsbeamte ihre Ämter nied er. Sie erklärten, daß die 
Militärs die beim Sturz Romeros gemach ten Zu sagen für so-

J\Il>\a-Militlin J. A. G\licrm. {L) ..... A. Majano; .... pli.genes Jun,a.MitgIitd (l M. Ungo(M.) 
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ziale Reform en nicht gehalten hätten. Zudem seien Soldaten 
mehrfach gegen streikende Arbeiter eingesetzt worden. Da­
mit waren auch für die Linksopposition alle Möglichkeiten 
flir eine eventuelle Durchsetzbarkeit grundlegender progres­
siver Veranderungen über eine eigene Regierungsbeteiligung 
oder über die Unterstützung einer radikalisiert en Juntapoli­
tik abgeschnitten. 
Am 10.1.1979 gaben die Nat ionalleit ungen der wichtigsten 
poli tisch-militärischen Organisationen auf einem geheimen 
Treffen die Gründung eines Organs der Revolutionären Ko­
ordinat ion bekannt. In ihrem Grundsatzdokument, der Pro­
klamation der revolutionären Einheit (voller Wortlaut nach­
stehend) äußerten die FPL, die FARN und die pes ihre 
Absicht zur fortschreitenden organisatorischen Vereinigung. 

Linkseinheit zur bewaffneten Volksrevolution 

Alle anderen revolutionären Gruppen wurden zum Beitritt 
zur Revolutionären Koordination aufgerufen. Ihr wurde die 
Funktion beigemessen, den politischen und militärischen 
Widerstand anzuleiten, zu koordinieren. So orientiert die 
Proklamation unm ißverständlich darauf, "daß das Volk von 
EI Salvador alle seine Kräfte vereinigen muß, wenn es seine 
Befreiung erre ichen will. Die einzig wirkliche und wirksame 
Alternative zur Lösung der nationalen Krise ist die bewaff­
net e Volksrevolution ... Bewaffneter Kampf heute, Sozialis­
mus morgen!" Und die Revolutionäre Koordination nahm 
Kurs auf die Schaffung einer revolut io nären Volksregierung, 
die sich auf das Bündnis von Arbeitern und Bauern zu 
stützen habe. 
Tags darauf manifestierten die Führungen der legalen Mas­
senorganisationen BPR, F APU, Volksligen 28. Februar und 
UON auf einem Massenmeeting in San Salvador ihr Unter­
stützung für die Proklamation der Revolutionären Koordina-



Grundpositionen des Revolutionären Volksblocks (BPR) 
( ... )lkr Revolutionäre Volksblock (BrR) ist ~.B. eine Vereinigung 
Wn acht OrganiS:l.tionen aus "crschicdenen Sektoren. Sie haben sich 
auf d er Basis übereinstimmende r n .. ucgi,cher Prinzip ie ll ve reinigt. 
Un!erc gemeinsame Planung baut auf dem ßündnil zwiKhen Arbd· 
lern und Bauern auf und richtet sich nach der proletarischen Ideolo­
gie. An dieses grundlegende Bündnis zwiKhcn Arbeitern und Bauern 
mÜlscn lieh die anderen Volksgruppen anschließen, wie d ie Angc­
stelll tn, die Marktfrauen, Slumbcwohner U$W. 

Dill Problem der Einigung der Linken in EI S.Jvador in ziemlich 
ko mplrll. Man kann es nicht au f eine romantische Art lösen, indem 
man abstrakt , 'on Einheit redei, o hne sich au f konkrete spezifische 
Bedingungen des Landes, die Art der Revolut ion, die man anSirebt, 
$Owie die gewünschten Veränderungen zu bniehen. 
Wir planen eine Volksregierung tum So:r.ialismus hin. daher muß das 
Volk Werkteuge KhaHen, die seinen Triumph auch nach der Macht · 
ibernahme g<ln.ntieren. Diese Wukteuge sind noch nicht enr.wickelt, 
nämlich eine Volksarmee, eine Marxinisch·LeniniUische Pa.rtei und 
eine revolut ionäre Massenorp nisationsfront. Diese Werk1.CIJge muß 
sich das Volk im Laufe dei revolutionären Prozessei Khaffen, und 
dlen$O eine marxiSlisch·leninist ische Avantgarde, die el wäh rend des 
pnzen Kampfes anführt und orientiert , denn man kann nicht drei 
Tendenzen an der Macht haben. On ist ein emues Problem. Wir 
" 'erden nicht die Macht erUmpfen, um dann untereinander weiter· 
zukämpfem. ( ... ) 
Ganz konkret plant der Block für die jetzige Zeit nach dem Putsch 
(vom 15. 10. 1979; d. Red.), rur materieUe Verbesscrung der Lebens· 
ycrhältnissc des Volkes zu kämpfen, d.h. Kampf gegen die hohen 
LcbenshahunpkO$ten, Hir Lohnerhöhungen, aber auch rur die Frei· 
hei t der politischen Gefangenen U5W , Das bedeutet. alle unmittel · 
baren Bedilrfniue de i Volkes aufzugreife n als Mittel, um das Bewußt· 
sein dei Volke. zu heben, zumal manche Sektoren deli VolI\es noch 
sehr unter dem Einfluß reformistischer Gedanken stehen oder noch 
gar kein politisches Bewußtsein haben. 
In diesem Sinne plan t die Organiution das Bewußtsein des Volkel 
auf eine politische Ebene zu heben und zwar eben Hir den Kampf rur 
die am meinen empfundenen Bedürfnissc dei Volkes. Dies ill auch 
der WeB. um weitere Sektoren in den revolutionären PTozcß mitein· 
zubniehen und ohm;t auch die Absicht der Junta tu verei tein, mit 
bürgerlicher und imperialistischer Propaganda die Entwicklung des 
Bewußtseins des Volkes zu behindern. ( ... ) 

Sandinistische Einhe il als Beispiel 

Die Re\'olution in Nikaragua z.B. war ganz ande" als die, d:ie sich in 
EI Salvador anbahnt. Don gab es als Organisat ion, die FSLN, mit 
drei in ternen Richtungen. Hingegen gibt CI in EI Salvador drei Volks· 
organisa tionen (gemeint sind BPR, FAPU und die Volkslig-ol 28. Fe· 
bruar; d. Red.). die zu venchicdenen Zeiten in Erscheinung treten 
und unterschiedl iche Perspektiven aufwerfen. 
Wir haben aber denKIbm Feind vor uns, erkennen dieseIbm vor UM 
liegenden Etappen im revolutionären ProzeS, sehen denselben eha· 
r.tkter der Reaktionen usw. Die Einheit, die wir erreichen wollen, soll 
nicht aus Verhandlungen entstehen, .ondem aus dem Kampf selbi!. 
Dafllr steht auch Nikaragua als Beispiel. Die Einigung der drei Ten­
denzen der FSLN entstand im Kampf selbst, aufgru nd konkreter 
gemeinsamer Planung. In EI Salyador ist dieser Prozeß im Entstehen 
begriffen, mit anderen Merkmalen. ( ... ) 
Ich möchte noch eine Bemerkung bczÜ8lich der konkreten Aufgaben 
machen, die uns jetzt bevor Slchen. Der BPR hilt angeliclns dei 
taktischen Schachzuges des Imperialismus in unse rem Land.:, um die 
Volksbewegung aufzuhalten, folgende Aufgaben für sehr wkhtig: Er· 
Itens, den Kampf um die Freilassung der poliliKhen Gefangenen und 
Vel'Khwundenen yoranzutreiben. In diesem Moment werden diverse 
Mobilisierungen mit diesem Ziel vorgcnommm. So wurden 7_B. man· 
che Stra8cnaktionen iniliien, wie die BesetzunR de i Einl/::mltS zum 
Parlamenl oder die Besetzung des zentralen Parks La Libenad durch 
die FAPU (Einheitliche Volksaktion; d. Red.), um den Forderungen 
Nachdruck zu verleihen, bei denen die Junta aber nicht nachgeben 
wird. 
Die zweite wichtige Aufgabe, die das Volk verwirklichen mlllß, ist die 
Bildung von Stadneilkomitees, um den am meisten empFundenen 
Intere.scn und Bedürfni ssen der Meßlchen, die in einzclnm Stadttei· 
Im wohnen, Gehör zu venchaffen und um diese Men ilChm z,u organi· 
sieren. lIeute wird gerade diCK Aufgabe IChr ernst genommen und 
diCK Arbeit der Organisierung der Volkskomiteel in den cinzdnen 
Stadtteilen kommt schneU voran. 

LA "'JJER 

Die drille Aufgabe besteht darin , die Einheit dei Volkes voranzutrei· 
ben, um dem Volk noch größere Kraft zu geben, um dem Imperialis­
mus und der Bourgeoisie in unserem Land noch größere Schläge zu 
ycrseuen. Ganz konkrei muß auch die Organisierung der salvadorani· 
schen Frauen und ihre Eingliederung in den rcvolulionliren PTozeß 
vorangetrieben werden. Letzte Woche fand. schon eine Demonstra· 
tion der Frauen stall, an der sich über 5000 Demonstrantinnen betei. 
ligten. Wie meinen, daß es eine fundamentale Aufgabe ist, dic Fr .. u· 
en, als einen amgebeule ten Teil un'erel Volkes in die Reihen der 
konsequenten Organisat ionen zu integrieren. Dasselbe gilt auch fLir 
einige Sektoren aus den Minebchichten, wie die Marktfrauen oder 
die StaauangesleUten, die ebenfalls von der Unterdrückung durch 
den Kapilalismus und den Imperiaiismul betroffen l ind. ( ... ) 
(QueUe: Interview des mcxik.anischen Solida.ri tiukomitcel mit einem 
namentlich nicht genannten BPR· Vertreter, 0.0., 2.12.1979) 
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Itauputad' S/m saJ ... dQr: (luorilkr.,. im S,ra6cnkampf 

tiulI.8 Sie konSlitu,erten ihrerseit s ein legales Leitungsorgan 
rur die Massenarbeit, die Revolutionäre Koordination der 
Massen mit einer eigenen politischen Plattform. 
In einem kurz darauf der Öffent lichkeit vorgekgten Pro­
gramm für eine demokrat isch-revolutionäre Regi{~ru ng fo r­
derten die vier Massenorganisafionen die Beendigung der Re· 
pression, die Auflösung der Terrororganisationen, die Natio­
nalisierung der Banken, des Außenhandels und der Mono­
polumernehmen sowie eine wirkliche Agrarreform, Das Rei­
gerungsprogram m solle in erster Linie den Interessen der 
Arbeiterklasse gerecht werden, d ie Beteiligung d er Vo lks­
massen am Aufbau ei nes demokratischen StaaH:s sichern 
und aUe demok.ratischen F':..e iheitcn garantieren.9 

Demgegenüber env ies sich die Aufnahme von christde~o· 
kratischcn Politikern in die Junta von vornherein a ls fraglich 
und umstritten. Sie gerieten auch von Seiten der Reaktio n 
um er Beschuß. Generalstaatsanwalt und PDC-Führer Mario 
Zamora Rivas wurde von einem rechtsgerichteten Komman­
do ermordet, weitere 15 Funktionäre landeten auf einer 
Todesliste.10 

Dieser Angriff der Reak tion antsprang dem Versuch, die 
PDC-Po li tiker aus der Junta zu treiben und gegen eine poli­
tisch isolierte Junta, die dem ultrarechten Terror, der im 
J anuar und Februar dJ. 600 Tote forderte, machtlos gegen­
überstünde, einen Rechtsputsch auszulösen. 
Einbezogen in einen solchen Plan waren u.a. der stellvertre­
tende Verteidigungsminister Oberst Nicolas Carranza, der 
Kommandeur der Na tionalgarde Eugenio Vides Casanova 
sowie der Gründer und Führer der 80.000 Mann starken 
zwar verbotenen aber nicht entwaffn eten ORDEN, General 
jose Alberto ~·Iedrano.ll 

Da helfen auch die Beteuerungen der Carter-Adminstration 
nicht viel, sie suchte einem solchen Putseh vor;~ubeugen. 
Denn ihre derzeiligen Aktivitäten in und um EI Salvador 
laufen auf eine Begünstigung bzw. Rückendeckung für die 
rechtsgericht eten Kräfte hinaus. So sprach sich lJS-StaalS­
sekretär W. Bowdler bei Visiten in den Nachbarstaaten EI 
Salvadors dafür aus, daß Guatemala und Honduras ihre 
Truppen an der Grenze zu EI Salvador verstärken sollten mit 
dem Ziel, "einen militärischen Schutzgürtel um de n zentral· 
amerikanischen Staat zu legen",12 Das kann nicht.s anderes 
heißen, als daß die USA eine Invasion in EI Salvador vorbe­
reiten. Ende 1979 hatten die USA b ereits rur den Fall einer 
Wiederholung des nikaraguanischen Revolutionsbeispiels 
den Einsatz ihrer Eingreif truppe gegen die salvad.oranisehe 
Volksbewegung angedro ht . 
Zur Ermunterung des US·lnterventionismus hielt sich An­
fang März d J . fast die gesamte Führung der salvadorani. 
sehen Industr ie- und Plan tagenbesitzerverbände in Washing­
ton auf, "um die Amerikaner für eine Unterstüt l:Ung einer 
rechtsgerichteten Militärregierung zu gewinnen u:rtd sie zu 
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einer d irekten Intcrvenlioll in /l liltcl:unerika zu ermutigen· '. 
Angeblich sei ansonstcn eine .. kommunistische Maehtüher­
nah me" nicht mehr zu ve rhindern.13 

Damit verbunden iSI auch die 5timulierung der s,Llvadnrani­
sehen Rechten. So klagte der Erzbischof von San Salvador 
Oscar Arnulfo Rumero jüngsl di e US A der massivcn Einfluß· 
nahme an u nd warn te davor. daß die verstärkt e Militärhilfe 
flir die J unta gegen Linkskräfte eingeselzt werden kön nte. 
Am 12.1\brz dJ. wies er gegellüber der mexikanis <.: hcn Zei­
tung Ex celsior zudem d,Lrauf hin, daß die ~ I ilitärhilfe Wa­
shingtons aus großangdegten Waffen- und Munitionstr:llls­
porten bestehe . Kein Wunder, daß O.A. Romero von der 
salvadoranischen Ultrareehlen prompt mit der Ermord ung 
bedroht wurde. 
Auch die finanzielle Unterslützung der USA g{'ht weiter. SO) 
kündigten die USA dic Bereit stellung eines 49,8 Mio Dollar 
Kredits an . um e inen Versuch zu ulllernehmen. "die strau­
chelnde neue Regierung zu stützen und eine Mach tüber­
nahme der Linken abzublocken".14 
Di e Caner-Administrat iQn scheint aus ihrem Nikaragua­
Debakel wenig gelern t zu haben. Sie schreitet offenbar un­
aufhaltsam dem nächsten revolutionären Vo lksaufstand in 
Mittelamerika entgegen. 
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Washington, 20.8.1979; Neue Zürcher Zeitung·fernausgabe. 
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2) International Herald Tribune (Urr). Zürich,15.1 16.9. 1979 
3) Vorwärts, Ballei. 18. 10.19 79 
4) Ebenda 
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8) Barricada. Managua, 13.1. 1980 
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Proklamation der 
revolutionären Einheit 

I. DIE R[VOLUTION'\RE EINHEIT - EINE ERR UNGEN­
SCHAFT UNSERES HEROISCHEN VOLKES 

Wir, der Nationale Widerstand (FARN), die Volksbefrc iungskräfle­
Far.obuodo Marti (FPL) und die Kommunilli sche Partei EI Salvadors 
(peS). haben im vollen Bcwußuein unserer historiKhcn Verantwor­
tung und darüber, daß die Einheit ein unentbehrlicher Schritt rur den 
Triumph des Volkskampfes ist, bCKh.105$Cn, ein Organ der Revolutio­
nären Koordination zwischen uruc rcn nationalen Leitungen;tu schaf­
fen mit dem Zid, einen Prozc6 zunehmender Koordination der Poli· 
tik und des Kampfes unSCTCr drei Organisationen cim.uLcittn. 
Mit dieser Obcrcinkunft streben wirdcn fortsehreitenden organisato­
rischen ZusammcnschluB unseTCr Gruppen an und allen wahrhaft 
revolutionären Organisationen unsern Landn steht es offen, sich 
daran zu beteiligen. 
Wir sind der festen überzeugung, daß das Volk von EI Salvador aUe 
seine Krifle vereinigen muß, wenn es seine Befreiung erreichen will: 
es bl'1luchl die kämpferische Einheit seir.e r revolutionären Kräfte, 
seiner demokratischen Kräfte, aller patriotischen, aufrechten und 
progressiven Männer und Frauen. 
Die Grundung dieses Koordinationsorganes ist ein enucheidender 
Schritt, ein benimmender Beitrag auf dem Weg zur Errettung unseres 
Vaterlandes aus der Unterdrikkung, der Ungerechtigkeit und der im· 
perialistiI-Chen Vorherncbaft und ein wil:ht iger Beitrag Zur ETlangung 
der Freiheit, der sozialen Gerechtigkeit, der wirklkhen nationalen 
Unabhltngigkeit, der Volksbefre iung und des Friedens. 
Die Einheit unserer Organintionen vervielfach t die Krah unseres 
Volkei, beltirkt sein patriotisches Streben und bringt den Moment 
seiner Befreiung näher. Allein diese Absicht liegt unserer überein· 
kunft zugrunde, und wir haben damit einem Wurueh des salvadora· 
ni$Chen und mittclamerikanischen Volkes, einer Forderung von im­
mer breiteren Teilen unserer Gesellschafl enuprol:hen. 

11. OIE HISTORISCHEN WURZELN UNSERES KAMPFES 

Da heroische Kampf, den das sa.lvadorianische Volk heute Hir seine 
Befreiung fUhrt, hllt tiefe historische Wurzeln. Die heroiKhen Taten 
unsere. Volkes lassen sich zurik:kverfolgen bis zu den Tagtn des 
u hen Widentandel gegen das spaniKhe j och, und die Schla.:hten 
lind unzählbar, die es flir se ine Unabhängigkeit (proklamien 1821: d. 
Red.), fur sein Recht auf Land, Brot und Ausbildung, rur demo­
kratische Freiheiten, gegen die HerrKhaft des Yankee-Imperialismus 
und rur den endgül tigen Triumph seiner revolutionären Hoffnungen 
gesclllagen hat. 
Der Kampf für die Unabhängigkeit von Spanien und gegen die An­
nex. ion Mittelamerika5 durch das Imperium Iturbides (1821 ·23 
Staatsoberhaupt des unabhängig gewordenen Mex.iko, dem EI Salva­
dor zunächst eingegliedert wurde; d . Red.); der Aufstand der Nonual­
cos, gefuhrt von Ana$lUio Aquino, zur Erlangung der Glekhberel:hti· 
gung und zur Beendigung der barbariachen Ausbeutung durch die 
Gro6grundbesitzer; die enthusiastische Beteiligung am Heer Mora· 
zans (guatemaltekischer Führer der Liberalen beim Aufstand von 
1826: d. Red.), um die Vorherrschaft der kOßlervativen Reaktion 
niederzuringen und Miuelamerika ( 182'·'8 gehöne EI Salvador den 
V~inigten Provinzen von Miuelvnerika an:d. Red.) unter liberalem 
und demokrat'$Chem Banner zu vereinigen; die Beteiligung an dem 
Krieg, den d ie Brudervölker .da Isthmus gegen William Walker führ· 
ten, den Söldner der ex.pansioninischen und unteJjochenden Ambi· 
tionen der Yankees, die beahsil:h tigten, ,ich Mittelamerikas zu be· 
mäl:ht igen (Mex.ikanisch·Nordamerikani,cher Krieg 184648, wobei 
die USA 2/3 dei mex.ikanischen Territoriums annektierten: d. Red.): 
der bäuerliche Widerstand gegen den Raub der gemeinschaftlichen 
und kommunalen Böden: dieses sind die Marksteine in der GeJcilich­
te der Volkskimpfe im vergangenen jahrhundert. 
In diCltm jahrhundert stellte sich das salvadonnill<:.he Volk auf der 

Bas is dieser demokratischen Traditionen der 14jährigen grauliamen 
lIerrschaft der Melendez Quinonl:s emgegen: !leine besten Söhne 
JChlosscn sich un ler Führung von Augustin Farabundo Mani dem . 
ruhmreichen Kampf des Genenls der Freien Männer, Augusto Cesar 
Sandino (im nikaraguanischen Bcfreiung5krieg 1930-'3: d. Red.), Re­
gen die nordamerikanisl:hen Invasoren an und sie beteiligten sich am 
Arbeiter· und Bauemauhtand (in EI Salvador; d. Red.) von 1932. der 
im Blut von '0.000 Werktätigen erstickt \<iurde. Der Militär- und 
Volksaufstand und der Gtneralstreik vom April und ~Iai 19H b«,n­
deten die Tyrannei der ~Iartini $tcn (benannt nach dMl Militärdikla· 
tor General Hernandez Martinez 1931-44: d. Red.); die Schlachten 
gegen den Tyr,lßnen Osmin Aguirre in den Bergen von Ahuachapan 
im Dezember 1944; die kämpferischen Mobili~ierungen, die der ty· 
rannischen Hcrrsl:haft dCi Obersten Lemus (Präsident 1956·60: 
d. Rcd.) den GarJ.us machten; d ie andauernden und heroisl:hen 
Kämpfe der Arbeiter, Bauern, Lehrer, Angeslellten und Studenten 
rur die Wiedererlangung ihrer Rechte boten und bieten noch immcr 
~rolgreil:h der von der Milit irdiktatur entfesselten blutigen, reprcs· 
";ven Gewalt die Stirn. All diese Beispiele beweisen den unJ{Cbroche· 
nen Kampfgeill unseres Volkes und bezeug<cn seine kämpferischI: 
Tradition. 

Während der letztenjahrzehnte ist die Zahl der im Kampf gefallenen 
heldenhaften Revolutionäre ins Unermeßlil:he gestiegen: Sau! San­
tiago Contreras, j O$e Dimas Alas, Fdipe Pena, Clara Elizabeth Rami­
TCZ, Lyl Milagro Ramirez, Manuel R ivera, Rafad Arte Zablah, Rafael 
Aguinada, Victor Manuel Sanche~ und viele andere, bekannt die ei· 
nen, anonym die meis ten, die ihr Leben in vorbildlicher Weise für dic 
gerechte Sache der Volksbefrciung hingegeben haben. Ihr Opfer wird 
Millionen von Salvadoiar.ern und den kommenden Generationen ein 
Leben in einer geTCl:hten Gesdlsl:haft ohne Ausbeutung und Elend 
ermÖll;iichen. 

Unsere Organisationen sind die Erben dieser patriotischen, dcmokra­
ti$Chen und revolutioniren Traditionen unseres Volkes, der Unter­
drückten und Ausgebeuteten. Wir sind entstanden und haben uns 
entwickelt unter den unausgesetzten 5<:hlägen unserer erbitteuten 
Feinde. Wir \<illren "on Anfang an fest und unzertrcnnlil:h mit der 
großen Mehrheit unseres Volkes vereint. durl:h ihre moraliSl:he und 
materielle Hilfe sind wi r gewal:hsen und stark geworden. Aus diesem 
Grunde konnte es und ..... ird es auch in Zukunft unseren Feillden 
nicht gelingen, und zu Untören. Wir "creinigen die enul:hloul:mtcn 
und bewußtesten Vertre ter der In tercssen un~eres Vaterlandes und 
des Volkes und zusammen mit der Mehrzahl der Volksorganisationen 
verkörpern ""ir das Ergebnis aller Erfahrungen aus den aUligedchnten 
historischen Kämpfen. 

In diesem entscheidenden Moment unierer nationalen GC$<:hichte 
verfügen wir über mehr Stirke, Erfahrung, Entschlossenheit und 
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Fahigk,=it d,=n n j,=, um den ,=oogültig,=n Si'=g im Kampf d,=s Volkes von 
EI Sal..ador zu orxanisieren und :w kit,= n. 

111 . DI E OLIGARCHI E HAT DEN FRIEDLICH EN WEG VER· 
SPERRT UND DEM VOLK DI E GEWALT AUFGEZWUNGEN 

Währ,=nd der letzt'=n 2!1Jahre und in buonderem Maße seit Ende der 
60,=r J ahre in d,=r Kampf des salvadoranist;hen Volk'=5 ausdau,=rnd,=r, 
systemat iJt;her und organisieTler, bewußt'=T und kämpferis<:her ge· 
word,=n. 
Im Lauf,= diu,=r Im ensivi,=rungsperiode ha t unser Volk friedliche Mit · 
tci angewandt, um di,= dun:h die VerfaiSunt; gebo tenen Möglichkei · 
ten der gesc: II K hahlich"'n Umg..,ualtung zum Wohk dn groBen Mehr· 
heit zu nutzen. B,=i der B,=teiligung an Wahltn waren aber Bet rug, 
Erpr,=ssung und Repression die Antwort , die da. Volk erhidt (durch 
Verfabchung der letzten Wahlen vom Februar 1977 war dieopposi· 
tionelle Koalit ion UNO, b..,uehend aus Olristdemokraten, Kommuni· 
nen u.a., um den Sieg betrogen worden; d. Red.). Die Oligarchie, 
ihre Ag,=nten wi,= militärischen und politischen Inst rumentarien ver· 
sperrten diesen fr iedlich,=n Weg, nahmen dem salvadoraniu:h.., n Volk 
die Möglichkeit. sein,= historischen Hoffnungen und Zielt ohn,= Blut· 
vergid~en zu verwirklichen. 
Diese hinorhche Erfahrung war nicht umsoMt: die große Mehrheit 
machte auf d iese Weise die un,=rse tdiche SChule harter eigener Erfah· 
rungen durch und begriff so, daß die Veränderung des Landes, d ie 
Freiheit und soziale Gerecht igkeit nur errung<:n werden können, 
wenn die Macht ,=iner Handvoll unersä tt licher groBer Ausbeute r, 
Henkcr und Vaterlandsverräter entrissen wird; daß es dazu no twen· 
dig ist, mit der Waff,= in der Hand zu kämpfen und das legitimste und 
o!x:rste Recht ,=i ne. Volk..,. anzuwenden: d.u Recht auf Erhebung. 
Das llI.l..adoranisch.., Volk hat di.., Gewalt nicht gesucht. Sie wurd .. 
ihm ,'on d .. r Oligarchi .. und de r ihr gehorsamen, verbrecherischen 
Militärtyrannei aufgezwungen. Zur Gewalt des herrschenden Sy· 
nem,. das die Werktä tig<:n zu ~I unger, t: lend, Analphabetismus und 
Arbeitslosigkei t - was d ie Unterernährung unsen:r Kinder mehrt, die 
clementarnen Recht,= umeter Bevölkerung n..,gie rt - verurteilt, ge· 
,;elite sich die st .., t ige m ili tärische Agt;re$$ion gegen das unbewaffne te 
Vol k, insbesondere von seiten der Sicherheiukräfte (in diesem Zu· 
sammenhang se i be ispiel~weise an die Ereignisse in Chinamequita, La 
c..yet~IU und in Tres Calle~ im Jahre 1974 erinnen). Mi l den als 
"ant iaufständisch..,r Krieg" bezciehneten Aktionen wurde versucht, 
alle Forderungen und Kämpfe d..,r großen Mehrheit im Blut zu n· 
sticken. 
Dadurch " 'urde in unserem Volk das Bewußtsein geweckt, daß ihm 
kein .. nderer Weg bliebe ah sieh zu bewaffnen und zu organisieren, 
um so :auf di.., Aggr..,ssion zu antworten und seine Kämpfe, se ine 
Errungemchaften und sein Recht zur Veränderung d..,r Gesellschaft 
zu ' ·e rte id iKen. 
Auf diese Weise wurde der bewaffnete K .. mpf ein allgemeiner und 
unlöslicher ßcstandte il des politischen Kampfes; formiert e und ver· 
vielfachte sich die revolutionärc Guerilla, verviel fachten ,· .. nnehrten 
. k h in brei tem Maße Sdbsh'erteidigungsorgane der Massen bis hin 
zur Gründung der Miliz und der Inan!;Tiffnahme des Aufbaus des 
Volkshecrc •. Nunmehr stellt die re"olutionäre Gewalt in jeder Hin· 
!>icht ein nicht wie<l er rückgängig zu mllChendes Recht des s;olvadora' 
nischen Volkes da r. 

Oie OliKatchie und ihr.., H .. M..,rshelfcr rufen heute heuchle risch nach 
"Frieden"; si.., fonl..,rn, daß unser Volk auf sein.., Rechte ,·erzicht..,t, 
sich unter ihre r grAusamen Herrschaft beugt, daß n widerspruchslos 
die Auslieferung und Au.plünderung , ..,ines Vaterlandes hinnimmt. 
Ihren Frieden woll..,n sie dem Volk mit Imfe ,'on Blutbädern, [nt· 
flihrungen, Einkcrkerung und Verbannung aufzwing<:n: es in din ein 
t'riedhohfrieden. Wir, die FPL, die t' ARN und d ie PCS kämpfen, 
fest und un\'erbrüchlich mit dem Volk "erbunden, für einen Frieden 
in Gerechtigkeit, Unabhängigkei t und Freiheit. Zusammen mit dem 
Volk werden wir kämpfend diesen ~recht en Frieden erringen. 

IV. DI E NATIONALE KRISE IST TIEFGREIFEND UN D KANN 
NICHT DURCH FLICKEN UN O MASSA.KE R OBER WUNDEN 
WE RUEN 

Die .. ktuell .., liOIl.· .. doranische Gcsellschah in so struk turierl, daß ci · 
nige wenil(e im Oberflu'ß leben können, die imperialistischen Mächl.., 
uns ungestÖrt berauben können und e in kleine Clique ihr.., unbann· 
hen.illc Herrschaft aufrechtzucrhalten . ermag. Aber diese: ökono· 
misch·sozialen Strukturen befinden sich zur Zei t in einer ,icf..,n 
Kri se. 
Diese Kri . c e rstreckt ~ ich auf die ßn itz· , Produktions· und Distribu· 
tioßS\'erhli hni sse: ; au f die kommenielle, finanzie lle und I..,chnologi · 
sehe Abhängigkeil .-em Imperialismus; auf die Ausbeutung durch die 
tranmational..,n Niederlassungen auf IUt ionalem Boden. Durch die 
\\'iruchafu kri s.e , welche d ie ganze kapitalist ische Wel t ..,rlebt , wird 
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unsere nationale Kris,= noch vn K h!irft. 
Auch d i,= Militärdiktatur, die uns a ls Statthalter d,=r Oligarchie und 
de, Imperial ismus seit nun schon 48 Jahren unt ..,rdriickt , wird von 
dieser Kriese un..,ntrinnbar crfaßt. Schon seit langer Z..,it fUhrt das 
Volk den Kampf dageg<:n, weiterhin von dieser blut igen Mil itirTegie· 
!\Ing beherrscht zu w.., rden. 
Di.., politische Kris.., verschärft d ie Wirtschaftskr ise, wodureh ein.., 
Beschleunigung der Kapitalflucht , der Stillstand und sogar die 
Rückwärtsentwicklung der natiQnalen Wirtschaft bewirkt werden. 
Die überkom menen jurist ischen und ideologischen Instrumente der 
herrsch,=nden KlasSt;n zur Beeinflussung und Berh..,rrschung der werk· 
tätig..,n Massen sind zerstört. Da, Zeichen unse rer Zei t ist die wach· 
sende Volksrebellion. 
Alles in allem sind die eigenen Reihen der herrschenden Klassen und 
ihrel Mililärappilnteli brüchig geworden. 
Der Heroismus d.., s Widerstands und Kampfes unser..,s Volkes haben 
den von der Bourgeoisie erstrebten Ausweg aus der Krise, der die 
Installierung einer faschistischen oder faschiuoidtn HelTSChaft zur 
blutig..,n Unterdrückung und Ausronung der revolulionären Orpni$a ' 
tionen und Kämpfe r \'o rsah, verhinden . 
Auch der Versuch, eine sog. drine historische Alurm.li",=, die des 
Reformismus aufzubauen, schlug fe hl. Die Ereignisse im Zusam men· 
hang mit dem Staaustreich vom 15. Oktober (1 979. Etablierung ei · 
ne r mili tärisch·'livilen J unta; d. Red.) haben bewiesen, daß die Krise 
auf diesem Wege, wie ihn sich einige Sektoren des Imperial ismus, der 
ßourg..,oisie und des Mi tt c!standes vorstellen, nicht zu überwinden 
ist. 
Die Anst rengungen, d i.., d..,rzei t mit der entschi..,denen Unterstützul18 
durch die US·Regi..,rung zur Rettung <H:I rdormist ischen Projektes 
unternommen w.., rd..,n, sind von vornherein zum Scheitern v.: rurte ih . 
Di.., reak tionärst..,n Teile der Oligarchie und des Imperial ismus, di ,= 
Paneigänger der Konterrevolution, entziehen dem bütgcrlichen Re· 
formprojekt ihr.., Uoterstützung und ve rsuchen, dem Land einen 
völkermörderischen Krieg aufzuzw ingen, der di,= Ausrottung von 
Zchntausenden von Intellektuellen und einfachen Menschen aUI dem 
Volk bedeuten würde. 
Indem wir unse re warnende Stimme erheben, versichern wir gle ich. 
zeitig, daß .." den konterrevolut ionären Kräften nich t gel ingen wird, 
die revolutionäre Volksbewcgung zu zerschlagen, sondern daß sie 
sc lb$! durch die starke Hand des geeinten und bewaffne ten Volke. 
geschlagen werden. 

V. DIE VOLKS REVOLUTION -
I:: INZIG WIRKLICHER AUS ..... EG 

Um Irrtümer auszuschl ießen. sei noch einmal betont : die einzig wirk· 
liche und wirksame Alt..,rnative zur Lösung der nat ional..,n Krise zum 
Wohle des Volkes ist d ie bewaffnete Volksrevolut ion, deren Krätle 
im Kampf v"'r\lielfacht werden. 
Di'=lie Revolut ion wird k..,in Akt der Rache sein, sondern der Gerech· 
tigkeit und befreiend..,o Veränderung; durch sie w..,rden dem ganu n 
Volk seine t'reih .., iten und ,eine demokratischen Rechte gesichen , 
wird der Aufbau einer wirklichen Demokratie ennöglicht werden; die 
Ländereien werden unte r der groBen Mehrh..,it auf dem Lande ver· 
teilt, unter denen, die si.., bearbeiten und die den Boden urbar 
machen; die wahrhafte nat ionale Unabhängigkeit wird erobert , durch 
die unser Volk sein Recht auf freie Entscheidung über Jt; in Schicksal 
wrückerhilt; dun:h diese und weitere grundlegende Veränderungen 
werden würdige materie lle und ku lturelle l.cbensbedingungen ftir das 
werktätige Volk ge,ieher! sein. 
Diele großen Aufgab..,n können nur realisiert w..,rden, wenn zuvor die 
Revolution triumphiert . d.h. wenn ,ie di ,= Macht erringt, d ie schimpf· 
lich,=, korrupte und blutige Maschinerie der Mi litänyrannei zerstört 
und auf der Grundlage de r Volksmachl ein.., revolutionäre , demokra· 
ti$(he und ant iimpt;r ialistisch.., Regleru llJl: errichtet. 
Dieses ~i nd die snat..,gischen Ziele der Revolution, für die unsere 
Organ isationen zusammen m it den 3vantgardislischsten Kräften d..,. 
Volkes kimpfen. 
Um diHer Revolution zum Sieg zu ve rhel fen, haben wir beschlossen, 
mit unserem Zusammenschluß den Prozeß der Verdnigung aller revo· 
lut ionären Kräfte und d..,r Vereinigung d ieser mit allen demokra· 
tischen Kriften, Zivilist,=n und Militärs. Religiösen und Weltlichen, in 
Gang zu bring..,n. 
Oie revolutionären und demokr<ltischen Kräfte sind die zwei großen 
Strömungen, aus denen der Kam pf des sah'adoranischen Volke' he r· 
vorgehen wird. Diese beiden Strömungen zu ~ereinigen bedeute t, das 
Volk zu einen, es ihm zu ermögli t;hen, al le $e ine Poteru:en und Fähig· 
ke iten zu nutzen und die breitellmögliche interna tionale Solidarität 
1.U gewinnen mit dem Ziel, den mächtigen und grautamen Gegner zu 
isoli,=ren und zu be~iegen. 
Oie Einheit d..,r revolutionären und dtmolulitischen Krii ft e ilt e ine 
dringende Notwendigkeit. e ine unerJlißliehe Vorausse tzung für d i,= 
Befr..,iung dei s;ol''lIdoranischen Volkes und muß schnellstens t;treieht 
werden. 



Wir wenden UIU an die progressiven Scktoren der Kirche und des 
Militärs, der oppositioneUen Parteien, an die unabhi ngigcn, gewerk­
J(:haftlichen und Ben.Jfsorpnisationen im alltcmeinen, an aUe Intel­
lektuellen und demokratischen Persönlichkeiten, seien sie Mitglieder 
einer bestimmten Partei odu nicht, an die zahlreichen Vertreter der 
kleinen und mittleren Unternehmer, an aUe, die ,ich heute um einen 
patriotischen Ausweg aus der KrU.:o: bemühen und. die mit ständig 
wachsender Besorgnis die Forden.Jng der Oligarchie Ililch Gcfolg­
IChaft und Unterstützung ihrer Ausbeutung beobachten, und wir sa­
gen ihnen: ~ngcachtet der zwischen ihnen und UIU existierenden 
ideologischen und politischen mfrercnzen anerkennen wir ihre Ver· 
diell$te und ihre Bemühungen um den Aufbau der Demokratie und 
das Erreichen sozialer GerC<:htigkeit flir unser Volk und wir bitten 
sie, zu seiner Einheit beizutragen und seinen Befreiungskampf wirk· 
111m zu unterstützen, wir fo rdern sie auf, sich aktiv In dem beginnen­
den großen Einigungspro:r.eB zu beteiligen und ihre von Uni respek­
tierten Ideen, Fähigkeiten und Möglichkeiten, ihren Einfluß und ihre 
Freiheiuliebe in den D ienst dielCr $ache zu lIelien. 
DiCK große Einheit dei salvadoranischen Volkes wird lCinen Sieg 
be$Chleunigen und erleichtern, den nichts und niemand wird verhin­
dern können, IClbst weM er unter den größten Opfern erkämpft 
werden muß_ 
0 .. heroische, kämpferische und stolze salvadorani,che Volk wird 
niemals aufgeben. Seine Stunde ist gekommen und CI wird sich be­
freien, geführt V(ln se inen revolutionären Organisationen, es wird die 
Ketten der reaktionän:n Militärdiktatur, V(ln der es seit einem halben 
jahrhundert beherrscht wird, sprengen, und Jie filr immer :r.erschla-

11'". 

VI. DIE AUFRICHTIGEN ANGEHORIGEN DES MILlT.(RS 
MOSSEN AUF DER SEITE DES VOLKES K)WPFEN 

In der Geschichte de r Kämpfe unseres Volkel haben aufrechte Mili · 
tärs V(ln patriotischer und demokratischer Gesinnung wichtige Seiten 
geschrieben. 
Die salvadoranische Armet: lIeUte sich gegen die anncxionistischen 
Bestrebungen des MexikaniKhen KailCrreichel unter humide im 
Jahre 1822, befehligt durch ihren Gründer, Manuel JOIC Arce. Die 
Einheit .bestrebungen des Genenls Gerardo Batrio. bedeuteten eine 
eindeutige Haltung zur Verteidi/{llnlt der Souveränität der mittel­
amerikanischen Völker und bewielCn den 1850-60 in der salvador.t· 
nischen Armee herrschenden reformist ischen Geist. 
Durch die unheilvoUe und schmerz.liche EntwicklullJj:, die der junge, 
eben erst unabhängig gewordene Staat durchmac::hte, geriet die 
Armet: unter die Hegemonie der schlimmsten reaktionären Kräfte 
unter den Gn.Jndbesit:r.ern; die Korruption und BCJtechlichkeit einer 
Minderheit der Kommandeun: fUhne n zum Verrat an den freiheitli­
chen und demokratischen Idealen der Begriinder de r Armet:. DieKr 
Prozeß gipfelte in der Installierung der Militärtyn.nnei im j al\re 
1932: die Funktion der Armee wurde damit redu~iert auf den Schutz 
deljenigen, die das Vaterland aussaugen und verTa ten sowie auf die 
tagtägliche Unte rd rückung unseres Volkes, wodurch die tiefe Feind· 
schaft zwischen den Militiin und ulUerem Volk, auS welchem sie ja 
auch hervorgegangen .ind, entstand. 
Die Armee wandelte lich :r.um Parteigänger der Oligarc::hie der großen 
Kapitalisten und Gn.Jndbe. iuer, aber in jeder Generation der Militm 
gab es auch einige, die Patrioten blieben, die rebellierten und sich auf 
die Seite dei Volke. und gegen deslCn Feinde nellten. Ein leuchten· 
des Beispiel dafür sind die Offiziere, die sich 11m 2. April 1944 gegen 
Martinez (General und reaktionän:r Militärdiktator 1931-44; d_ Red.) 
erhoben und dabei ihr Leben hingaben. Oie Beteiligung junger Mili­
tän an der Schlacht von Ahuachapan gegen Osmin Aguirre, die Er· 
hebung gegen Lemus im Oktober 1960, der unterdrückte Aufstand 
V(lm 25. März 1972, diesel sind weitere Beispiele dafur, daß sich 
ni.cht alle Angehöri&en du Militärs in die tnurige HenkerTolle fiigcn, 
die ihnen aufgezwungen wird. 
Die Bereitschaft, sich mit dem Volk zu verbünden, welche sich in den 
letzten Monaten in großem Maße unter den jungen Offizien:n gezeigt 
hat , beweist , daß das Erbe der pa tr io tis(:hen Tradit ionen in der 
Armee noch lebendig ist. Die Oligarchie und die Reaktion haben aber 
erneut ihre Bestrebungen um Veränderungen zunichte gemacht_ 
Die aufric::htigcn Militän sind bestrebt , bewaffnete Auseinandeuet­
Ulngen zwischen den Streitktiiften und dem VoLk zu ItCrmeiden_ Wir 
teilen diese Empfindung und lind der Aruicht, daß dielC Militirsals 
Ehn:nmänner und Patrioten, als Teil des Volkes, den ihnen gebuhren· 
den Platz beim Aufbau einer neuen GeseilKhaft einnehmen werden. 
In der Armee sind CI die einfachen SoLdaten und die unteren Dienst­
ninge, die dem Kampf des VoLkes das größte Verständnis entgegen­
bringen, denn sie selbst sind Werktätige und Werktätigcnsöhne, und 
ein Platz in der VoLbarmee ist ihnen sicher. 

Zu .. mmen werden wir eine GelCUschaft aufbauen, in der die Armet: 
der wirklic::he bewaf(ncte Arm des VoLkes sein wird, der Verteidiger 
leiner Fn:iheit und der Gerecht igkeit, der fe"e Garant der heute 
noc::h mit Fußen getretenen nationalen Souveränitit. 

VU. WIR UNTERSTÜTZEN DIE REVOLUTIONXREN KAMPfE 
UND DEMOKRATISCHEN BESTREBUNGEN ALLER 
VOLKER UND LERNEN AUS IHREN ERFAHRUNGEN 

Der heroische Kampf dei nikaraguanischen Volkes, angeführt durch 
die siegreiche Sandiniuische Front für die Nationale Befreiung, in 
eine weitere Quelle der hupiration unscn: r Einheit und uruc:re. Ent· 
schlu loSes, bis zum Sieg zu kämpfen. 
Der sandinistische Siq: hat am miltelamerikanischen bthmw eine 
Epoc::he der ReV(llut ion eröffnet; wir lernen aw ihrer Erfahrung und 
wir werden sie zu nutzen wissen, indem wir sie enuprechend unserer 
jeweiligen Situation und unseren Problemen anwenden_ 
So wie wir uni einer In tervention der CONDECA (Zentralamerikani­
scher Verteidigungsrat, 1964 gegründet von Gualemala, Hondur .. , EI 
Salvador und Nikaragua; d. Red.) und du Yankee· lmperialismus im 
Kampf gegen Somoza wideneul haben, so werden wie jeden inter­
vcnt ionistischen VerRIch mit dem Ziel der Niederschb.gung des Frei· 
heitsbegehrens UlUCrCJ Volke. verurteilen. 
Wir begreifen die ReV(llution in EI Salvador als einen Teil der Revolu· 
tion in Mittelameriu und als einen Beitrag unlCre5 Volkes zur Be­
freiung aller Völker des Kontinenu. Wir unterstützen die demokrati­
schen Bestrebungen, die von immer mehr Völkern und Rcgien.JDgCn 
Lateinamerikas aufgenommen und weiterverfolgt werden. Wir 
schätzen die antiimpcrialistischen Posit ionen, d ie Berei tschaft zur 
Verteidigung der demokntischen Emmgenschaften und des inter­
nationalen Friedens, die die Völker und Regierungen von Panama, 
MCltiko und Kostariu, die Länder des Andenpaktes und der Karibik 
zeigen_ Wir untentützen den Kampf der VoLker von Pueno Ric::o, 
Bcli:r.c und Panama für ihr Recht, ihr Schicksal se lbst zu bellimmen 
und fU.r die Herstellung ihn:r territorwen Souveränität. 
Wir wünschen die Einheit Miuclamerikas, aber wir weisen sie zurück 
unter dem Vor.teichen einer äußeren Intervention und Unterjochung 
unserer Völker durc::h eine au$ländische Macht. Wi r beabsic::htigen, die 
Betiehungen zu allen mille lamerikanischen Ländern zu erweitern_ 
Wir hoffen, auf der Bui, der Sclbubestimmung freundschaftLic::he 
und brüderliche Beziehungen zu allen Völkern der Erde anknüpfen 
zu können. 
Wir verurteilen den Kolonialismus in jeder Form. Wir unterstützen 
den Kampf der Völker dieser Erde gegen autländische Unterdrückung 
und gegen Ran i,muJ, ganz besonders den Kampf des palästinensi· 
schen Volkes gegen den Zionismus und den der Völker Afrikas gegen 
Rassismus und Apartheid. 
Die Entschließung des VI. Gipfeltn:ffens der nichtpaktgebundenen 
Länder in Havanna un ters tützen wir in allen ihren Punkten; wir be­
flirwonen die Errichtung einer Neuen Internationalen WirtKhafu­
ordnung und sind entK hiedene Vertreter der Entspannung, der Ab· 
rüstung und der Sicherung des Weltfriedens. 

VIII. MIT DER VOLKSEINHEIT ZUM ENDGOLTIGEN SIEG 

Die Bedeutung unserer Obereinkunft tu r Koord ination und Einheit 
eröffnet eine neue Seite unserer nationalen Geschichte, der GeKhich· 
te des Kampfes um die endgül tige Befreiung unseres Volke,. 
Arbeiter, Bauern, Studenten, Lehrer, Angutellte, progressive Intd· 
lektuelle, Bewohner der Elendsquartiere, kleine und mittlen: Unter­
nehmer, fortschrittlic::he Geistliche, demokratische Sektoren im allge· 
meinen, patriotische Militäu, MäMer und fnuen ulUercs Volkes, 
ItCreinigen wir uns alle, um unsere endgiiltige Volksbefreiung zu er­
langen. 
Der Moment ist gekommen, in dem unsere ganze Kraft für den Tri· 
umph der Revolution einzusetzen ist! 
Die entscheidenden Ph;l$l:n dei Kampfes werden han und schmerz· 
haft sein, aber der Triumph ist uns sicher. Das Blut, vergossen V(ln 
Tausenden und Abertausenden von Patrio ten seit dem vcrgangenen 
Jahrhundert, die Hoffnungen und du Blut unserer gcKhätzten Ka­
meraden, die in den letz ten jal\n:n gefaUen sind, tragen heute 
Früchte in der t: inhei t, mit de r unlCr Volk auf dem Weg zum endgül­
tigen Sieg voransehreitet. 
Es lebe die fe. te und breite Einheit des sal""doranischen Volkes! 
Es lebe das Bündnis de r Arbeiter und Bauern ! 
für eine revolutionäre Volksregien.Jng! 
Es lebe die internationale Solidarität der Völker! 
();u vereinte Volk wird siegen! 

EI SaLvador, Mittclamerika, 10. Januar 1980 
Nationale El<ekutivleitung des Nationalen Widerstandes (FARN) 
Zentralkommando der Volksbefreiungskräfte - Farabundo Mani 
( FPL) 
Zentralkomitee der Kommunistischen Panei von EL Salvador (PCS) 
Revolution oder Tod, das bewaffnete VoLk wird siegen! 
Proletarier aUer Under, ItCleimg! Euc::h l 
Bewaffneter Kampf heute, Sozialismus morgen! 
(QueUe: Barricad:., Managua, 15. und 14.1. 1980) 

" 



Guatemala 

Hanne Denk Zuspitzu ng nach der 
Botschaftsstürmung 

In den letzten Monaten spitzte sich auch in Guatemala die 
politische Lage w. Weltweites Aufsehen erregt e der brutale 
Einsatz guatemalt ekischer Miti lärcinhei ten in der spanischen 
Botschaft von Guatemala-Stad t Ende J anuar dJ . 
Indianische Landarbeiter aus dem Indianer-Depanmcnt EI 
Quiche hatten die Botschaft friedlich besetzt. Sie pro testier­
ten gegen die T errorisierung der Bevölkerung durch Polizei, 
Militä r und privaten MÖrderbandcn. Und sie ver langten Auf­
klärung über das Schicksal verschw undener Landsleute. 
Nachdem die Bauern vergeblich bei lokalen Behörden und 
beim Nationalkongreß vorgesprochen hatten, besetzten sie 
im J anuar d.]. zwei Rundfunkstationen und schl ießlich die 
Botschaft Spaniens. 
Schon zweimal zuvor. im September 1978 und im juni 
19 79 waren friedlich verlaufene Besetzungen der Schweizer 
bzw. m exikanischen Botschafl d urch guatemaltekische Ge· 
werkschafter erfolgt. Am 3 1. januar 1980 dagegen stürmten 
200 schwerbewaffnete Angehörige der Modell Bataillon, 
ei ner von US·Spezialisten ausgebildeten Elitetruppe der gua­
temaltekischen Strei tkräfte, das Gebäude. 39 Menschen fan­
den den Tod. Einzige Oberlebende waren der spanische Bot· 
sehafter und ein Campesino, der jedoch wenig später aus 
dem Hospital entführt und ermordet wurde. Als zwei Tage 
später der Trauermarsch für die Opfer zu einer antidiktatOri­
sehen Massendemonstration von Zehntausenden ger iet, als 
diese in Sprechchören "Das vereinte Volk wird siegen!" rie­
fe n, eröffne ten die Mili tärs abermals das Feuer. 

Das Blutbad zeigt, wie die Herrschenden auf berechtigte 
Forderungen der unterdrückten Volksrnassen antworten, 
und das in e inem Land, das gekennzeichne t is t von 70% 
Analphabetent um , mehr als 4 2% Arbeitslosigkei t, 85% un­
terernährter Bevölkerung und der nach Haiti höchsten Kin­
dersterblichkei t auf d em lateinamerikanischen Ko ntinent. 

Erklärung Indianischer Landarbeiter 
Am 16.1. 1980 wandten sicb indianische Lanm.rbeiter allS der Ge­
meinde Usp.mtan im Departement Quicbe mit folgender Erkliirung 
an dils guatemaltekische Volk, welche die Motive für die Besetzung 
der spanischen Botscbaft in Guatemala-City erbeIlt .. 
I. Die Repres~ion dun:h die nationale Armee und die Großgrond· 
besit:l:er hat von unserem Volk weitere Opfer gefordert, Frauen, 
Männer und Kinder. Im Oktober 1979 wurden 9 unserer indiani· 
schen Genossen aus Uspanran entfUhrt. 7 ~ind von der Annee nach 
Olajul gebracht worden, wo sie im De~ember brutal ennordel wur­
den. Um offiziell behaupten ~u können, die Genossen seien bei 
Kämpfen mit der Armee umgekommen, zogen ihnen die Mörder 
Kleidung von GueriUeros an. 
2. Am 9. Januar 1980 hat das Militär .unlere Gemeinde überfaUen. 
Sie haben unsere Tiere und unser Essen gestohlen und anschließend 
unsere Hüllen zerstört. 
3. Wir werden durch Mißhand'iungen und Bedrohungen Tag für Tag 
terrorisiert. Viele unserer .' rauen wurden vergewaltigt. viele unserer 
Genossen verschwanden spurlos. . 
4. Sie vertreiben uns VO ll unserem Boden, zerstören unsere Aus· 
weise und Besitzurkunden. 
Die Repression dun:h die Armee und ihre paramili tärische Kräfte 
macht uns das Leben unerträglich. 
(QueUe: ila·info, Nr. 33/Män 1980) 
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"Aber die größt e Tragödie unseres Volkes, das an großen 
sozialen und wirtscha ftlich en Problemen leidei, is t , daß alle 
Regierungen seit 1954 (dem Sturz der progressiven Regie­
rung Arbenz, d. Red.) uns ah einzige 'Lösung' Repression 
anbie ten," 1 hieß es in der Grundsatzerklärung der Demokra­
t ischen Fro nt gegen Gewalt und Unterdrückung vom März 
1979. 
Besonders hart ist hierbei die Landbevölkerung der nördli­
chen , ärmsten Provinzen betro ffen. Die Bauern , die zu 85% 
landlos oder so gut wie landlos sind (2% der Bevölkerung 
besi tzen 72% des Bodens) , sind gezwungen, zu Hungerlöh­
nen auf den Latifundien zu arbei ten. 500.000 verließen ihre 
Heimat auf Suche nach Arbeit. Oft werden die Campesinos 
zur Ernlezeit mit Gewalt zu den Kaffee-, Baumwoll· und 
Zuc kerplantagen an die Küste transportiert. 
Wer sich weigert, wird von einem der unzähligen Mordkom­
mandos aus dem Wege geräumt. Zwisc;hen November 1979 
und Februar 1980 verschwanden weitere 60 Pa trioten. Un­
ter dem Vorwand der Kollaboration mit Guerillaorganisalio­
nen werden Bauernfiihrer liquidiert. Von Säuberungskom­
mandos der La tifundistas oder der ausländischen Konzerne 
verjagt man die Indios von ihrer letzten Par.telle . Besonders 
seit vor vier j ahren Erdöl und Nickdvorkommen in der Pro· 
vinz Quiche entdeckt wurden, nimmt der rücksichtslose 
Landraub zu. 
Die US- Firmen Exxo n und Ex niba l versprachen die Er­
schl ießung "wenn die Region ruhig bleibt".2 Daneben plant 
die guatemal tekische Regierung den Bau einer Oberland­
straße (der Franja Transversal del Nort e), die Mexiko und 
Honduras verbinden soll. An dieser infrastrukturellen Ver­
besserung sind 14 Ölkonzerne interessiert. 
Strategisch bed eutend is t ein weiteres Projekt : der Bau einer 
Pipeline, die es den USA ermöglichen soll, Erdöl aus Alaska, 
Indonesien und Ekuador bill ig und unt er Umgehung des 
Panamakanals an ihre Ostküste zu transportieren.3 

In dieser gewinnbringenden Region besitzen auch guatemal­
tekische Regierungsmitglieder wie Verteid igu ngsminis ter 
Duo Spiegeler, Landwirtschaftsm inister David Ruhio, Ex­
präsident Arana 0 50rio oder der amtierende Präsident Lucas 
Garcia riesige Ländereien. 
Solche Winschaftspläne bedürfen einer garantierten "poHti· 



5Ch~n Stabilität". So erhält d~r nichl ~inmal von 10% der 
Wahlberechtigten bei den Präsidentschaftswahlen 1978 un­
terstützte Diktator Lucas verstärkt Militärt\.ij fe aus W,ashing­
ton. Zumal das "Ausscheiden" Somozas und des salvadora· 
nische n Diktators Ro mero aus dem Zentralamerikanischen 
Verteidigungspakt (CONDECA) die Position 'Ion Lucal 
schwä.ch!. Auch die BRD, mittlerweile zweitbedeuteruter 
Handelspartner Guate malu, lidert Waffen. 

Doch beflügelt durch die nikaragua nische Revolution 
wächst , ungeachtet aller Repression (vg!. AlB, Nr. 
7-8/1979), der Volkswiderstand. Wiederholte Massendemon· 
st ratio nen in den jahren 1978, 1979 und 1980 (so im Sep­
tember 1979 und januar 1980 in Guatemala-Stadt) sind ein 
Zeichen daflir, daß die revolutionäre Bewegung in G uate­
mala deutlich a n Aktivität und Breite hinzugewann. Ein wei­
teres Indiz ist das Entstehen neuer dem o krat ischer Arbei­
ter" Bauern- und Studentenorganisatio nen, so der Födera­
tion der Arbeiter Guatemalas, des Einheiukomit ees d(:r Bau­
ern, der Robin·Garcia·Studentenfront, und neuer Guerilla­
gruppen wie der Organilat io n des Volkes unter Waffen 
(ORPA), gegründet im Herbst 1979.4 

Ein drittes Anzeichen sind verstärkte Guerillaaktivitä te n , die 
zusehends Anklang und Unterstützung im Volk find e n. So 
erklärt es sich, daß die bedeutendste Guerillagruppe, die 
Guerillaarmec der Armen (EGP), in den let zten Monaten 
rund 70 Orte besetzten und dort politische Versammlungen 
abhalten konnte. Als Vergeltung für du Botschaftsma.ssaker 
überfielen EGP-Einheiten Anfang Februar d.] . einen Arm ee­
transport und tötete n 11 Soldaten. 

Vorange trieben durc h du Nat ionalkomitee für Gl.owerk­
schaftseinheit (CNUS, 1976 gegründet) im Mä.n: vergange· 
nen jahres mit der Bildung der De mokratischen.Fro nt ein 
erster wichtiger Sch ritt zur Einigung der antidiktatol'ischen 
Kräfte gelungen. Du gemeinsame Anliegen der Gründer: 
.,Wir müsse n erkennen, daß wir die Verantwortung und 
Pflicht haben, eine Organisation zu gründen , d ie alle Opfer 
der Repression vereint ." s 150 Bauern·, Arbei ter- , St uden· 
ten· und andere Organisationen schlouen sich d em Bündnis 
mit dem Ziel an, den Kampf gegen die Unterdriickung und 
du Lucas-Regime , für die Unterstützung alle r Be troffenen 
und ihrer Familien so wie für d ie Solidarität mit alle:n Un­
terdrückten Lateinamerikas gem einsam zu führe n . 
Anlä ßlich ihres SO. jahrestages im Se pte mber 1979 be tont e 
die in der Illegalität kämpfende Guatemaltekische Partei der 
Arbeit (PGT) anknüpfend an die nikaraguanischen Erfahrun· 
gen, nochmals nachdriicklich die Notwendigkeit einer ra­
schen Vereinigung aller revolutionären, antiimperialistischen 
und antio ligarchischen Kräfte. Sie fo rmulierte in einem 
5-Punkte-Minimalprogram m die Fo rd erungen: •. d e mokrati­
sche Freiheiten und soziale G erechtigkeit , bessere Löhne, 
Beendigung d es T e rro rregimes , Respektierung d er Men· 
schenrec hte, Sc hluß mit der Ausplünderung der Naturreich­
tümer Guatemalas durch imperialist ische Mächte und Her­
stellung der natio nalen Unabhä ngigkeit."6 über diese und 
andere Vorschläge der guatemaltekischen Linkskräh e zur 
an tidi ktatorischen Einheit finde t gegenwärtig eine intensive 
Diskussion statt. 
Auch Guatemala strebt. ähnlic h wie Nikaragua und EI Salva­
dor. d em "revolutionären Sturm" entgegen . 

Anmertungi'n 
I) Vgl. Proclanu dei Frente Democntico contn la Represion en 

Guatemala a los Pueblos dd Mundo. Hng. Comite Costaricense de 
Solidaridad con GuatemaJ.a~ Juli 1979. S. 3; deutsche Obeneuung 
in: AlB, Nr. 11 · 12/ 1979. S. 28·29 

2) Zit. nach: Horizont, Berlin, Nr. 4/ 1980 
3) Vgl. EI Moudjahid. AllJier, 18.10.1979 und Afrique/Asi.;, Pari l, 

18.2. 1980, S. 60 
4) Siehe: Gnnma Weekly Review, Havanna, 17.2. 1980 
5) Vgl. Prodamadd frente Democratico ... , a..&.O., S. 6 
6) Zit. nach: Neue Berliner Illustrierte, Nr. 45 / 1979 

Manifest der 
Guerillaarmee der Armen 

Wir, die Arbeiter in Waffen, organisiert in der Guerillaarmee der 
Armen (EGP), verkünden, daß es du Grundrecht des Volkes ill. die 
Macht in seine Hände zu nehmen und sich selbst zu regieren, daß 
die eiMig mögliche Demokratie für UNer Volk die Demokratie der 
Arbeiter ist, und daß der bewaffnete Aufstand das erste Recht dei 
Volkes in, wenn ihm die Regierenden Freihei t, Wohlergehen und 
Lehen verweigern. 
Die Reichen können nicht ohne unt, die wir arbeiten, leben, d('nn 
wir produzieren aU den Reichtum im Lande. Wir Arbei ter dagegen 
können ohne die R('ich('n leben, weil dies.c nichn prodUl.ieren und 
nur Nutzen aUI unserer Arbeit tieh('n. Di(' Reich('n werden nie mit 
Demoknllie regi('ren können, weil die von ihnen eingesetl.te Regie­
rung nur turn Wohle einiger weniger ist. Unsere Regierung aber 
wird demokratiich ,ein, weil wir, die wir arbei ten, die Bedürfnisse 
der ande r~n kennen und fühlen. Und CI iSl einfach nicht wahr, daß 
wir Arbei ter noch nicht für die Demokratie bereit seien. 
Von welcher Demokrat ie reden die Politiker, die abseiu dei Ar· 
beiuprozessn lichen? Was die Reichen Demokrat~ nennen, ist die 
Freiheit zum Ausbeuten. die freiheit t um Hamstern, die Freiheit, 
sich selba übennäßig zu bereichern. Die Demokrat i<', die die Rei· 
chen und der Imperialismus veneidigen, in ('ine .. Demokrati('-- wie 
unter Somon. wie heute noch unter StrO<'uner und Pinochet. 
Diese Regierungsform lehnen wir ab und bekämpfen sic. Die Demo-­
kratie, für die wir klimpfen, in die DemOkratie der Agrarreform, 
die Demokratie einel ausreichenden Lohnes, die Demokratie der 
Gesundheit , da Erziehung und der Wohnung für alle. 
Die Demokratie, die wir wollen, ill die Freihei t . den Reichtum, den 
wir produzieren. t urn Wohle dujenigen tU nutten, die ihn durch 
ihre Arbeit scharren. Die Dcmokrat~ , die wir wollen, ist die Frei· 
heit, daß di(' Hilflokn. und diejenigen, die keine Möglichkeit hat· 
ten. sich für die Arbeit tu qualirl2.iercn. bei der Verteilung de5 
sozialen Reichtumlgenügend berücksichtigt werden. 
Wir fordem die Freiheit, di(' Gesellschaft in einer Art und Weise zu 
organisieren, daß niemand mehr Besi tt an sich reißen kann, sich 
bereichan und die Erträge der Amcit der ander~n v('rschwend('n 
kann. Und wir fordern die freihdt , daß niemand mehr wegen sei· 
ner ethnischen Abstammung, wegen seiner Religion oder wegen 
seines GC$ChlechU diskriminiert oder unterdl'ÜCkt wird. weil er die 
wirtschaftlichen, sozialen, politischen und ideologischen Rechte 
der Arbeiter und der ehrenhaften Bürger ~er(eidigt. 

Für diese Fonn der Demokratie sind wir nicht nur vorbereitet, 
kindern wir sind sogar bereit. dafür zu sterben. Das in die einzige 
und wahre Ocmokratie. Das ist nicht jene Demokratie. die diejeni­
gen verteidigen. die vom Vaterland reden. und die die ersten sind. 
die die nat ionalen Reichtümer und die Souveränität des Landel 
aus].jndisehen und imperiali5tischen Firmen ausliefern; die VOll Fa· 
milie reden, und Tag rur Tag Väter und Söhne von Arbeitern er­
morden; die von GOIt reden und die elementarsten Printipien und 
Nonnen christlichen Zusammenlebens mit Füßen neten und Prie­
ster niederschießen. 
An ihren Fruchten werden wir sie erkennen. 
Dies in die Situlltion unseres Volkes und dies sind ullserc Klimpfe! 
Das S<::hiek,aI Gu.temahu ist heute mehr denn je in unseren Hän· 
den! 
Die Organisation dei Volk('s ist der Schlüssel tU UllS('rer Befreiung. 
Da Weg der Befreiung ist der revolutionire Volkskampf. Der Gue' 
rillakrieg auf dem Land und in der Stadt und die revolut ionären 
Kämpfe der Bevölkerung. die in den bnvaffneten Auhtand einmün­
den werden, sind die polit isch·militärische Taktik und Strategie der 
Revolution und Befreiung in unserem Land. Du Entscheidende 
dieser Stntegie ist die Allianz zwischen Arbeitern und Bauern uno 
ter der Leitung der revolutionären und proletarischen Fiihrung. 
In diesem Kampf haben wir alle unseren Platz. denn Guatemala 
gehärt aUen. Unsere Feinde sind die nationalen Rekhen und di<' 
ausländischen Imperialisten. 
In Guatemala kann man nicht ann sein und dabei kein Revolutio· 
niir lein. Man kann nicht Indio sein, ohne dahei eine WaUe in die 
Hand zu nehmen, um gegen die Unterdriickung und Ausbeutung :tu 
kämpfen. Man kann nicht jung sein und in gleichgültiger Weise den 
S<::hmerz uruerel Volkes mit ansehen. Man kann nicht ehri!! sein, 
ohne gleichzeitig Partei für die Annen zu ergreifen. Erhebcn wir 
uns alle in dem revolutionären Befreiungskampf, der schon begon' 
nen hat , in den Bergen, im Flachland und in den Städten. 
Bil Zum endgült igen Sicx! 
(Quelle: Prerua Libre, Guatemala·Stadt, 16.10.1979) 
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Nikaragua 

Jutta Weber Sandinistischer Aufbau 

Mit dem Sieg der Sandinistischen Front zur Natio nalen Be· 
frei ung (FSLN ) und dem Sturz A. Somozas erbt e: das Volk 
Nikaraguas ein völlig desolates Land,l dessen Wiederaufbau 
nur mit umfangreichen Hilfsmaßnahmen möglich i~il. 
Obwohl die USA von d iesem Aufstand in ihrem mittelamcri· 
kanischen "Hinterhof" nich t nur direk t ihre Interesscn be­
droht sahen. sondern auch Auswirkungen auf EI Salvador, 
Guatemala und Honduras beflirchten mußten, obwohl der 
US·Ccheimdic:nst CIA bereits im August 1979 mit einem 
Destabilisierungskonzcpt aufwartete (s iehe Kasten) , verhiel­
ten sich die Westmächte zunächst eher abwartend. Man 
rechnet sich offenbar angesichts der Breite des antidiktatori · 
sehen Bündnisses, das auch die gesamte bürgerliche Opposi­
tion gegen Somoza einschloß , noch Chancen der Einnuß­
nahme aus. 

Erste Reformmaßnahmen 

Die erst en Maßnahmen der Regierung d es Nationalen Wie­
deraufbaus standen dem auch nicht prinzipiell entgegen: 
Zwar wurde sämtlicher Somoza-Besi t:t unvenüglich be· 
schlagnahmt. das Banken-. Versicherungs- und Transport­
wesen vers taatlicht und der Außenhandel unter s taa tl icher 
Kont rolle gestellt. Zugleich wurde jedoch betont, daß an­
sonst<:n Besi tz garantiert, die Mitarb eit der Privateigentümer 
- a llerdings im Interesse des GemeinwohJs2 - erwünscht 
sei. Neben der Ankündigung, gegenüber Helfern und Helfers· 
helfern des alt en Regi mes Milde walt en zu lassen, war d ie 
prinzipielle Anerkennung der Auslandsschulden von 1,6 Mrd 
DollarJ auf der Basis der Neuverhand lung der Rückzahlungs­
bedingungen dabei von besonderer Bedeutung. 
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Nachdem die Auslandshilfe zunächSi spärlich gen ossen war 
- eine Ausnahme bildet Kuba, das sogleich Personal für das 
Gesundheitswesen und d ie Alph abetisierung bereiUtelite - , 
erhöhte sie sich bis Januar dJ. inklusiv der Kredite auf 
579 Mio Dollar. 4 Besonders hervorzuheb en ist unt er d en 
Geberländern auch Mex iko, das neben Hilfsleistungen ein 
umfassendes wir tschaftl iches Kooperationsprogramm zu· 
sagte. Managua hat immer w ieder die dankbare Annahme 
von Hilfe aus a llen Ländern betont, sofern sie nicht an poli­
tische Bedingungen ge knüpft werde. Die jeat bewilligten 
75 Mio Do llar US-Hilfe sind angesichts der massiven Unter­
stützung des Somoza-Clans recht bescheiden, zumal davon 
70 Mio langfr istige Kredite :t.um Kauf ameri kanischer Waren 
darst ellen. 5 60% sind rur PrivatgeKhäfte bestimm t, die 
nach offiz ieller Sicht "sowohl zur Entwicklung a ls auch zur 
Demokratie beitragen".6 
Die Regierung des Nationalen Wiederaufbaus hat mit der 
DurchrUhrung einer umfassenden Agrarreform begonnen. 
die die Bewirtschaf tung der beschlagnahmten Somo:t.a-Güter 
sicherst ellen und zum Abbau de r Arbe itslosigkeit beitragen 
soll. Erste Verbesserungen konnten bereits im bisher kata­
strophalen Gesundheitswesen erzielt werden und die im 
März angelaufene Alphabetisierungskampagne soll die Anal­
phabetenrate von 63% radikal abbauen. 
Zur Verhinderung der Bodenspek ulation wurde ein 
Höchstpachtsatz festgelegt,7 was d ie extreme Ausbeutung 
der Landbevölkerung einschränkt. Ebenso wurden die Woh­
nungsmieten je nach Höhe um 50·60% reduzie rt .8 Für 1980 
ist eine Steuerreform angekündigt , zunächst wurde eine Ver­
mögenssteuer von 6% auf Kapitalien über 10.000 Dollar ein­
gefUhrt. 9 Der Wiruehafuplan für 1980 /81, mit dem das 
Vorkriegsniveau von 1978 wieder erreicht und 97.000 Ar-



beitsplätze geschaffen werden sollen , sicht ftir 1980 staat­
lic he Investi tio nen von 374 Mio Dollar vor. 
Anlaß 2:U Idealisie rungen besteht allerdings wenig: Dk Um-
5el~ung des Plans ist von der Mitarbeit der Iiourgeoisie ab­
hängig. Zwar in d urch die Enteignungen ein breitei' staat­
licher Sektor entstanden, doch sind ca_ 75% der Ind u strie­

und 80% der Agrarproduktion weiterhin in privater Hand 
und weitere .Enteignungen sind vorerst undenkbar, da. es be­

reits in d e n jetzt staatlichen Betrieb en an qualifiziertem Ver­
waltungsp er$Onal fe hl t.10 

Die notwendige Bündnisbreite kann deshalb nur erhal t en 
bleiben, wenn dem Privatsektor, der schon gelegentlich über 

die Beschne idung der Privilegien klagt,ll weiterhin gewisse 
Konzessionen gemacht und nicht zuvicJe Kosten des Wieder­

aufbaus auf ihn abgewälzt werden . 
Dies schließt miltelfristig aber materiellen Venicht f tir d ie 
Massen ein, was sieh u.a. in Maßnahmen wie der Reduzie­

rung des 13. Monaugehalts auf maximal 50 Dollar1 2 nied er ­
schlägt, die Angriffsflächen auch für die " linke" tro t zki­
stisch-maoistische Konterrevolution bieten. 
Das gilt beispielsweise für die ultralinke Arbeiterfront (FO), 
die in der inzwischen geschlossenen Zeitung EI Pueblo wie­
derho lt den Wirtschaftsplan kr itis ierte, die Bildung einer Ar­
beiter- und Bauernrcgierung forderte und zu Streiks in 
Zuckcrfabriken aufr ief.l 3 Reaktionäre Kreise im 1111- und 
Ausla nd sind über d en Aufbau des Sandinistischen Volks­
heeres (EPS), das konsequente Auft reten der neuen Regie­
rung beim Gipfel der Nichtpaktgebundenen in Havanna im 
Septemb er 1979 und die Enthaltung bei der UN-Abstim­
mung zu Afghanistan im Januar 1980 aufgeschreckt und 

rufen verstärkt zum Angriff. 
Der Fortgang d e r Revol utio n und ihr Vertidungsprozeß 
werden einestei ls davon abhängig sein, inwieweit die Sandi· 
nistas über ihre Massenorganisationen - den Bauernverband, 
die Sandinistisch e Gewerkschafuzentrale, die Sandinistische 
J ugend, die Frau eno rganisation und die Sandinistischen Ver­

teidigungskomitees - sowie die noch zu gründende Partei 
den hohen Mobilisierungsgrad zu erhalten verm ögen. An­
dernteils wird dies davon abhängen, inwiefern d ie Sandini­
stas auch das politische Bewußtsein von der Notwendigkeit 
revolutionärer Geduld vermitteln können - eine sch w ierige 

Aufgabe in einem j ahr2:ehntelang von einer Diktatur beherr­

scht en Land. 

Anmerkungen: 
I) Vgl. Bilanz der Kriegnchäden, in: AlB, Nr. 2/ 1980, S. 23 
2) Vgl. LA: Monde, Paris, 23.1. 1980 oder d'lI Interview m it dem 

Inneruninilter T. Borge, in: Der Spiegel, 18.2.1980, hier S. 131 
3) Vgl. A. GilIy, La Nue...,. Nicaragua 11, in: uno mas uno, Muiko-

Stadt, 7. 12.1979 
4) Vgl. Le Monde, 23. 1.1 980 
5) Vgl. Frankfurter Rundschau, 29.2.1980 
6) So der Staausekre tlU fÜl' interamerikaniilChe Angelegenheiten 

V. Vaky ; z.itiert nach: A. GiIly. a.a.O. 
7) Vgl. EI Dca, Muiko-Stadt, 3.1. 1980 
8) Vgl. Granma Weekly Review, Havanna, SO.12.1979. Für :monat­

liehe Mieten über 100 Dolb ... wurde der neue Maximalwert auf 
5% duJahrelwertes der Wohnungen futgekgt. Vgl. ebenda 

9) Vgl. Neue W rcher Zeitung, Zürich, 7.12.1979 
10) Vgl. Nachrichten flir den Außc:nhandcl, 24. 1.1980 und A. GiIly, 

La Nucva Nicaragua IV, in: uno mas uno, 8.12. 19 79 
11) So etwa Geschäftsmann J. Robeldo auf der Tagung der latein· 

amerikaniilChen Handelskammern in Managua, VRI. Ni(:atagua 
Nachrichten, Nr. I1 Januar 1980 

12) Oie so erhaltenen Minel wurden rur einen Fondlzum Abbau der 
Arbei tsloligkeit ~rwandt. Zunichst hatte die Regierung an die 
Arbeiter appellien, dem Beilpiel der Bediensteten dei Nikara­
guanischen Agrarrcform inst itull (IN RA} zu folgen und fn~ iwillig 

auf das Wcihnachtsgeld zu venichten. Nachdem diese r Appell 
auf wenig Rc.onam: gestoßc:n war, beschloß man, den Bez.iehern 
von Einkommen bis zu 50 Dollar, das 13. Monaugehalt in voller 
Höhe auszuzahlen. Vgl. A. Gilly, La Nucva Nicaragus VI, in: 
uno mas uno,10.12.1979 

13) Vgl. Lalin America Wcckly Repon, London, 8.2.1980; Gnnma, 
10.2.1980; Die Tageszeitung, 14.2.1980 

CIA-Destabilisierungsplan 
In Nlkaragua 

nach dem "Modell Chile" 

Wie der ehemalige Agent dei US-Gehcimdienltcs Philip Agcc auf­
deckte, machte sich bereit. wihrend der EndoffensiVl: der Sanciini· 
"ischen Front zur Nationalen Bdrciung (FSLN) im Sommer 1979 
der Nationale SicherheitSf1llt der USA daran, in Zusammenarbeit 
mit dem State-Depanment, dem Pentagon und dem CIA ein Kon· 
zept gegen die neue Regierung Nikaragual auszuarbeiten. Mit ihm 
IOUte um jeden Preis eine Konsolidierung des bevorstehenden 
FSLN·Siegel verhinden werden. Zentrale Fragen waren dabei, wo 
die Schwachstellen der neuen Regierung und der politischen Füll­
rulli liegen wWden, wie man diese aumützen könnte und welche 
Diplomaten anderer Staaten heimlich die r.tdikalen Programme 
oder Pllnc denunzieren könnten. 
Nach Philip Agce arbeiteten tchon im August 1979 Diplomaten aus 
dre i Ländern von Managua aus mit dem CIA zUJammen. Zu diesem 
Zeitpunkt sci es dem CIA bereits gelungen, ia:le r die Infiltrat ion 
internationaler politischer Bewegungen und nationaler Parteien, 
insbelOndere der Christ· und Sozialdemokratie, Infonnationen zu­
sammcmuSleUen. 
Das fur Nikatagua ausgearbeitete Dcstabililierungskonu:pt dei CIA 
ist dem gegen die Volk,frontregierulli S. Allcndes in Chile ange. 
wandten sehr ähnlich. Seine unmittelbaren polilischen Ziele . ind: 
,,\. Die Nationale Leitung der FSLN durch eine 'erregende' Kam­
pagne auf nationaler und internationaler Ebene &palten und die 
radikalsten Führer isolieren, indem man lie fälschliche:rweiK ab 
'Kommunisten' oder 'Verbündete Kubu und der Sowje tunion' dar· 
stellt. 
2. Den nationalen und internationalen Kommunikatiorumedien ge· 
f::i.ltchte Dokumente zuspielen, die die 'kom munistifChe Gefahr' 
deutlich machen sollen, die Nikaragua fÜl' die Länder der mittel· 
armeribnischen Region darste ll t. 
3. Die Aktion linksclttremer Gruppierungen benutzen - wie CI mit 
den Antisomozistischen Volksligen (MILPAS; dieK bilden den be­
waffneten Flügd der trotz.kiUisch·maoistischen Arbciterfront FO; 
d. Red. ) der Fall ist , damit sie permanent die JaIKl ini lt isehen Auto­
ritäten anfe inden. 
4. Ein Meinungsbild herlteUen, das ausgerichtet ist darauf, daß dal 
Sandinistische Volk.heer 'in teine Katernen zurückkehren soU' und 
daß der Ruf nach 'freien Wahlen' erschallt. 
5. Und dies in vielleicht der wichtigste Punkt: Philip Ag« bezieht 
sich mit folgenden Wonen auf die Kollaboration der Regierungen 
der Region mit dem CIA: 'Vielleicht tragen die Streitkräfte EI 
Salvadors, Honduru und Guatemalas duu bei, Zwischenfälle und 
zusätzliche Spannungen zu provozieren'." 
(Quelle: PreKnda Univenitaria, Honduras, Nr. 59 / 1979, S. 7) 

Brillen für Nlkaraguas Alphabellslerung 
Wer leKn krnt, muß sehen können ! 
Im ZUlilimmeMalli mit der im März dJ. bqonnencn Alphabetis}c. 
rungsbmpagnc in Nikal"lli"a wurde ein gravierendei Problem deut · 
lieh : Viele der 900.000 Analphabeten haben Schschwächen, die 
nur mit Brinen ausgeglichen werden können. Die Beseitigung dieses 
Mangels ist eine Voraussetzung, damit in den kommenden vie r Mo­
naten auch die Analphabeten in Nikaragua mit Sehstörungen lesen 
und Khrcibcn lernen können. 
Wer Brillen übrig hat, bnn diese an folgende Adressc in Nikaragua 
Khicken: 
Fernando Cardenal , Cruzada Nadonal de Alfabetizuion, Complejo 
Civico Camilo Ortega Savedra; MANAGUA, NIKARAGUA 
Auf das Päckchen mit den Brillen ist deutlich das Won "Ameojos" 
zu schreiben. 
Achtung! Die Brillen mlilscn vor ihrer Versendung von einem Opti· 
ker vermessen werden! ! Am Biigel, der an das jeweilige Glas an­
schl ießt, ist deutlich sichtbar auf einen überhängenden Klebestrei­
fen die Dioptrinuhl dei jeweiligen GlaJCI anzubringen. Also je 
Glas, auch bei gleicher Dioptrinzahl,jewdls ein Streifen. 
Noeh ein Hinwei", Gebrauchte aber noch gute Brillen sind bei Op­
tikern und Augenärzten zu erhalten! 

mcdico international e.V. 
Homburger Landstr. 455 
6000 FrankfurtfM. ; Tel.: 061 1-54 1091 
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Nikaragua: Erfahrungen, Lehren 
Seit im juli /9 79 die SClIIdinistische Revufulio., den SamozQ·Clan hinwegspülte und den nach Kuba (/959) größten Sieg der 
/aleinamerilra nischen RClJo lutitm markierte, wird eine lebhafte Debat te über Charakter /'md Perspektiven der EntwicklUllg 
Nikaraguas gerlihrt. Die I. ei/frage,,: Kommt es /lach du ~aljQ,ltJl,m, on tiimperiaJistischen Umwälz.ulIg zur sozialist ischen Rcuolu­
tiol'? Steuert die Entwickfu',g gorau! ci" " zweites Kuba" zur 
Die Polit ik der Rcvolulio tlsregicrlmg IWlI:l.cntrierle sich zunächst auf die mach/politische A bs;ehertmg des Erreichten, 11..0. durch 
deli Aufbau ziviler lIerteidigrmgslwmitecs, worüber sich buei,s in A lB, Nr. lOj1979derehcmatige Guerilla-Kommando"1 und 
jetzige Innenminister TomSs Borge äußerte. Zugleich wurden die Grundaufgaben des nationale" Aufbauprogramms und erster 
lazioler Umwiilzungen angegangen (sie bilan:.iert der Beitrag von j. Weber). Klar ist allerdings, daß ej"e prinzipielle Elltschei· 
dung über die Zukunft des LlJ/ldes ,loch nicht gefalle" isl. Verschiedene westliche lIauptliinder engagieren sich deshalb mil 
teilweise aufwendigen finanzielletl lIilfsprogrammen. 30 Mio DM z.B. solletl in diesem Jahr aus der Bundesrepublik kommetl. 
Banns Enlwicklutlgshilfemitlisler Haitier Offergeld, der sich Ende 1979 zu einer Visite nach Nikaragl4J begab, knüpft daratl die 
lIieJsaglmde lIofftiung: "Es geht darum , die Option wahrscheinlich zu machen, daß dieses Latld eitletl freiheitlichen Weg geht. " 
Eill weitert" Diskussionspullkt ist die Frage nach den internationalen A uswirku ngen der IIikaraguanischen Revolution in der 
Region. f'idel Cas/ro etwa sieht diese vor allem darin, daß sich atlgesichts des Kam pfes der Sa/ldinistas " eine große Eillh f!it der 
gesamten Litlken itl Mittel· ulld Latei'lamerika" entwickelt hat (siehe A lB, Nr. 10/ 1979, S. /5). Fraglich ist allerdings, ob dies 
das A nfiegen auc h einer Tagung der Fn'edrich-Ebert-Stiftung von Anfang Miirz d. }. in Managua gewesell ist, auf der über 40 
poli/ische Organisationen aus Europa und Lateinamen'ka vertreten waren. 
Diese und andere Fragen der Kampferfahrungen, Lehren und Orientierungspunkte der tlikaraguallischen Revolu.tion sollen im 
Al B au.ch weiterhin breitere Berücksichtigung [inden. Insbesondere lateinamerikanische Au toren wie in diesem lieft der uru­
guayische Publizist R. Arismendl: FSI~N-Führer wie H.Ortega, verschiedene nikaraguanische Repräsentanten von Parteien, 
Kirche u.a. JOllen dabei zu Wort kommen. 

Rodney Arismendi Nikaraguanischer 
Völkerfrühling 

Völkerfrühling nannten große Denker die Flamme d er fra n· 
zösischen Revolution, die in den jahren I 789· I 794 loderte. 
Der Sieg der SandinistaJ in Nikaragua bed eutet vor allem 
eins: neue Triebe und neue Frücht e für dieses Volk, rur 
Lateinamerika und die Karibi k. 
Wenn wir diesem Sieg ko ntinentale Bedeutung beimessen, 50 

heißt du nicht, in unüberlegt en Opti mism us zu verfallen. 
Wir können unseren " int ellektuellen Pessi mism us" mhig 
straff ~ügdn und uns gleichzeit ig dem Geruhl hingeben, daß 
in unserem Amerika die Morgensonne am Horizont aufge . 
gangen ist. Nikaragua ist ein wei terer Stein in dem Mosaik 
der glänzenden Siege über langjährige blutige faschistische 
Diktat uren und Tyranneien . ( ... ) 

Der ehem alige US-Außenminister Kiss inger, Hauptregisscur 
der im perialis tischen und faschist isehen Gegeno ffensive in 
Lateinamerika, erklärte kurz vor dem Sturz Somozas , daß 
d ie " Errichtung e iner radikalen Linksregierung in Ni kara­
gua" den Konti nent in die Zei t zu Beginn der 70er j ahre 
zurückwerfen wÜTde. Diese Erklärung verfolgte ganz o ffen­
sichtl ich eine provokatorische Absicht : Sie sollt e eine Inter­
ventio n rechtfertigen. Ni karagua is t ein Beweis fÜT die tiefe 
Krise, in der sich die la teinamerikanischen Regimes befin­
den. Sie weist in jedem Land in j eder Region j e nach Grad 
der Deformation der kapitalis tischen Elllwicklung, den Fo r· 
men der US-amerikanischen Unterdrückung, den spezifi­
schen his torischen Bedingungen und der po litischen Kräft e· 
konstellatio n ihre Besonderheiten auf. 
Es is t , als agierten d iese Regierungen auf vulkanischem Uno 
tergrund. Denn sic werden zunehmend mit den sozialö kono· 
mischer. Krisenerscheinungen in ihren Ländern, dem sich 
verstärkenden demokratischen und antiimperialistischen 
~mpf ihrer Völker sowie der Herrschaf tskrise des US­
Imperialismus konfrontiert . Nikaragua ~eigt aber auch da.s 
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kri t ische, spontane Wesen, die leuchtenden Fortschritte und 
brutalen Rückschläge des blut igen und schwierigen Befrei· 
ungskampfes unserer Völker. 
Andererseits is t das Land ein Beispiel für die Unsicherheit 
und politische Oberlc:b theit der faschist ischen Diktaturen im 
Süden des Kontinen ts, d ie poli tisch isoliert sind, im Wider­
spruch zu den Interessen der betreffenden Völker stehen 
und von a ller Weit angeklagt werden . Das ist eine Realität , 
die auch nid u dadurch weggewischt werden kann , daß der 
So moza-Clan 45 j ahre sein Unwesen getrieben hat und 
Su oes<,"er sich schon über 20Jahre an der Macht hält. ( ... ) 
Für Mittelamerika und die Karibik hat die Revolution in 
Ni karagua wegen der strategischen Bedeutung des Landes 
ein ganz besonderes Gewicht. Die Somoza-Diktatur bildete 
den Mittelpunkt d es politisch-militärischen Oberbaus, der 
vom US-l mperialism Wl zur Beherrschung Mittdamerikas und 
der Karibik install iert worden war. ( ... ) 
Carter träumte davon , die Sandinistische Front von d er 
Führungsrolle zu verdrängen und sie zu spalten. Deshalb ver­
suchte er, in die brei te Oppositionsbewegung gegen Somoza 
einen Keil zu u eibt n und die den Patrioten aktive Solidari· 
tät gewährenden demokrat ischen Regierungen unter Druck 
zu setzen bzw. sie m it Versprechungen zu täuschen. 
Als j edoch der Volksw iderstand in einen Generalstrei k sow ie 
später in den bewaffntte n Aufsta nd mündete und sich die 
Sandinistische Front zur Nationalen Befrei ung (FSLN; 
d . Red .) vo n einer heldenhaft kämpfenden Guerillabewe­
gung zu einer von den Massen und a llen Revolutionären 
anerkannten poli t ischen Vorhut entwickelt hatte, änderte 
der US-Präsident seine Haltung. J e tzt versuchte tr, Somoza 
davon zu überzeugen, daß es für den Diktator besser sei, 
abzudanken und seine ergaunerten Millionen zu genießen. 
Um ihre politischen Ziele in Nikaragua durchzusetzen, ver-



längerte die USA-Regierung den Krieg in diesem mittelame­
Tikanischen Land. ( ... ) 
Verjagd wurde das Somoza-Regime durch den heldenhaften 
Kampf des Volkes und seine schnell absolvia-te "Lehre in 
da- Schule des Bürgerkrieges" - wie Lenin es nannte - ; 
besiegt wurde die Diktatur durch die gewachsene politische 
und militärische Macht der FSLN und anderer re'volutio­
näreT Kräfte, darunter auch der Sozialistischen Partei (die 
Partei der KommuniJlen). Zum SlUrz Somozas hat aber 
auch die wachsende Solidarität beigetragen, die Ende 
1978/Anfang 1979 noch aktivere Formen und w(~ltweite 
Dimensionen annahm. Drei poli tische Faktoren waren es, 
die Anfang 1979 die Voraussetzungen fUr den Sieg des 
Volkes1chufen: die Bildung der Patriotischen Front und der 
Provisorischen Regierung des Nationalen Wiederaufbaus, die 
Vereinigung der drei Strömungen der Sandinistischen Front 
(programmatische Dokumente siehe: AlB, Nr. 7.8/ 1979, S. 
6-11 ; d. Red.) unter einem einheitlichen Oberkommando 
und die wiederho lt erklärte Bereitschaft da- revo lut~onären 

Kräfte Lateinamerikas, das Ringen der Sandinista!i in all 
seinen Formen und Aspekten als ihren eigenen Kampf :.tu 
betrachten. ( ... ) 
Die demokratische Revolution Nikaraguas wurde hervorge­
bracht durch eine echte Volksrevolution. In der neugebilde­
ten nikaraguanischen Regierung sind - von den Vertretern 
der schwachen mittleren Bourgeoisie bis :.tu den Kommuni· 
sten - alle politischen und sozialen Kräfte vertreten, die 
gegen Somoza und sein Regime ge kämpft haben. Doch d ie 
Hauptkraft der Regierung ist d ie Sandinistische Front der 
Nationalen Befreiung und das entspricht der politischen 
Realität in Nikaragua. 
Ihrem Charakter nach handelte es sich um eine dernokr~ti· 
sche und nationale Unabhängigkeitsrevolution , die als erste 
Aufgabe den nationalen Wiederaufbau benannte. Es ist eine 
Volksrevolution, radikal in ihren Formen und siegreich nach 
einem langen heldenhaften bewaffneten Kampf. 
Die ~ndinis t ischen Führer und die übrigen fortschrittlichen 
Kräfte beweisen ihre politische Reife - woran Fidel Castro 
kürzlich erinnerte (siehe AlB. Nr. 10/ 1979, S. 15; d. Red.) 
- durch d ie Entwicklung einer flexiblen, breiten und reali· 
stischen Strategie und Taktik. Obwohl sie: Stärke ver),örper­
ten, vertrauten sie auf das Volk und die Zukunft. Sie sind 
weder in verbalen Extremismus verfallen noch überstürzen 
sie Auseinandersetzungen, die :.turn Oberspringen von Ent­
wicklungsetappen führen könnten. Sie scheinen keine Mög' 
lichkeit ungenutzt :.tu lassen, um Verbündete für eine pro­
gressive soziale Entwicklung zu gewinnen. 

Eine echte Volksrevolution 

Die Revolution muß sich 5labilisieren , indem sie die notwe.n · 
digen Etappen durchläuft, und das Volk muß durch eigene 
Erfahrung sein revolutionäres Bewußtsein festigen. Die 
Führungskräfle der FSLN sind sich der gefährlichen 8:eogra­
phischen Lage ihres Landes bewußt. Sie haben erkannt, daß 
der Imperialismus nach .seiner oHenen Niederlage den geord­
neten Rückzug angetreten hat, um dadurch besser agieren:.tu 
können. Illusionen oder Irrtümer hierüber wären ei:nfältig 
und äußerst verhängnisvoll, denn die Imperialisten w issen, 
gegen wen sie kämpfen und um welchen Preis es geht. 
Der Verbalismus und "LinksradikalismlU" sind Lenin zu· 
rolge Kinderkrankheiten. Und sie führen steu dazu, die uno 
nötige voluntaristische Spaltung der Vorhut oder der Massen 
vorzubereiten. Kürz.lich sagte eine junge, fUhrende Ve:rtrete· 
rin der FSLN, von der wir wissen, daß ihr theoretisches 
Denken hervorragend entwickelt ist, daß die Kunst der Poli­
tik nicht im Subtrahieren, sondern im Addieren und Multi­
plizieren besteht. Die Größe dieser möglichen Summ·c oder 

Multiplikation kommt im Programm und in den politischen 
Aktionen zur Durchsetzung dieses Programms :.turn Aus· 
druck. Die neue Regierung in Nikaragua be:.teichnet ihr Pro­
gramm z.u ökonomischen und sozialen Fragen als demokra­
tisch und unbedingt notwendig für eine Etappe des nationa­
len Wiederaufbaus. 
Das steht keinesfalls im Widerspruch zu der Tatsache, daß 
bestimmte grundlegende demokratische Reformen, wie z.B. 
die Bodenreform, die Verstaatlichung der Banken und des 
Außenhandels sowie einiger anderer Zweige, für die progres­
sive Entwicklung des Landes unerläßlich sind. Auf außen· 
politischem Gebiet bekennt sich Nikaragua , das :.teigt die 
Erklärung für die Nichtpaktgebundenheit, zu einer Politik 
der Unabhängigkeit und Souveränität. des Friedens und der 
guten Beziehungen zu allen Ländcrn, unter Berufung auf die 
ökonomische und politische Selbständigkeit. und zur Soli­
darität mit al len Völkern, die um ihre Unabhängigkeit und 
Freiheit kämpren. ( .. . ) 

Die nikaraguanische Revolution ist eine echte und tiefgrei­
fende Volksrevolution, d.h. das gan:.te Volk, angeführt von 
der FSLN im Bündnis mit anderen fortschrittlichen Kräften 
und Somoza.Gegnern, fegte die Tyrannei hinweg, ließ die 
Manöver des Imperialismus scheitern und schlug die gefahr. 
liche und durchtrainierte Nationalgarde m it der Waffe in der 
Hand. Es errichtete eine neue demokratische Macht, die fUr 
die volle Unabhängigkeit und nationale Souveränität des 
Landes eintritt. 
Irubesondere der pyram idenförm ige Aufbau des ökonomi­
schen "Imperiums" des Somo:.tismus, in dem ein großer Teil 
da- Hauptausbeuta-schicht mit der Familie Somoza und 
ihren Spießgesellen liiert war, erleichter te die revolutionären 
Veränderungen. Außerdem wurde der "militär-bürokratische 
Apparat" des Staates Somozas, der in der Nationalgarde und 
auf die Busenfreunde des Diktators kon:.tentriert war, durch 
den Aufstand zerschlagen. ( ... ) 
Der Hauptteil d ieses alten Machtapparates wurde vom be­
waffneten Volk hinweggefegl. Aus dem Volk selbst und der 
Sandinistischen Armee entstehen jetz t die Strukturen des 
neuen Staates. Dieser Staat wird natürlich nicht nur aus den 
Kräften bestehen, die die Reyolution und die Nonion 
schützen. Dazu gehört auch die Errichtung von zivilen Orga· 
nen des Volkes, die Schaffung entspr«:hender Insti tutionen 
ftir wirtschaftliche, juristische und poli t ische Funktionen, 
fUr die Volksbildung und das Gesundheiuwesen usw. Aber 
niemand erschrickt vor der Tatsache - ausgeno mmen die 
Hcuchler und verkappten Ko nt errevolutionäre - , daß sich 
jetzt die wichtigsten Machtmittel in den Händen der Revolu­
t ionsarmee und der bewaffneten Organe des Volkes befin· 
den. Diese durchlaufen gegenwärtig einen Pro:.teß der Ver· 
änderung: aus der Guerilla und den schlecht bewaffneten 
Massen werden dne reguläre Armee und die Sicherheits­
organe aufgebaut. ( ... ) 
Wenn die Revolution voranschreitet, sich soziale und politi­
sche Differenzierungen vollziehen, dann wird sich auch der 
Klassenkampf verschärfen. Niemand kann sicher sein, daß 
Verbündete oder Freunde von heute nicht morgen vielleicht 
schon zu den erbittertsten Feinden :r.ählen. Es wäre aber 
unklug, dem Feind Vorwände ftir ein Eingreifen zu liefern 
oder notwendige Etappen übeupringen zu wollen. Polit ik 
muß sich von Prinzi~ien leiten lassen, aber sie ist die Kunst 
des Möglichen. 
J e richtiger die Politik, desto schwieriger werden die Arbeit 
und die Aggressionen des Feindes. Das ist die Geschichte 
aller Revolutionen. Die Erklärungen einiger sandinistischer 
Führer :.teugen von großer Klarheit gerade in dieser Frage. 
( ... ) Im Falle Nikaraguas scheint eine Obergangsphase einer 
sehr breiten Front antidiktatorischer Kräfte, der Demokrati­
sierung und des nationalen Wiederaufbaus möglich. ( ... ) 
(Quelle: Estudios, 0.0., Nr. 73/0ktober 1979, S. 2-19) 
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Honduras 

Manifest der 
Patriotischen Front von Honduras 

Nach dem Willen dn junto.chefs General Policarpo Paz Gar. 
da und seiner lVashingtQner Ziehväter sollen die lum 
20. April 1980 arrgesetztt!n Wahlen Honduras vor einer rt!!lO­
luli01lären .. Erschütluung" ; tu Nikaragua oder EI Salvador 
bewahren. Der dortige ubruple SI !.<rz der Diklalonm SOIllO' 
za und RomerQ im Juli blW. Okt ober 1979 soll hier der 
reaktionären Militärdiktatur erspart werden, indem sie sich 
tur Obergabe der Regierungsgeschilfu an gutbürgerlich.a/i. 
garehisehe Zivilisten bereit findet. Das wiederum konnen 
nur "gemäßigte" Herrschaften aus den Reihen der Natio­
nalen Partei, der Lib eralen Partei oder der sog. Re!ormpartei 
des Großhändlers und Industriellen Andanie Fernandez 
sein. Sie nämlich sind einzig zu dem Wahlspektakel zugel(l$­
sen. 
Ob mit dieser Wahlfarce allerdings dem demokratisch-anti· 
imperialistischen Widerstandspolenlial die Spitze genommen 
werden kann. scheint mehr als fraglich. Angesicht.~ der tief­
greifenden Krise des wirtschaftlich·sozialen Systems in Hon­
duras (siehe ausführlich: AlB. Nr. 11 -12/1979, S. 25·27) 
dürfte,! bloße Korrekturen an der Oberfliiche keine Krisen-
16sll.ng bescheren. lll.m anderen rief ttieses durchsi<:htige Be· 
trugsman6ver bei der demokratischen und revolutionären 
Oppositionsbewegung eine vustärkte Bereitschaft zur All.· 
tionseinheit hervor. Inspiriert durch du Beispiel der antidill.· 
tatarischen Volkseinheit im benachbarten Nikaragua fQl1d 
sich zur Jahreswende 1979/80 auch in Honduras -- ähnlich 
wie in EI Salvador (siehe Beiträge in diesem Heft) - ein 
außerordentlich breites Spektrum zur Patriotischen Front 
von Hondu ras (FPH) ZUSClnllnen. In ihrem nachfolgend do­
kumentierten Manifest vom 20. Februar 1980 formulierte 
die FPH ihre Altunativvorslellungen zu einer wirklichen so· 
zialen Veränderung und Demokratisierung in Honduras. 
wandte sie sich gegen die lVahlfarce des 20. April 1980. Die 
Programmatik dieser Patriotischen Front ist indessen von 
Bedeutung üb er diesen Wahllermin hinaus. Denn mit der 
Christdemokratischen, der Sozialistischen und der Kommu· 
nistischen Partei VO'I Honduras stehen hinter ihr die drei 
wichtigsten Oppositiansparteien (der FPH bislang nicht bei· 
gelreten ist die Sozialdemokratische Rellolutionöre Partei) 
und so gewichtige Massenorganisationen wie die Allgemeine 
Zentrale der Arbeiter (GGT), LandarbeitergewerkschafteIe. 
Lehrer-. Studenten- und S,hülerverbände. 

• Die Patriotische FrOllt (FPH ) lehllt die nächsH:1l Wahlen 
(vom 20. April 1980; d. Red.) ab ulld ruft 1:um Widerstand 
gegell den Wahlkampf auf. 
• Die fPH yerlangt .eille Ileue Politik und neue BedillgUIl­
gell für ei nen Wahlprozeß, der die Illlere$Sell des Volkes 
beachtet. 
• Die FPH verkündet das Recht zum Auhtand. wenll dem 
Volk YOIl HOlldura s weiterhin die demokratischeIl Wege ver· 
schlossen bleiben. 

HOllduranisches Volk! 
Die ökonomische. soziale ulld politische Krise, die HOllduras 
zur Zc-it erlebt. ist das Ergebllis der Funktionsunfahigkeit 
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der Struktur, die Ullserer Gesellschaft zugrundeliegt. Diese 
Struktur ist völlig veraltet und entspricht nicht dell Notwell­
digkeitell fUr e ine demokratische Entwicklung des Lalldes . 
VOIl_ daher besteht die Lösullg dieser Krise in der Verällde­
rung dcr Gesellschaftsst ruktur. Alle demokratischeIl Kräfte 
des Landes sehell ill dieser Verällderung eine unaufschieb­
bare Notwendigkeit. J eder LösungsveT$uch, der nicht die 
veralteten, ungerecht eil und unproduktiven Produktionsver­
hältllisse angreift, bleibt eillfache Demagogie. 
Die Militärregieruilg (Lopez ArcllallO, im Dezember 1972 
umer Führung reformrreulldl icher Offiziere installiert; d. 
Red.) hat sich als unfahig erwieseIl , das Wesen der Ilatiolla­
lell Krise zu erfassen, ulld selbst wenll sie sie erfaßt hälte. 50 
fehlte es doch 311 emsthaften Allstrenguilgell, d ie dazu 
ruhreIl könnteIl, diese Krise 1:U löseIl. Am Beginn ihrer Re· 
gierungszeit si lld diese Alls trenguilgell zwar gemacht wor­
den , aber heute sind diese Reformveuuche nicht Ilur verges· 
SCIl, SOlldem ihre Prillzipien auch verraten wordell (im Apri l 
19 75 brachte eill Puuch umeT Oberst Melgar Castro dell 
Reformprozeß zum Erliegell ulld im August 1978 kameIl 
unter General Policarpo Paz Garcia die revolutiollärell. mit 
der Oligarchie verbundenen Militärs an d ie Macht; d. Red.). 
Die Kamarilla der traditiollellell Parteien, die der politische 
Ausdruck der konservativstell Krärte sind (Natiollale Partei 
ulld Liberale Partei ; d. Red.) , ist aufgrund ihrer Struktur 
ulld ihrer politisch rückwärlsgewalldtcn KOllzeptionell un­
fahig, eill Programm der Sozialreformen :w schaffen, ulld es 
durchzuset1:ell. eill Programm , das die Uuachen der Unter­
elltwicklullg ulld der Abhällgigkeit beseitigt. 
Die geplalltell Wahlen am 20. April d ieses J ahres werden 
durch 1:wei politische Kräft e mit der gleichen prooligar· 
chischell ulld alltipatriotischen Prägung gesteuert ulld brill­
gell daher keille Lösung für die PTobleme des Lalldes. Im 
Gegellteil, diese Wahl en silld vielmehr eill Schachzug, um die 
jetzigeIl Herrschafuyerhältnisse au fr echtzuerhalten ulld die 
politisc.he Macht ill dell Händell einer Kamarilla zu sichem, 
die im Dienst der multillatiollalell Ausbeuter steht. Nach· 
dem sich die Militärregierullg hierzu als ullfahig erwiesen 
hat, veuuch t man IlUn, die Militärregierung durch eille ver­
meill tl ich verfassungsmäßige Regierullg des gleichen anti­
demokratischen Kalibers zu ersetzen. 
Der hervorstechellds te Charakterzug der Militärregierung be­
steht darill, daß sie eille Entwicklung des Lalldes voralltrieb, 
die ulltrellilbar verbunden ist mit Abhängigkeit, Antidemo· 
kratismus ulld eiller uilverantwortlichen Staatsftihrung, was 
ihre repressive Telldenz, ihre arbeiterfeindliche Politik, ihre 
unsoziale Ausrichtuilg in Bezug auf die Vertei lullg des Bo· 
dens sowie ihre völlige Unterwerfuilg unter die transllationa­
len GesellschafteIl, ihre Ilicht zu rechtfertigende Verpflic h­
tullg gegellüber dell reakt iollärsten Teilen der Natiollalell 
Partei (Kollservative, gegründet 1923; d. Red.) ulld eille 
skalldalöse Korruptioll auf allen Sektoren zum Ausdruck 
brachte. 
Aus diesem Gruilde silld die ForderungeIl des Volkes nach 
Beelldigung der Verfolguilgell, Respektieruilg der gewerk. 



schaftlichen Freiheiten, Freilassung der politischen Gefan· 
genen, Wicdereinbürgerung des Paters Guadalupe earney, 
Freilassung der Opfer der absurden politischen Prozesse so· 
wie nach einer umfassenden Demokratisierung voll 8'erecht. 
fertigt und bilden die Grundlage des gemeinsamen Kampfes 
der demokratischen Krärte des Volkes. 
Die Handlungen des Arbeitsministeriums bleiben wc~iterhin 
geprägt durch eine arbeiterfeindliche Ideologie. Die lnteres· 
sen der Werktätigen werden den Interessen der ausbeuteri· 
sehen Arbeitgeber geopfert, in erster Linie den Interessen 
der t ransnationalen Gesellschaften. Die demokratische Ge· 
werkschaftsbewegung ist immer das Obj ek t der ManÖ'Jer die· 
ses Ministerium s gewesen. das zwar die Arbeiter ihre eigenen 
Gewerkschaftsvert retungen wählen ließ, diese dan:n aber 
nicht akzeptierte, sondern durch ihm genehme ersetzte. 
Das Programm der Agt'arreform ist überhaupt nicht v.erwirk· 
licht worden. Was übriggeblieben ist, in ein bürokratischer 
Apparat, dem man il legale Handlungen vorwirft und der 
völlig unfahig ist , auch nur die elementarsten Proble:me der 
Bauern zu lösen. Die Massen der Landarbeiter sind g,~zwun· 

gen, Boden zu besetzen. weil die Versprechungen der Regie. 
rung, ihre Fo rderungen nach Land, Krediten und lechni· 
scher Hilfe zu errUllen, nicht eingehalten wurden. Staudes· 
sen war nur den Forderungen der Großgrundbesitzer nach· 
gegeben worden. 
Es is t garadox, daß das Heer 8 Jahre, nachdem es die verfas· 
sungsrrl&ßige Ordnung gebrochen hat, um eine neue Ära des 
Fort~chritts und der sozialen Gerechtigkeit einzuleiu:n, nun 
gena~ denjenigen die Macht zurückgeben will. die es 1972 
gcstünt hat. Der schwerw iegendste Umstand hierbei ist, daß 
dicse 1Rückerstattung vollzogen wird, ohne daß die gering' 
sten erforderlichen Änderungen in den wirtschaftlichen und 
sozialen Strukturen des Landes verwirklicht worden wären. 
Die Probleme, die damals zum Sturz der Regierung mhrten, 
haben sich seitdem nur verschärft. 
Dies bedeutet, daß de'r damalige Grund der Machtüber· 
nahme. die Einftihrung von sozialem Fortschritt und Ge· 
rechtigkeit, nur vorgeschoben war, und stattdessen lediglich 
CIloistische Interessen durchgese tzt werden sollten. So hat 
heute die Korruption in der öffentlichen Verwaltung beäng. 
stigende Ausmaße erreicht. Die illegale Bereicherung und die 
Ausnutzung des Einflusses , den das Militär ungerechll fert ig. 
terweise in dem ganzen bürokatischen Apparat ausübt, hat 
sowohl auf nationaler wie auch internationaler Ebene zu 
einer völligen Verachtung der honduranischen Regierung ge· 
fUhM, was auch einige ehrliche Offiziere öffentlich l:ugege· 
ben haben. 
Als tlöhepunkt seiner antidemokratischen und antipatrioti. 
schen Handlungen hat nun der Teil der Streitkräfte d er zur 

Zeit das Land regiert. zusammen mit der Nationalen Partei 
einen Wahlprozeß in Gang gesetzt, der betrügerisch ist und 
bei dem die demokratischen Kräfte von d er Teilnahme aus· 
geschlossen sind, so daß die beiden tradit ionellen Parteien, 
die verantwortlich sind für das Ausmaß der honduranischen 
Tragödie von vornherein ab Sieger feststehen. 
Angesichts dieses Belrugsmanövers. das die Teilnahme der 
demokratischen Kräfte an den Wahlen verhindert hat, lehnt 
die Patriotische Front von Honduras die Wahlen in der 
Form wie sie jetzt durchgeHihrt werden ab, und verweigen 
jede Art der Beteiligung. 
Schon ihre Teilnahme bzw. die Teilnahme einiger ihrer Mit· 
gliedsparteien würde ein demokratisches Aushängeschild ab· 
geben und den Bet rug vergrößern. Mehr noch, sie (die FP; d. 
Red.) wird auch ihre Mitglieder an der Basis nicht dazu 
aufrufen, sich an der Wahl zu beteiligen. Denn niemand von 
den Kandidaten vertrin ihre Int eressen, und auch nicht die 
Interessen des Fortschritts und der nat ionalen Unabhängig' 
kei t. 

J e mehr d er Zeitpunkt der Wahlen sich nähert, umsa mehr 
wächst der Widerstand des Volkes gegen diese. Auf dem 
tlintergrund d ieser Real ität, versucht die Nationale Par tei 
diejenigen , die sich nicht an den Wahlen beteiligen wollen, 
da die Kandidaten keine Alternative des Fortschrit ts des 
Volkes darstellen, zu einer Stimmabgabe zu zwingen . So 
versuchen die traditionellen Parteien, die unzufriedenen 
Bürger mit einem antidemokratischen Geset z zu einer 
Stimmabgabe zu zwingen und so Kandidat en zu wählen, die 
sich dem sozialen Fortschritt widersetzen. 
Zum anderen wäre die Abhaltung e iner Wahl nur dann im 
Sinne des Volkes, wenn man den diskriminierenden Wahl· 
prozeß von Grund auf neu st rukturieren und demokratisie· 
ren würde, wenn man alle demokratischen Kräfte an der 
Wahl teilnehmen ließe. Nur wenn man das gültige, diskrimi· 
nierende Wahlgese tz rcCormieren würde; nur wenn man den 
Zensurprozeß abschaffen würde; nur wenn sich alle politi· 
schen Kräfte eintragen könnten; nur wenn der Organismus 
der Wahlen und Bürgerregistratur neu strukturiert würde; 
nur wenn eine wirkliche Teilhabe an dem Bürgerrecht, die 
Kandidaten 1.um Senat und zur verfas5un811gebenden Natio· 
nalversammlung, den Präsidenten der Republik und d ie 
übrigen Verlreter auf zentraler und örtlicher Ebene direkt 
zu wählen, existierte. 
Der poli tische l'rozeß, den Honduras erlebt, findet in einer 
Situation wichtiger Veränderungen auf dem mittelamerika· 
nischen Isthmus statt. Deshalb bekräftigt die Patriotische 
Front von Honduras ihre Solidarität mit dem nikaraguani· 
schen Volk. das eine neue Gesellschaft aufbaut, und verur· 
teil t alle Versuche , von unserem Land aus konterrevolutio· 
näre Aktionen zu unternehmen. Wir solidarisieren uns eben· 
falls mit dem Kampf der Völker von EI Salvador und Guate· 
mala. 
Die materielle Basis der Gewalt in unserem Land liegt in den 
ungerechten Strukturen, in der andauernden und systemati· 
schen Mißachtung der Int eressen des Volkes. Die Patrioti· 
sche Front von Honduras kann als im Volk verwurzelte Or· 
ganisation niemals mit Krieg, Anarchie und Terrorismus ein· 
verstanden sein. Die Verantwortung liegt bei jenen, die heu· 
te den Staat regieren und denen wir verkünden, daß ihnen 
die Aufgabe obliegt , in dieser schwierigen Situation histori· 
sche und mögliche Initiativen zur Wiedererlangung eines 
Klimas des Friedens und der Ruhe in unserem Lande kon· 
kre t zu machen. Wenn aber die Türen zu einer wirklichen 
Beteiligung des Volkes an der Entwicklung des Landes wei· 
terhin verschlossen bleiben, dann steht dem Volk das Recht 
zum Aufstand zu. 
Tcgucigalpa. 20.2.1980 
(QueUe: Patria, Tcgucigalpa/Ho nduras, Nr. 162/2.2.1980, 
S. 2) 
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Zimbabwe 

Rainer Falk Der Sieg der Patriotischen Front 

Die Parteien der Patriotischen Front haben bei den Wahlen 
vom 27.-29. Februar d.]. einen glänzenden Seig davongetra­
gen; Die Afrikanische Nationalunion von Zimbabwe 
(ZANU) erreichte mit 62.9,% der abgegebenen Stimmen 57 
von 80 an die Schwarzen zu vergebenden Sitzen des neuen 
Parlaments. Die Afrikanische Volksunion von Zimbabwe 
(ZAPU) hat 24,1% der St immen und damit 20 Sitze bekom­
men. Den 87% der Paneien Robert Mugabes und Joshua 
Nkomos stehen gerade 8,2% oder drei Sitze gegenüber, auf 
die es Abcl Muzorewa mit seinem Vereinigten Afrikanischen 
Nationalrat (UANC) brachte. 

"Für meine Partei, für die Patriotische Front insgt:samt. ist 
dies ein sehr großer Augenblick." wertete Rohert Mugabe 
das Ergebnis. "Dies ist die Stunde unseres Sieges, der Kul· 
minationspunkt unseres nationalen Kampfes, der so viele 
Tot e und so viel Leid gekostet hat." Und er fUgte hinzu: 
"Die Patrio tische Front hat gewonnen, und sie hat gut ge­
wonnen. Obwohl wir getrennt in die Wahlen gingen, wußten 
wir, daß das Ergebnis allen Bestandteilen der Front anzu­
rechnen wäre. Wenn einige in den Kategorien eines Sieges 
fUr die ZANU ganz allein denken,.ro meinen wir. daß es sich 
um einen Sieg der gesamten Front handelt." 1 

Fanal für Namibia und Südafrika 

Der Wahlsieg ist ein Ergebnis des fast l5-jährigen b ewaffne­
ten Befre iungskampfes gegen das illegale Sm ith-Regime. Er 
wurde letztlich möglich. weil es in d er letzten Phase des 
Kampfes gelungen war, ZANU und ZAPU in ein(:r gemein­
samen Front zusammenzufUhren. Diese - wenngleich oft 
brüchige und von taktischen Differenzen belastete - Einheit 
erhöhte die Schlagkraft der kämpfenden Parteien in jeder 
Hinsicht, sei es auf der militärischen, der poli tischen oder 
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der diplomatischen Ebene. Alle diejenigen, die sich gegen 
diese Einheit stellten, blieben politisch auf der Strecke: 
zuerst der ehemalige ZANU-Chef Sithole, sodann Muzore­
wa, und mit ihm alle diejenigen westlichen Strategen. die 
glaubten, m it Marionettenlösungen den Status quo stabilisie· 
ren zu können. 
So ist denn die Niederlage Muzorewas, in dessen Wahl­
kampfkasse Millionen südafrikanischer Rand und britischer 
Pfund flossen, auch und vor allem eine Niederlage der Stra­
tegie neokolonialer Lösungen: Noch im letzten Frühjahr 
fUhrten die brit ischen Konservativen ihren Wahlkampf mit 
der Losung, das damals aus einem Wahlschw indel (über des­
sen Charakter jetzt auch die letzten Zweifel beseitigt sein 
dürften; siehe Al B, Nr. 6 / 19 79) hervorgegangene MUl.Orewa· 
Regime würde von einer Regierung Thatcher unverl.üglich 
anerkannt werden. Kaum war die Thatcher-Regierung im 
Amt, sah sie sich mit dem gewaltigen Druck d er Organisa. 
tio n für Afrikanische Einheit (ÜAU) und der Common­
wealth-Staaten konfrontiert. Sowhl auf dem Monrovia-Gip­
fel der OAU als auch auf der Commonwealth-Konferenz in 
Lusaka von 1979 wurde klar , daß der Westen die interne 
Lösung nur um den Preis einer heillosen Isolierung hätte 
offen anerkennen können. Hinzu kam, daß Muzorewa selbst 
nicht in der Lage war, die vom Westen in ihn gesetzten 
Hoffnungen zu erfüllen, nämlich den Guerillakrieg zu be· 
enden. 
Die daraufhin im September 1979 einberufene Londoner 
Lancaster-House-Konferenz, an der Smith/Mul.Orewa, die 
Patriotische Front und Großbritannien teilnahmen, war zu­
nächst ab nochmaliger Anlauf gedacht, die Patriotische 
Front durch Ultimaten und Schaffung vollendeter Tatsa­
chen auszumanövrieren. Auch das, was letztlich als politi­
scher Komprorn iß herauskam, ließ viele im Westen zumin­
dest an der Hoffnung festhalten, ein Marionettenregime uno 



ter Mu .. .orcwa würde mit dem Heiligenschein freier Wahlen 
internationale Anerkennung erlangen. Es kam jedoch ganz 
anders. Die Verankerung der Patriotischen Front in der Be­
völkerung erwies sich als so stark, daß selbst E i~sch,üchtc. 

rungen und gewisse Unregelmäßigkeiten den Wahlsieg d er 
Befreiungsbewegung nicht mehr verhindern konnt en. 
Das WahJcrgcbnis hat weitreichende internationale A uswir­
kungen, vor a llem im SUd lichen Afrika. Ganz deutl ich ist 
jetzt geworden , daß dem Turnhallenregime in Namibia jeg­
liche Legitimationsbasis feh lt. Es stärkt die Position derer, 
die davon ausgehen, daß auch dort ohne die Bcfreiu.ngsbc­
wegung, di e Siidwcstafrikanische Volksorganisalion (SWA. 
PO), keine Lösung denkbar isl (siehe: AlB, Nr . 3/1980 ). Für 
eine gew isse Zeit wird eine verhärt ete Haltung der südafri· 

kan ischen Besatzungsmacht deren Triumph noch hin.auszö­
gern können: aber die Perspektivlosigkeit dieses Unterfan· 

gens ist jetzt schon unverkennbar. 
Auch in Südafrika selbst wird es zu einem Aufschwung des 
Befreiungskampfes kommen . "Der 4. März ( Datum d.er Be­

kanntgabe d es Wah\crgebnisses, d . VerL )," he ißt es in einem 
Telegram m d es Präsidenten der s~afri kanischen Befreiungs· 

bewegung , des Afrikanischen N"ationalkongresses (ANG), 

Robert Mugabe 

Ober Soziali. mLU: Wir sind sozial ist isch. Wir wuden für sozialisti· 
sche Prinzipien eintreten, aber unsere Prin:c.ipien müssen die Reali· 
tälen unseres Landes - die GClich ichte, Traditionen und besonde· 
ren Umstände, in denen wir uns befinden - 1.ur Kenntnis r.lehmen. 
Das Land ist auf das freie Unternehmertum gegTÜndet !lind von 
daher kapitalistisch. Wir müssen hinnehmen, daß wir keine sofor· 
tige Zerschlagung dieser Ökonomie herbei fUhren könn,en; wir 
können schr inweise vo rgehen bis wir unser Ziel erreichen. Natür· 
lieh muß der Rass ismus in der öffentlichen Verwaltung verschwin· 
den. Aber man wäre sehr dumm, wenn man sich des Systems sofort 
bemächtigen und es umstür.:en würde. 
Ober I}(:mokr:atie: Wir möchten, daS die Leute, insbesondere au f 
dem Lande, auf den verschiedenen Ebenen an der Gestaltung ihres 
eigenen Lebens tei lnehmen. Für die Arbeiter werden verschiedene 
Komitees geschaffen, die Funktionen im Management ausüben wer· 
den. Dies fassen wir ins Auge. Ich weigere mich, pol it ische Modelle 
zu übernehmen. Oie Prinzipien - ja, die Prinzipien, daß die Leute 
schließlich ihre eigenen Herren sein müssen, daß sie das Ei.gentum 
an den Ressou:ccn teilen, daß die ßauem in Kollektiven gut organi· 
sial sind ... Dies sind Prin1.ip ien aus Erfahrungen andel:er, wie 
Otina, Jugoslawien, Rumänien. Ich möchte keine Reglementierung. 
Ich hän e das wirklich nicht gern. Ich empfinde persönl i.ch eine 
starke Abneigung gegen eine Diktat ur, ob sie nun von Individuen 
oder von Staaten praktiziert wird. 
Menschen müssen das demokratische Recht haben, ihre EntKhei· 
dun@,<:Jl zu trdfen, selbst wenn sie nicht kollektiviert werd.en wol­
len. 
Oher Marxism us: Gewisse Prinzipien, die wir haben, stammen vom 
Marxismus her. Aber andere stammen aus unseren eigenen Traditie>­
nen, beispielsweise das Gemeindeeigentum am Boden. Di.! Mani· 

Oliver Tambo, an d ie Wah lsieger "iSI e in historisches Dal um 
im Leb en des Volkes von Südafrika. Der Mißerfol g, der den 

Kräft en der Reakt ion und des Neokok.nialismus in den 
Wahlen be igebracht w urde, ist ein Sieg ohne Beispiel. Er 
läut et das Ende des Syst ems des Imperialismus, des Kolo nia· 

lismus u nd d es R assismus im Süden Afrikas e in". 2 
So hoch der Sieg der Patriotischen Front zu bewerten ist, er 

darf n icht den Blic k für die H ypo t heken verstellen, mit de­
nen d as unabhängige Zimbabwe konfrontiert sei n wird. 

Im Wahlergebnis, besonders in der Wahlb eteiligung vo n 94% 

(der h öchsten , d ie es bislang in Afrika gab ) spiegelt sich ein 
hoher Stand d er Mobil isierung d es Volkes w ider. In ihm 
drückt sich aber auch die starke Stammcsverwurzelung der 
beiden Part e ien d er Patriotisch en Front a us, dere n Stimman· 
teile nahezu deckungsgleich sind mit ihrer traditionellen 
Stammesbasis (ZAN U/Sho n a, ZAPU/ Matabele). Schon d a· 
raus ergibt sich die Notwendigkeil einer breiten Regierung 
der nationalen Einheit, auf die sich Robert Mugabe und 
J oshua Nkomo inzwische n geeinigt haben. Danach wird 

J . Nkomo in e iner R egierung Mugabe d as Amt des Innen· 
ministers einnehmen, in dessen Zuständig kei t u.a. die sog. 
TribaJ Trust Lands (Stammesgcbie!e) fa lle n, die traditionei· 

sten glauben ebenfalls daran, aber ich glaube nicht, daß die Nigeria· 
ner, die ihr Land nationalisiert haben, in irgendeiner Weise Marxi· 
sten sind. 
Ober die Vena"ung: Wir sind bereit im Rahmen einer parlamenta· 
riKhen I}(:mokralie, wie sie von uns in dem Abkommen von Lan· 
caster HOU5e (Londoner Zimbabwe-Konferenz Ende 1979; d. Red.) 
akzeptie rt wurde, 1.U arbeiten. Obwohl wir durch die Koalition der 
Patriot ischen Front sogar die Macht dazu hällen, glaube ich nicht, 
daß wir größere Verfassungsiinderungen vomehmen möchten. Ich 
meine, wir werden versuchen mit der Verfassung so wie sie in zu 
arbeiten, und wir werden sehen, wie es geht. Es ist wahr, wir hatten 
gegenüber gewissen Klauseln unsere Bedenken, aber es ist nur fair, 
daß wir der Verfassung eine ehrl iche Chance geben. 
Ober das Kriegsrecht: Ausganguperren müssen aufgehoben werden; 
sie sind jetzt unnötig. Der Krieg ist zuende gegangen. Wir sind ein 
Land im Frieden. Wir brauchen kein Kriegs.recht. Wir brauchen 
keine unnöt igen politischen Verhaftungen. Diejenigen, die verhaf­
te l worden sind, müssen jetzt fre igelassen werden. Wir beginnen ein 
völlig neues Kapitel in der Hoffnung, daß es keine Schikanierung 
von irgendjemandem aus politischen Gründen geben wird. Wir wer­
den so viel Freiheit zur politischen Organisierung wie möglich ge. 
währen. Warum sollten Parteien derOpposilion mit ihren Kampag­
nen, wie sie sie während der Wahlen betrieben hatten, nicht fort· 
fahren :? 
Ober die Entwaffnung der Weißen: Jederman muß entwaffnet wer· 
den, nicht nur die Weißen. Es gibt viele Schußwaffen, und wir 
wollen sie fortKhaffen. Wir möchten, daß dies innerhalb einer 
möglichst kunen Zeit erreich t wird. Du Volk hat jetzt die Macht, 
ich sehe daher keinen Grund, warum der Einzelne Schußwaffen 
haben sollte. Falls wir das Volk bewaffnen wollen, werden wi r dies 
in passender Weise tun. 
Ober Südafrika: Was die Schwarzen in Südafrika zu tun be­
schließen, is t völlig ihre eigene Angelegenheit. Wenn sie sich dafür 
entKheiden, einen bewaffneten Kampf 1.U führen, wünschen wir 
ihnen alles Gute. Es ist weder unsere Sache, unsere Männer mit 
Waffen dahin zu schicken, um auf der Seile de r Befreier zu kämp­
fe n, noch in irgendeiner anderen Form direkt etwas zu unlerneh­
men, um den bewaffneten Kampf zu unterstützen. Wir können die 
Apartheid auf den Foren der Vereinten Nationen und der Bewe­
gung der Nichtpaktgebundenen verurteilen, aber wir würden es 
nicht als unsere direkte Verantwortung betrachten, die südafri kani· 
sehe Regierung zu stün.en. Siidafrika ist eine andere Sache als Rh e>­
desien, wo eine Gruppe von Siedlern gegen ihre Königin und da­
nach auch gegen den allgemeinen Willen des Volkes rebellierte. 
Südafrika konsolidierte sich selbst auf der Basis einer Unabhängig· 
keit, die 1910 (durch Großbritannien) gewährt worden war. Was 
jetz t erforderlich ist , ist nicht die Infragestcllung der Rechtmäßig· 
keit der Unabhängigkeit Südafrikas, sondern des Sylilem l, das Hir 
die Unterdrückung, die da un ten weitergeh t , verantwortlich ist. 
Südafrika ist kein koloniales Problem wie bei uns. 
(Quelle : Time, New Vork, 17.3. 1980) 
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Fode Amadou Wo steht Zimbabwes Wirtschaft? 
Die Frage, d ie sich nach den Wahlen in Zimbabwc stcUt . ist die der 
Umstellung und Ankurbelung cint:r Wirtschaft, die tief von 14 Jah­
ren Krieg gcpri&t iu. Die Hauploricnticrur\8Cn in d ie.oem Bereich 
werden gewiß erst ~h der Bildung der Rcgic".mg der Patriot,­
tchcn Front von Roben Mug;r.bc und Joshua NkolT\:I festgeLegt wn· 
den. 
In dieser Hinsicht gibt die Bilanz der wirtschaftlichen SilUat ion dei 
vergangenen Jahres e inen Anhah spunkt über den berei ts e rreichten 
Rücknand und die Anstrengungen, die man entfalten muß. Du 
8rulloinlandprodukt hat stagniert , die Inflation hat offiziell 12,. 
erreicht, d ie Imponprcisc: haben sich erhöht und die Arbeitslosig­
kc:it hat alarmierende: Ausrna&e angenommen. 
Die nCUCSlen Voraussagen über d .. n letzten Punkt vc rlciu: n kaum 
zu Optimismus. Von 1.055.000 Pc:nonen im Jahre 1'975 ist d ie 
Gesamtzahl der Lohnempringcr auf 990.000 Ende 1918 gcf~len 
(bei einer akt iven Bevölkerung von 3 Mio Einwohnern), und CL 

15.000 Arbeitsplätt.e pro Jahr mÜS$c':n du rchschnittlich im nk hsten 
Jahnehnt geschaffen werden, wenn man dem Bevölkerungsdruck 
begegnen will; abgesehen von den heute unterbeK häftigten weib· 
lichen Arbeiukräften, denen man Arbeit venchaffen muß, und 
vom Andrang in die Städte, da durch die Landflucht ,·erurAcht 
wird. 
Diese massenhafte Arbciulosigteit, die besonders d ie Schwarun 
trifft, verstärkt sich sei t der Intensivierung der Guerillaopcrationm 
im Jahre 19 76, du rch die immer massiver werdende AbwandeNng 
europäischer Techniker, die ,ich um die Zukunft ihres Landes sor· 
gen. Die Zahl ihrer Abgänge hat 19 79 jäh rlich 10.000 Personen 
erreicht . 
Du Anwachsen der Arbeitslosigkeit hängt sclbstverst iindlich mit 
den Schwierigkeiten ;WAmmen, auf die d ie WirtK haft Zimbabwes 
seit Jahren I tÖßt, vor allem was den Transport der Eltport · und 
Importartikel betrifft . Die ersteren, haupuächlich bes tehend aus 
Agrar- (Tabak und Mai.) , Bergbau· (Asbelt, Chrom, N"icltel, Zinn 
usw.) und Fertigprodukten, wurden em nhaft behindert, nicht Jo 

sehr durch das UN·Embargo selbll, 50ndern durch die zusätz.lichen 
Kosten, die dadurch indirekt entstanden sind. Diese endchen nach 
ofrlZiösen Schätzungen 15·18% und ste llen venehied.:ne Bct.ügc 
von Zwischenhändlern und Tarnfirmen dar sowie Kosten, die du rch 
die Schließung der Grenzen und d ie VerläßiCrung der Handelswege 
vcrurACht werden. 
Folglich konnte Rhodesien, während CI am Vorabend der einsei ti· 
gen Unabhängigkeitserklärung im Jahre 1965 112.000 t Tabak 
von herlorragender Qu~ität produzierte, im letzten J ah r nur noch 
56.000 t au f den Markt werfen. Die Produk tion und A.usfuhr von 
Mais ist zwar angestiegen, aber in einem geringeren Ausmaß als 
vorgesehen. 
Der Bergbau wurde ebenfalls durch den Krieg uod die :Sanktionen 
behindcn: Er brachte 1979 nur 300 Mio Dollar ein, fUr eine Pro­
duktion, die kaum 8K höber war als 1964, während da.s Ansteigen 
der Kurse rw- Bergbauprodukte bessere Ergebnisse e rhoffen ließ. 

Anbindung an Südafrika 

Der Verkauf von rhodesischen Fertigerzeugnissen, hat n:icht zuletzt 
unter dem tot~en oder partiellen Verlust von ~ahlreichen Märlr.ten 
in Süd· und Zcntulafrika (Malawi, Sambia, Macambique usw.) ge· 
lilien, wo sie früher m it südafrikanischen Produkten konkurrierten. 
Was die Ausfuhren betrifft , weiß man, daß sie fast immer einen 
Abloat:tmvkt im Ausland gefunden haben, obwohl Salisbury seit 
mehr ah 15Jahren weder Zahlen über seinen Au&:nhandelt, noch 
Angaben über seine wirtK haftl ichcn P:utner veröflenllicht . Und 
dia zuerst in Südafrilc.a, übe r du der Hauptteil des rbodesischen 
Handels zwiK hen 1965 und 1979 abgewickelt wurd.e. Pretoria 
kauft yon Rhodnien Fertigprodukte (Textilien. Bekkidung, Ra· 
dios) und verkaurt eine breite Skala von Produkten, die von Ma· 
schinen bis zu Erdöl und militä rischen Ausl'ils tunRen re}cht. 
Hingegen kmnt man nicht das Ausmaß der Wirtschafts· und Han· 
delsbeziehungen, d ie S~isbury weite rhin bftonders m it verschie· 
denen afrikanischen und arabischen Ländern aufreehterh~ten hat , 
obwohl diese sich yerpfl ichtet halten, das Embargo anzuwendm. 
Die Intensivierung der Handelsbeziehungen mit Südafrika hat d ie 
Belastung des Krieges rur die rhodesische Wirtschaft erheblich yer· 
ringert , ohne sie allerdings ganz verschwinden zu lassen. Die Ent· 
wickJulII der Infrastruktur ( Flughäfen, EiJenbahncn, UIW.), der 
neuen EnergicqueLlen, um die Abhängigkei t vom Erdöl (volluändig 
importiert ) !:u verringun, dies ~Ies wurde erheblich geb~m st, weil 
der 1mpon der no twendigen Ausrüstungen aus dem Ausland nicht 
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möglich war. Aus den gleidlcn GrUnd",;"~. ~"~ .. ;;'m;;-d;;:;i,:-;;;;;;;:;'k.;;;~· 1 
der Fertigerzeugnisse produzierenden Unternehmen wegen der 
Überalterung der Maschinen ab. 
Angesich ts dieser schlechten wirtschaft l ichen Situat ion, stc ll t d ie 
Aufhebung der Sanktionen, die sich bereits konkre t in der Wieder· 
aufnahme von flügen verschiedener Luft fah rtgcseUsdlaften (darun. 
ter Brit ish Airways und Zambian AirwaYI) und der Wicderörfnung 
der G renze zu Mocambique am 12. J anuar ausdruckt, einen enten 
Jloffnungnchimmer dar. Von den rhndesischen Tabakpflanzem 
wurde die Offnung des Marktes der EG, der vor 1965 einer ih re r 
Hauptmärkte war, mit Genugtuung aufgenommen. 

Landrcform ab Angelpunkt 

Ob« die wirtschaftlichen Maßnahmen, d ie mitte l· und langfristig 
zu treffen .ind, kennt man d ie Optionen der wichtigs ten schwanen 
Füh~r. 
Während J oshua Nkomo sich während Kiner Kampagne wenig 
deu tlich zu seinem "zimbabwischen Sozialismus" äußerte . und sich 
damit t.ufrieden gab festzuste llen: "Wir wollen einen p!"a8mati· 
sehen Sozialismus, der mit unseren T raditionen und unse rer Ge· 
schiehte harmonier t", , ind die Thesen Robert Mugabel bel ser be· 
kannt. Der Führer der ZANU, der während seines Wahlkampfes 
häurag beruhigende Erklärungen I n d ie Adresse der weißen Bevöl· 
kerung abgab, hat den wirt1Chahliehen Liberalismus abgelehnt und 
sich flir die Kont rolle der Produk tioTlllminel durch da. Volk :lu'ge· 
!lprochen, wenngleich du erst nach und nach rcalu iert werden soll· 
«. 
Die beiden ehemaligen Führer der Patrio tischen Front bet.ichen 
indessen eine gemeinsame Posi tion, was d ie Landfrage betrifft , die 
als d« Dreh· und Angelpunkt jeder sozialen Veränderung in Zim · 
babwe eneheint. Man urteile: 10.000 wei&: Fanner besit~en dem 
Land Tenure Act (Geseu über d ie Landverteilung; d. Red.) zufolge 
50% des Landn, und 600.000 Familien von schwarzen Bauern dir. 
andere Hilf te in den am wenigsten fruchtbaren und überdies über· 
völkerten Gebieten des Landes. 
Wie könnte man infolgedessen eine wirk liche Veränderung errei · 
ehen, ohne die Privi legien der weißen Fanner in Frage zu . tcllen? 
Es in also nicht erstaunl ich, daß die ZANU und d ie ZAPU in fast 
wörtlicher übereinstimmung erklärt haben, "diese, Unrecht wie· 
dergu tzumachen··. Das Land muß nach ihnen "dem Volk gehören. 
Der Einzelne darf nur dlo5 Recht zu seiner Nutzung haben". 
(Quelle: L'Economute du T iers Monde, Paris, Nr, 44fMirz 1980, 
AUilZiirge) 



len, noch von der britischen Kolonialmacht den Schwarzen 
zugeteilten Reservate . 
Aktuell brisanter noch ist das Arrangement mit der bislang 
herrschenden weißen Minderheit, rur d ie im Parlament nach 
den Bestimmungen des Lancaster-House-Abkommens 20 
Sitze reserviert sind. Zwei ihrer Vertreter werden in die neue 
Regierung als Landwirtschafts- und Finanzminister koop­
tiert werden_ Auch der Oberbefehlshaber der rhodesischen 
Armee, Peter Walls, bleibt in seinem Amt. 
Diese personalpo litischen Maßnahmen . die Ausdruck der 

von R. Mugabe und J. Nkomo schon im Wahlkampf prokla­
mierten "Politik der nationalen Versöhnung" sind , sind ein 
kluger Schritt, aber keine Garantie dafür, daß ein massenhaf­
ter Exodus weißer Techniker und Spezialisten das Land 
nicht in Zukunft vor kaum lösbare Probleme stellt . Die Um­
strukturierung der Wirtschaft stößt ohnehin auf eine Reihe 
objektiver Schwierigkeiten, die Ausdruck der extremen Ver­
fl echtung mit Südafrika und Ergebnis der langjährigen 
Kriegswirtschaft sind (s iehe Beitrag von Fode Amadou in 

diesem Heft). 
Das drängendste Proble m stellt indessen die Landfrage dar. 
Hier hat der neue Premierminister R. Mugabe eine Politik 
der "for tschreitenden Sozialisierung" angekündigt (zu seiner 
ideologischen Ko nzeption siehe Interview), die die exislie'­
renden Besitzverhält nisse zwar zum Ausgangspunkt nimmt , 
perspektivisch jedoch um die Beschneidung der privilegier­
ten Besitzverhältnisse der Weißen nicht herumkommen 
wird. 

Hypotheken der PF-Regicrung 

Immerhin scheint es realistisch, daß eine erste Phase der 
Bodenreform, die sich auf die Verteilung des nichtbebauten 
Bodens sowie der von den Weißen verlassenen Ländereien 
erstrecken soll (lediglich 6% des Bodens werde n heute land­
wir tschaftlich genutzt), erfolgreich angegangen werden 
kann. Dazu sieht das ZANU·Wahlmanifest d ie Einrich tung 
eines landwirtschaftlichen Entwicklungsfond s vor, der Land 
aufkaufen und mit dessen Finanzmitteln "die Errichtung 
von Gemeinschaftsdörfern und kollektiver Landwirtschaft 
auf neuerworbenem Land" gefördert werden soll. J Nach 
den Lancaster-House-Bestimmungen müßte dieser Fonds mit 
Geldern aus d en USA , Großbritannien, der BRD und der 
Europäischen Gemeinschaft gespeist werden. 
Ein weiteres Problem ist die Umstrukturierung des alten 
Machtapparates, insbesondere des Militä rs. Die inzwischen 
angela ufe ne Integration der Guerillaarmeen mit d er Armee 
des alten Regimes geht ebenfalls auf die übergangsbestim­
mungen des Abkommens der Lancaster -House· Konferenz 
zurück. Auch hier stellt sich die heut e noch ungewisse Fra­
ge, ob die Machtablösung o hne Reibungen und Ko nflikte 
bewerkstelligt werden kann. 
Eine große Gefahr für eine friedliche Entwicklung des j un­
gen Staates stellt schließlich die Existenz des rassistischen 
Regimes in Südafr ika dar. Schon kurz nach Be kanntwerden 
des Wahlergebnis.ses hat der südafrikanische Premierminister 
P.W. Botha mit " Gegenschlägen" gedroht, falls Zimbabwe 
zum strategischen Hinterland d es südafrikanischen Befrei­
ungskampfes werden sollte . Auch in diesem Sinne ist es eine 
beherzigenswerte Erfahrung, d ie der Präsident d er VR Mo­
cambique nach Bekanntwerden des Wahlergebnisses so for­
muliert hat: "Der Ka mpf. ist weit davon entfernt, beendet 
zu sein , auch wenn die Waffen schweigen. D ie Manöver des 
Feindes, die Manöver des Imper ialismus, die Manöver der 
Rass isten und hartnäckigen Reaktionäre werden weiterge­
he n. Wenn er aus seinen Positionen verdrängt ist, strebt der 
Feind stets danach, sie zurückzuerobern, mit neuen Metho­
den, neuen Taktiken, neuen Agenten . Aber es is t wesentlich 

in Erinnerung zu behalten, daß es die Einheit des ganzen 
Volkes und besonders die Einheit derer, die gekämpft ha­
ben, ist, aus der die Kraft entsteht, die in der Lage ist, die 
Manöver des Feindes zu demaskiere n und zu neutrali­
sieren. ,,4 

Anm~rkung~n : 

1) Afriqu~ A5ie, Paris, Nr. 209/ 17.3. 1980 
2) EI Moujahid, Algier, 6.3. 1980 
3) Auszüge aus dem Manif~st in: Frankfuner Rundschau, 17 .3.1 980 
4) Afrique Asie, a.a.O. 

Tuneslen-Aufruf 
Freihe it für die p oli tischen Gefangenen in Tunesien und 
die Beend igung der militä rischen In terventio n 

St::it der Unabhängigkeit Tunesien! 19S6 organisien die alleinherr· 
schende Neodestur-Panei , die spät~r ironischerweise in "Sozialis ti· 
sehe DeSlur-Panei" umbenannt wurde, unter dem Präsidenten auf 
Lebenszeit, Habib Bourguiba, den Ausverkauf des Landes an impe­
rialistische WirtiChafts· und Mili tärimeressen. Dabei hat sich das 
Regime jeder Opposition sowohl aus der eigenen Panei wi~ auch 
von Kräften außerhaib der Partei mit aUen ihm zur Verfügung ste· 
henden Mitteln entledigt. Dazu gehön der politisch~ Mord wie im 
Fall des früheren Generalsekretärs der Partei, Salah Ben Youssef, 
und seiner Anhänger ebenso wie das Verbot der Formierung pro· 
gressiver nationaler Kräfte und der Inhaft!erung ihrer Kader als 
auch Folter und Unterdrückung der Mitglieder demOkratischer Mas­
senorganisationen wie des Gewerkschaftsvemandes UGIT. 
Nach der Niederschlagung des Aufstandes in Gafsa (Ende Januar 
1980; d. Red.) mit Hilfe französischtr Spczialeinheiten ist 
S<:hlimmstes rur die Bevölkerung zu erwanen. 
Unter dem Destur-Regime, das sich alle Müh~ gah, Tunesien als ein 
aufgeklärtes demokratisches und ,,gemäßigtes" Land erscheinen zu 
lass~n, werden Demokratie und Menschenrechte svstematisch mit 
Füßen getreten. Das Regime ließ seine Maske fallen, als es nach 
monatelangen Provokationen gegen die Gewerksehaftsb~wegung 
den aus Protest ausgeruf~n~n Generalstreik vom 26.J anuar 1978 
blutig niederschlug und in den darauffolgenden Monaten versuchte, 
die Gewerkschaft durch Verhaftung und Aburteilung ihrer Kader 
und aktiven Mitglieder zu zerschlagen. Noch heute befindet sich 
eine Vieluhl der im Zusammenhang mit diesem "Schwarzen Don· 
nerstag" Verhaft eten und in Scheinprozessen Veruneilten unter 
unmenschlichen Bedingungen in tunesischen Gefangnissen. 
Wif fo rdern deshalb: 
• die unverzügliche Freilassung aller politischen Gcfangellen. Dazu 
gehören alle diejenigen. die unter Bruch der tUliesischen Verfassung 
wegen ihrer politischen Betätigung in oppositionellen Parte ien und 
Organisationen zu oft langjährigen Haftstraf .. n vcruneilt wurden 
und dicjenig~n, die sich w~gen ihrer gewerkschaftlichen Aktivitäten 
yor allem im Zusammenhang mit dem Generalstreik vom 26.1. 1978 
im Gefängnis befinden: 
• alle Beschränkung~n der Freizügigkeit für die in den vergangen .. n 
Monaten aus tunesisch~r Haft entlassenen, unrechtmäßig verurteil­
ten politischen Gefang~nen aufzuheben; 
• die "Generalunion der Gewerkschaften Tunesiens" (UGTI) un­
ter seine authentische, demokratisch gewählte Führung stellen, die 
nach dem "Schwarzen Donnerstag" vOm Regime abgesetzt und 
durch eine Marionettenführung um Tijani Abid ersetzt wurde; 
• die seit vielen Jahren praktiziene Foher in tunesischen Gefang­
nissen zu beendell und die Verantwortlichen Zur Rechenschaft zu 
ziehen; 
• die Aufhebung der Zwangsarbeit (Zivildiemt und National· 
dienst), die nach dem Generalstre ik gegen die tunesische Arbeiter· 
jugend eingeführt wurde: 
• die Be~ndigung jeder ausländisch~n militärischen Int~rventio n, 
durch die das Land unterdrückt und zur Basis gegen andere afrika­
nische und arabische Staaten wird. 
Wir fo rdern die Bundesregierung nachdrücklich auf, 
• sich diesen Forderungen anzuschließen und jegliche Militärhilfe 
wie auch die Lieferung vOn militärischer Ausrüstung (z.B. durch die 
Fi rma Klöckner-Humbold t-Deutz AG ) an das tunesische Regime 
einzustellen und 
• auf den EG· und NA TO-Panner Frankreich im Sinne einer so­
fortigen Beendigung der Interventionspolitik einzuwirken. 

Manin Böttg..". Mitglied des Vorstands der Vereinigten Deutsr:ben 
Studemenscbaften. Bonn: Kristian Kordes, Vorstand des Soziali· 
stiICben Hocbscbu/b unds, 80nn, Prof Dr. Norman Paecb, Vorsit­
zend.." deT Demokratiscben Juristen in der Bundesrepublik. Ham­
burg; Prof. Dr. Ericb Wulff. Sprecber des AntiimpeNlistiscben 50-
lidaritiitskomirus. Frankfurt , Prof Dr. Manfred O. Hinz, Vorstand 
des Deutscb-AfriJt.oniscb-Arabiscben Biiros, 80nn; Horst Fa/kowski. 
Jugend/eiter der Soz ialistiscben Jugend Deutscb/ands - Die Falken, 
B.."lin; Uwe Foullong, Landesjugendleiter d.." Gew.."kschaft Han­
del, 8anken, Versieberungen, BerUn; Cbristoph Stresser, Bundes· 
w rsitzend.." der Deutscben Jungdemokraten, Münster; Manfred 
Con/urius, Auftenre/ent des 8undeworstandes des Liberalen Hocb· 
scbulverbands, 80nn. 
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Angola 

Politbüro der MPLA - Partei der Arbeit 

Erklärung zur Lage im Südlichen Afrika 

Der Kampf der noch unler kolonia ler II c: rrschaft stehenden 
Völker im Südlichen Afrika um die: nationale: Unabhängig­
keit befinde t sich gegenwärtig in einer äußerst kritischen 
Phase. Ursache dafür sind die vjelfaltigen Versuche bestimm­
ter westlicher Mächte, auf jeden Fall zu verhindern. daß di e 
legitimen Vertreter dieser Völker die Mach t übernehmen. 
Unter diesen Umständen ist zu b eflircht en, daß die Situation 
sich derart verschlechtert, daß es in Zimbabwe und Namibia 
:w ernsten bewaffne ten Ausei nandersetzungen zwischen den 
Freiheitskäm pfern und den kolonialistischen und rassisti· 
schen Kräften mit unvorhersehbaren Auswirkungen für die 
ganze Region. insbesondere für die FronlStaaten kommt. 
Wu Zimbabwe betrifft , so muß unterstrichen und daran 
erinnert werden, daß die sog. Londoner Verfassungskonfe· 
renz (vom 10.9.·2 1.12.1979, siehe AlB, Nr. I und 2 / 1980: 
d. Red.) eine o ffensicht liche Folge der progressiven Ent· 
wicklung des von de r Patr io tischen .' ront geführten bewaff· 
neten Kampfes und der Anerkennung der Patr iotischen 
Front durch di e OAU (Organisation für Afrikanische Ein· 
heit: d. Red.) als legitimer Repräsentant des Volkes von 
Zimbabwe sowie ihrer späteren Au fnahme als Mitglied der 
Bewegung der nichtpaktgebundenen Länder in Havanna 
war. 
Cleichzeit ig bewirkte der auf der Kon(erenz in Monrovia 
gefa ßte Beschluß der OAU (Cipfe ltreffen vom 17.· 
21.7. 1979: d. Red .), das Marionet tenregime Muzorewa nicht 
anzuerkennen und di e vo n der britischen und am erika· 
nischen Regierung mit solcher Eile verfO lg te Aufhebung der 
Wiruchafusank t ionen nicht zuzulassen, e in Zurückwe ichen 
der britischen Regierung während der Commonwealth·Kon· 
ferenz in Lusaka (1.·7.8. 1979: d .Red.). Dies drückte sich in 
der brit ischen Se lbstanerkennung a ls administrative Kolo· 
nialm acht Rhodesiens 14 J ahre nach der einseitigen Er kl ä· 
rung der Unabhängigkeit aus. 

Obstruktion in Zimbabwe und Namibia 

Nach den langen und bewegten Verhandlungen im LanCilster 
Ho use (Tagungsort während der Londoner Konferen:t : 
d . Red.) wurden zwischen der Patriotischen Front und der 
doppelt vertre tenen brit ischen Regierung Abkommen zur 
Verfassung, zu den Waffenstillstandsbedingungen und den 
Modalitäten für freie und d emokratische Wahlen unterzeich· 
ne t. 
Trotz der gewissenhaften Erfollung der Abko mm ensklauseln 
d urch die Patriotische Front gab es absichtliche Verletzun· 
gen von seiten der britischen Behörden. Diese erschwert en 
ernsthaft die Rückkehr der Kader und Führer der Pat rioti · 
schen Front nach Zimbabwe und gesta tt eten den Verble ib 
südafrikanischer bewaffnet er Kräfte auf dessen Territor ium. 
Sie schränkten d ie Wirksamkeit des Commonwealth· Kontin· 
gents ein, indem sie osten tativ auf den systematischen Ein· 
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satz von rhodes ischen Militär· und Polizeikräften, Söldner 
eingeschlossen, :wrückgrirfen, um "Cesetz und Ordnung" 
aufrechtzuerhalt en, die Grenztn zu den Fronts taaten zu be­
wachen und um sogar ungestraft Kämpfer der Patriotischen 
frOn! zu trmorden. 

Natürlich ist die Absicht der britischen Behörden klar. In 
deutlicher Komplizenschaft mit dem rassistischen und 
faschist ischen Regi me in Pretoria wollen sie die Macht ergrei· 
fung durch die Muzorewa·Clique zum Schaden der Patriot i· 
schen Fro nt begünstigen, um e in neo kolonialist isches Re· 
gime in Zimbabwe zu gewährleisten. 
Ausgehend von ditser Situation bekräft igt das Politbüro des 
Zentralkomitees (ZK) der MPLA-Parlei der Arbeit seine be· 
d ingungslose kämpfe rische Solidarität mit der Patr iot ischen 
Front und t ritt für die Akt ionseinhei t während des Wahlpro· 
zesses ein. Schon jetzt erklärt es die britische Regierung und 
deren imperial is tische Verbünde te für die tragischen Ereig. 
nisse verantwortlich, die in Zimbabwe geschehen werden, 
wenn weiterhin die verschiedensten Manöver zur Ausschal· 
tung der Patrio tischen fro nt betrieben werden. 



Was Namibia betrifft, so hegt das rassistische und fa..schisti­
sehe Regime in Pretoria gegenüber der Soowestafri kallis<:.hen 
Volb organisat ion (SWAPO) mit Duldung derselben West­
mächte identische Pläne_ 
Nach der Annahm e der Resolut io n 435 durch den UN­
Sicherhei tsrat hat das Regime in Pretoria die t riigeri:ichsten 
Vorwände vorgebracht, um die Durchsetzung d ieser Resolu­
tion zu verhindern (d ie UN-Resolut ion 435 von 1978 verur­
teilte aUe einseitigen Maßnahmen der illegalen südafrikani­
sehen Verwaltung in Namibia bezilglieh von Wahlen; 
d. Red.). 
So hat Pretoria die Scheinwahlen vom Dezember 1978 
(siehe: A lB, NT. 2 und 411979 ; d . Red _) zum Nuu ·.cn der 
sog. Demokratischen Turnhallen·Allianz, d er Mario netten­
organisat ion im Dienste des sooafrikanischen Regimes, vor­
bereite t und finanziert sowie Bedingungen rur eine interne 
Regierungslösung in Namibia und deren folgende internatio­
nale Anerkennung geschafftn. Damit wurde beabsich tigt , 
die SW APO, den einzigen und legi ti men Repräsentanten des 
namibischen Volkes, von der Teilnahme am Wahlprozeß und 
an der Machtübernahme auszuschalten. 

Das Regime vo n Preloria ho rrt , auf diese Weise die illegale 
Besetzung Namibias verewigen zu kö nnen, um einersc!iu die 
zügellose AusbeulUng der Reichtümer d ieses Territoriums 
fortzusetzen und andererseits das Eindringen bewaffneter 
Marionettenbanden nach Angola mit dem Ziel zu fo rcieren , 
die wehrlose Bevölkerung anzugreifen und ökonomische 
Aufgaben zu sabo tieren. 

Süd afrikas nic hte r k lä rte r Krieg 

Parallel dazu beschwört das Regime in Pretoria das Gespenst 
der "Expansion des Kom munismw", um d ie r iesigen Fi­
nanzinvestitionen, den Verkauf ausgeklügelt er militärischer 
Ausrüstung und die Obel]!:abe vo n Kerntechno logie durch 
d ie imperialistischen Mächte zu rechtfertigtn . Einige von 
diesen sind in der sog. Gruppe der Fünf (USA, BRD, Frank· 
reich , Großbri tannien, Kanad a; d . Red .) zusammeng(:schlos­
sen, deren Bildung m erkwürdigerweise dazu best immt war, 
eine Lösung für die Unabhängigkeit Nam ibias zu find~:n . 

Pre loria ging dazu über, a ll mählich einen nichterklärten 
Krieg gegen die Volksrepublik Angola zu entfesseln. Durch 
häufige Verle tzungen d es angolanischen Luftraumes und 
wiederholte Land· und Luftoperationen wurden Men schen­
leben sowie Agrar- und Viehzucht komplexe und Industrie· 
anlagen vernichtet, die filsc hlicherweise als SWAPO-Stütz­
pun kte ausgegeben worden waren. Diese militärischen Ober­
fille sollten das angolanische Volk einschüchtern. die vidfil­
tige Unterstützung fUr die SWAPO unt erbinden und die an­
golanische Revolutio n destabilisieren . 
In jüngster Vergangenheit schickt sich das Regime in Preto­
ria an, einen Plan durchzusetzen, der darauf abzielt, dem 
namibischen TelTitorium den Status eines " Dominions" zu 
geb en . Dabei rechnet man mit der Hörigkeit der angeblichen 
Verfassunggebenden Versammlung Namibias. Ein solcher 
Schrit t wUrde Südafrika auch for mal d ie Annex.ion des nam i-. 
bischen Terri torium s ermöglichen (siehe: AlB , Nr. 3 / 1980 ; 
d. Red.). 
Damit demonstrier t das rilSsist ische und faschist ische Re­
gime in Pretoria die offen kundige Ab,icht , die Entko lo niali­
sierung Namibias zu verhindern. Deshalb widersetzt es sich 
der Verwirklichung der Resolution 435 des UN·Sicherhei t$-. 
ra tes und der Schaffung einer entm ilitarisierten Zou e ent­
lang der angolanisch-nam ibischen Grenze. Eine solche Zone 
aber würde eine vorherige Feuereinste Ilung zw ischen den be­
waffneten Kräften der SWAPO und d enen Prelorias voraus­
setzen und die Durchsetzung der Resolution 435 fördern. 
Diese ungewöhnliche Herausforderung der internationalen 

Gemeinschaft durch das Regime in Pretoria und die Schritt 
fUr Schri tt interuivierten Aggressionen gegen die Volksrepu­
blik Angola - insbesondere nach dem Tod d es unsterblichen 
Führers der angoJanischen Revolution (Präsident Dr. Agho. 
stinho Neto starb am 11.9. 1979; d . Red .) _ basieren auf der 
unleugbaren militärischen und fin anziellen Unterstützung 
durch die Westmächte. 

SWAPO und ANC -
vo n A n gola bed ingun gslos u nterstützt 

Die schändlichen Absichten der imperial istischen Mächt e 
und ihrer Agenten gegenüber d er Volksrepublik Angola wer­
den auch d urch den Rückgriff auf verhetzte und bewaffn ete 
Marionettenbanden getarnt. Indem diese zum einen versu­
chen, d ie Erdöl- und Diamantenförderung oder die Kaffee­
produktion zu beeinträcht igen und zum anderen die Har­
monie der Beziehungen zu den übrigen Nachbarstaaten zu 
stören , sollen sie die öko nomische und soziale Entwicklung 
der Volksrepublik Angola sabotieren. Angesichts d ieses 
düsteren Panoram as bekräftigt das Poli tbüro d es ZK der 
MPLA-Partei der Arbeit einmal mehr seine feste Entschlos­
senheit , die SWAPO Nam ibias und den Afrikanischen Natio­
nalkongreß (ANC) Sooafrikas m it allen ihm zur Verftigu ng 
stehenden Mitteln zu unterstützen - ungeachtet der schwe­
ren Folgen, d enen zu begegnen ist, oder des hohen Preises 
an menschlichen und m ateriellen Verlusten , den die Vo lks­
republik Angola für ihren Beitrag zu einer wirklichen nat io­
nalen Unabhängigkeit der Völker Namibias und Südafrikas 
zu tragen hat. 
Luanda , den 29. J anuar 1980 - ,J ahr des 1. Außerordent­
lichen Kongresscs der Partei und der Schaffung der Volks­
versam mlung" 
(Quelle: J ornal de Angola, Luanda, 30. 1.1980) 
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Afghanistan 

Bouzid Kouza Zwölf Tage in Kabul 
Eine erste Bilanl.ierung der Afghanislankrise zu r Jahreswen­
de 1979/ 80 brachten wir bereits in A lB 2/ 1980. Inzwischen 
wurden weitere Details bekannt, die zur Erheflung des Kri­
sen hergangs um den 27. Dezember 1979 (Sturz. H. Amins 
und MachtiibenUihme H. Karma/5), aber auch "eue Legen­
den bekannt, welche von westlichen Desinformanten zu den 
Vorg.Ingt'n in Afghanistan im januarj"'ebruar 1980 hinzuge. 
setz t wurden. Zu den pro/iliertes/en progrcuiven Gegeni"­
for m anten zählt zweifellos der Afrique-Asie-Sonderkorres­
pondenl in Kabul, Bouzid KQul.a. Er greift in dem hier do­
kumentierten Bericht ohne Scheu in die westliche Gerücht­
kiiche hinein. 
Nach B. Koul.us zwöl{tägigern Ktlbul-Aufenthalt kam es 
Ende Februar d. j. zu dem bislang größten Rebellionsversuch 
gegen revolutionärer Kräfle. Nachdem om 21. Februar die 
Kabuler lIiindler und Geschöftsleute in den Streik ge/relen 
waren, folgten zweilögige Demonstrationen, Straßenkömpfe 
und Brandschatzungen. Die Zahl der Opfer bei der. Unruhen 
wurde auf rund 300 Tole und 1000 Verletzle geschätzt. Die 
Organisatoren hatten sich durch in die Stadt eingeschleust/' 
Waffen auf den Obergang zu militiirischen Attacken vorbr. 
reitet, wie die spätere Sicherstellung uon etwa 200 Maschi· 
nengewehren, Granaten u.Q. Waffen amerikanischer, chinesi· 
scher und pakistanischer Herkunft nach der Niedertchlagung 
der Rebellion ergab. Wie der Korrespondent der Zeit zum 
7.3.1980 zu berichten wußte, bedrohten die sog. islomi· 
schen Rebellen im iibrigen auch die Kobuler Bosaris, indem 
sie ihnen " die Befolgung des Streikaufrufes nahelegten und 
andernfalls mit Leib und Leben, Gut und lIabe gefiihrden. 
den Repressalien drohten ". Wie ferner die Verhaftung des 
CIA.Agenten Robert Lee und einer Gruppe von 16 einge· 
schleusten pakistanischen Militiirexperten bloßlegte, waren 
die Cart er·Administration und lia·ul./Iaqs Manne n bei den 
Straßenkämpfen einmal mehr mit von der Partie. 

Oie Lage in Kabul ist gespannt , Afghanistan geviLTteilt . Es 
gibt keine afghanische Armee mehr. Soldaten m it rosigen 
und pausbäckigen Gesichtern ersetzen d ie sto lzen schnuTT' 
bärt igen Krieger. Usbeken und Tadschiken aus d j!r UdSSR 
sind als afghanische Soldaten verkleidet. Explosio nen in Ka­
bul. Aufstände im Pul-i-Cherchi (Gefangnis in Kabul ; 
d . Red .). Oppositionelle Zeitungen machen nachts die Run· 
deo Die sowjetischen Soldaten machen ihre Einkäufe mit der 
Kalaschnikow in der Hand ... 

Märchen um Pul-i - Cherchi u.a. 

Das sind einige überschriften, die ich nach meiner Rückkehr 
aus Kabul gelesen habe. Und es gibt andere, Dutzende, glei­
cher Machart ; ebensoviele Lügen. Oie Wahrheit ist , daß Ka· 
bul erleichtert ist , auch wenn das Ausgehverbot noch in 
Kraft ist. Gespannt sind d ie Tausend en von Kadern und 
Verantwortlichen - von denen die Hälfte aus d en Gerang­
nissen ko mmt - , die voller Aktivi tät darangehen. d ie Ord­
nung in den verschiedenen Staatsverwaltungen wied erherzu­
ste llen, u m den Verwaltungsapparat zum Funkt io nieren zu 
bringen, um die Partei zu reorganisieren und d ie politischen 
Bedingungen flir den neuen Aufschw ung der Revolution vor-
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"'uben·Hcll. 
Di es alles zu einer Zeit, in der d ie Gefahr von Sabo tageakten 
nicht ganz vorüber is t und in ei nem Klima verdeckter Ag­
gression an den Grenzen. 
Was die Sowjets betrifft: weder verschämte oder hinter li· 
stige Zurüc khalt ung, noch triumphierendes und provokato· 
risches Zurschauste lIen. Man weiß, d aß sie d a sind, und daß 
sie ihre Akt ivitäten auf genau bestimmten Gebieten durch· 
fUhren. ( .. . ) 
Ule AUlStande in Pul-i·Cherehi? Sprechen wir davon. Es gab 
ein gro ßes Gedränge vor d iesem Gefangnis. J eder wartete 
auf einen Bruder, einen Vater oder einen Sohn. Und nicht 
alle haben das Glück gehabt, sie w iederzusehen . aus dem 
einfachen und schrec kl ichen Grund, weil sie vor dem 
27. Dezember 1979 umgebracht worden sind. 
Oie Menge hat demonstriert? J a. Gegen die Regierung? 
Nein. Gegen die Amin-Anhänger - ca. 20 - die sie in die­
sem selben Gefangnis eingesperrt glaub te und die man ihr 
ausliefern sollte. 
Man hat geschrien " Nieder mit den Russen"? Vielleicht. 
Wer kann b ehaupten, daß sich in eine Menge nicht Konter· 
revolutionäre mischen können? Sind nicht genau deshalb 
Sicherheitsmaßnahmen sowohl in Kabul als auch im Reit 
des Landes getro ffe n worden? Es ist jedoch ein unver­
schämtes Märchen , zu behaupten, daß 2.000 Menschen die· 
sen Slogan aufgenommen hätten . ( ... ) 

Aber das Land selbst . das afghanische Vo lk, seine Opfer und 
seine Hoffnungen? Verdeckt oder verfalscht. Gegen die un­
geheure Knüppelei der großen imperialistischen Preue, er­
gänzt d urch sog. linke Organe, hat es die Stimme der au. 
thentisch fortschrittlichen Kräfte und in erster Linie diej eni. 
ge Afghanistans sehr schw er, sich Gehör zu verschaffen. 
Zwei der vielen Fragen, die sich stellen, sina besonders wich­
tig. Was ist seit der Apri l-Revolut ion (27 .4. 1978; d. Red.), 
welche die Volksdemokratische Partei (VDPA ) an d ie Maeht 
gebracht hat, p assiert? Welcher Grund hat die Inhaber der 
Staatsmacht von Kabul dazu veranlaßt , den afghanisch_ 
sowjetischen Beistandsvertrag (vom Dezember 1978; d. 



Red.) anzuwenden? 
Die ersten Elemente der Antwort, die wir vorschlagen, sind 
die Frucht geduldiger und aufmerksamer Untersuchung, der 
Diskussion mit den afghanischen Revolutionären, der Kon­
frontierung mit den Tatsachen. Was hat es damit auf sich? 

Es ist vergebens leugnen zu wollen: Die afghanisehe Revolu­
tion ist eine Realität. Seit 1977 hat sie sich als unvermeid­
lich angekündigt, selbst in den Augen der Vereinigten Staa· 
ten. Zu dieser Zeit stellte die nach IOjähriger Spaltung 
wiedervereinigte VDPA mit ihrem ökonomischen und sozia­
len Programm und ihren 50.000 Aktiven die einzige kämpfe. 
rische Kraft dar, fah ig, die wahren Bestrebungen des afgha. 
nischen Volkes auszudrücken. 

Die afghanisehe Revolution ist eine Realität! 

Im Großen und Ganzen z iel ten die wichtigen Punk.te des 
Programms auf die Abschaffung der Feudalherrscha.ft, die 
das Land in einer mittelal terliche n Lage h ielt; auf die Siche­
rung e iner unabhä ngigen ökonomischen EntwickJung, a uf 
die Schaffung der besten Bedingungen, damit zum ersten 
Mal in der Gesc hichte Afghanistans das Volk selbst die Ver­
antwortung ftir sein Schicksal übernehmen kann. 
Mit der Machtübernahme durc h eine Aufstandsbewegung, 
die die Aktion der Volksmassen und von Einheiten der be­
waHneten Stre itkräfte, die schon seit vielen Jahren von der 
VDPA gewonnen wurden, miteinander verband, wurde ihr 
(der VDPA; d. Red.) e ine b esonders schwitrigt Situat ion 
hinterlasStn. Es blieb alles z u tun in diesem Land "on 17 

Mlo Einwohnern, bestehend aus 22 ethnisdlen Gruppen, 
die sich in Dutzende von Stämmen und in Hunderte von 
Clans unterteilen. Ein Land, in dem neben den zwei Ha upt­
sprachen (Dari und Paschtu) mehrere Dialekte gesprochen 
werden, aber in dem durch den Analphabetismus 90% der 
Bevölkerung jede geschriebene Informatio n vorenthalten 
wird; ein Land, in dem der größte Teil der landlosen Bauern 
mit ihren Familien von und für die Minderheit von Feudal­
herrtn Jc:bte, die Land und Ha ndel in ihrer Hand hatten 
sowie den Verwaltungsappa rat und die verschiedenen Staats­
organe vermittels ihrer Kader kontrollierten. 
Diese Situat io n wurde durch die Größe des Landes und das 
Nic htvorhandensein eines wirklichen Kommunikationsnet­
zes erschwert. Die Stammes- und Konfessionsrivalitäten 
(20% Schiiten, 80% Sunniten) wurden aufrechterhalten, 
wei l sie ein G leichgewicht der Stagnation garantieren, das 
dem alten Regime gestattete, sich zu halten. ( ... ) 

Die Tür in die Zukunft? Das ist d ie Agrarreform, das ist die 
massive Alphabetisierungskampagne, das ist d ie Demokrati­
sierung der Staatsinst itut io nen und die Einsetzung neuer Or­
ganisationsfo rmen. Das ist die Offnung gegenüber der Welt, 
gegenüber den anderen kämpfenden Völkern, die Ent­
deckung des Bauern, daß er das Haupt erheben kann, ohne 
vom Feudalherren geschlagen zu werden, schließlich die 
Möglichkeit für alle Jugendlic hen lesen und schreiben zu 
lernen, sich weiterzubilden. Für die allerärmsten Schichten 
in den Städten ist das die berechtigte Hoffnung auf eine 
weniger dunkle Zukunft. 
Und zu Recht: Die Regierung hat unverzüglich einen Ent­
wicklungs- und Reformplan in Angriff genommen, der in 5 

Gespräch mit Babrak Karmal 
FRAGE; Sie haben künlich die Konstituierull3 einer antifeudalen 
und an'iimperialistischen Nationalen Front angekündigt. In wel· 
chen Formen wird l)c organisiert werden, und welche sind die s0-
zialen Schichten und die politischen Kriifte, die in ihr rcpril.scntiert 
lind? 
B. KAJUo,I AL: J edes Land hat seine eigenen Chankteristib: KJas­
senstrukturen, Kultur, Geschiehte, Religionen U 5W. Die C~ilnkteri­

stih unseres Landes sind analysiert worden und aus dieser Analyse 
entstand eine Plattform, die der aktuellen Etappe, die uns.cr Land 
erreieht, Reehnung trägt. Die Nationale Front ist keine taktische 
Konzeption, sondern eine strategische Viiion, die von den objek­
tiven hutorischen Bedingu~n Afghanist .. ns diktien wird. 
Die nationaldemoluatische Front ist schon eine Realität, die sich in 
der ZUIalllDlCnsel"lung dei Revolutionsratu und der Roegierung 
konkretisiert, in denen Persönlichkeiten .itun, die nicht Mitglieder 
der Partei sind. Mit gewissc:n anderen Persönlichkeiten laufen im 
Augenblick Kontakte und Diskus.sionen, um sie in die Front ei=u­
beziehen, um diese zu verbreitern. ( ... ) 

Die Volksdemokratische Panei Afghanistans (VDPA) ilt die fü.hren· 
de Kraft dei Landei . Sie leitet die Front an, die allen sozialen 
Sch ichten offensteht , welche die Entwieklung dei Landes wollen: 
alle diejenigen, die du nationale Interessc, die territoriale Integrität 
und die Unabhängigkeit allem voran Itellen. Niemand wir-d ausge­
schlossen und alle demokratischen Freiheiten werden geach.tet wer­
den, besonders das Recht auf freie Meinull3Üußcnllli und aufOr­
ganillation für die Bürger, die Parteien und die sozialen, kul.tureUen 
und religiösen Organis..tionen, die lich für diese antifeudale und 
antümperialislische Plattform aussprechen. Die Front ht ebenso für 
Penönlichkeiten dei politiKhen, sozialen und religiösen Lebens ge­
Öffnet, einschließlieh derjenigen, die Verantwortlichkei ten unter 
dem Regime vor der April-Revolution ausgeübt haben. Die eimige 
Vorbedingung ist die , daß !ic in der Vergangenheit nicht in Hmd­
lungen gegen das Volk verwickelt waren. Wir beril<:luichtigcn ihre 
moralbehe und politische Integrität, ihre Kompetenz und ihren 
Wunsch, dem Land zu dienen. 
Was ihre politischen Auffassungen betrifft, ist du allem~indeue 
erforderliche Minimum, daß sie . ieh neutra! verhalten und daß si~ 
das nationale Interesse über allel stellen. 
FRAGE: Sie beliehen auf der t ~rritorialen Integritlit. Du bedeutet, 
daß diesc weiterhin als bedroht gilt. In welehem Maße und von 
wem? 

B. KARMAL: Afghanistan ist noch durch eine direkte Intervention 
bedroht. Das ist der Sinn unserer Bitte um militärische Hilfe an die 
Sowjetunion (afghanisches Hilfecrsuthen vom 28.12.1979; 
d. Red.). Diese Hilfe wird an dem Tag keinen Sinn mehr haben, an 
dem diese Bedrohung venchwunden ist. 
Wie ich schon Gelegenheit hatte, ~u s.agen, hat der CIA Söldner 
rekrutiert, die in Verbindung mit Straßcnriubern und Feudalherren 
und unter dem Deckmantel dei Islam an unseren Gremen Aufruhr 
gestiftet haben und. dies noch tun, um das Land im Zusammenwir­
ken mi t den Unternehmungen der Bande von Amin zu destabilisie· 
ren. Dieses ZusammempicJ zielte darauf ab, die notwendigen Be­
dingungen für eine imperialistische IntelVCntion herzustellen, um 
unsere Revolution zu zerschlagen und die Feudalhernchaft in unse­
rem Lande wicderzuerrichten. ( ... ) 
FRAGE: Die von der UdSSR gewährte Hilfe ist von zahlreichen 
fortschri tt lichen nichtputgcbundenen Undcm unterschiedlich 
eingeschätzt worden; man registricn eine gewisse Vorsicht, oder 
sogar Zurückhaltung ... 
B. KARMAL: Es muß noch einmal untcnt rich~n werden, daß CI 
unser absolut uneingeschränktes Reeht ist, uns auf ein Land zu 
stützen, mit dem wir einen Vertrag über Freunds<:haft und Zusam­
menarbeit haben. Jedes Land belit~ t diese. Recht. und es ist nieht 
das erste Mal im Laufe der Geschichte, daß ein Land auf Hilfe in 
vielen Formen und besonders militärische zurückSrcift. ( ... ) 
Was .uns im besonderen betriCft, 10 profitiert das afghaniieh~ Volk 
von der brüderlichen Hil fe der Sowjetunion, ohne daß diese sich 
irgendwie einmischen würde, in welcher Weise die afghanis<:hen Re­
\/Olut ionän und unser Volk den revolutionären und demokrat;­
.ehen hozeß zu führen hätten. Dies wird von unserer Partei be­
stimmt. 
Mit ande«'n Worten, unsere Panei allein hat bestimml und. be­
stimmt über die Form der Hilfe, über ihren Umfang, über die Be· 
reiche, in denen sie notwendig ilt, in Berücksichtigung unserer Be­
diirfnissc und der Gefahren, die die Enu~nschaflCn unseres Vol­
kes bedrohen. Das ist eine klare pri~ipielle Position ohne Zweideu­
tigkeit weder für die Regierung der Demokratischen Republik Af· 
ghanillans noch für die Regierung der Sowjetunion. 
Jede andere Interpretation ist nur die Frucht eines vorntzlichen 
Willens, die Fakten ~u entstellen, Verwirrung zu säen, um die wirk­
lichen ausländischen Interventionen in die inne«'n Angelegenheiten 
der Völker ~u rechtfertigen, die ihreuei" allein Tat des Imperia· 
lismul sind. ( ... ) 
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j ahren die Grundsteine für die Geburt eines neueIl Afghani­
stan legen dürfte. 
Dieses Programm war - und is t es immer noch - e in großar­
tiges Unternehmen. das auf den Schu ltern eines zah1enmäßig 
kle inen Teils des Vo lkes ruht: den Avantgarde-Mitgliedern 
der VDPA. Sie sind wirklich aufopferungsvoll und voll 
Selbstüberwindung, aber auch unerfahren und noch dazu 
mit e inem Feind konfrontier t , der selber nie d ie Waffen 
ablegt. Dazu kom men interne Uneinigkeiten in dcr noch zu 
frisc h wiedervereinigten Partei. Die Partei war in den Städ­
ten fest verankert, konnte aber nie tief in das Land eindrin· 
gen, das der Gnad e der Grundbesitzer ausgeliefert b lieb. 

Zerstörungswerk gegen die VDPA 

Demgegenüber kamen sei t dem Triump h der Revolut ion 
massenhaft neue Mitglieder, davon ein großer Teil aus dem 
Subproletariat. Dieses wird für die Amin·Gruppe schnell zur 
Haupnriebkraft des Zerstörungsprozesses der Partei von in· 
nen heraus und ihre Angri ffswaffe der brutalen und zur Ka· 
rika tur gemachten Anwendung des revol utionären Pro· 
gramms. Säuberungsaktionen, heim liche Exekutionen, Ver­
haftu ngen, Entführungen brachen über die Partei hinein, 
über die keimenden Massenorganisationen, die Gläubigen, 
die kle inen Leute. ( .. . ) 
Das Zerstörungserk (der Amin-Gruppe; d. Red.) berührte 

. selbstverständlich d ie Armee als strategisch wich tigen Sek· 
tor. Mir wurde gesagt . daß innerhalb von zwei j ahren mehr 
als 1000 Offiz iere exekutiert worden waren. Die Amin· 
Gruppe bewerkstell igte massive Umbesetzungen und setzte 
ihre Getreuen - Verwandte und Freunde - sowie unfähige 
Anhänger an die Spitze von Armeeinheiten. 
Die Infiltrationen aus Pakistan kamen täglich. Mehr als 
20.000 au tomatische Waffen (amerikanischer oder chinesi­
scher Herkunft) wurden nach Afghanis tan ein~;eschleust. 

( ... ) 
Seit Anfang 1979 und in nagrantcr und eingestandener Ver· 
bindung mit dem pro imperialistischen Regime in Islamabad 
und dem in Pe king wurde Afghanistans Destabilisierung pro· 
grammiert . 

Weil er sich - endlich - der tödlichen Gefahr bewußt wur· 
de, die der Revolution und dem Land durch Amiin drohte, 
entschloß sich Taraki im September 1979, sich von seinem 
Prem ierminister und wahren Diktator zu trennen. Unglück· 
licherweise übergab ein Leibgardist Tarakis die Milkrokassct· 
te an Amin, auf welcher er das Zusammentreffen zwischen 
diesem (Taraki; d. Red.). den er schützen soll te, und Babrak 
Karmal in Moskau aufgenommen hatte. So kam e~ dann zur 
Ermordung Tarakis und zur Gefangennahme der Führer der 
VDPA, die gegen Amin waren. 
Die Sowjetunion, die mehrfach von Amin geruf(:n wurde, 
um ihm zu helfen, seine Macht zu festigen - Machiavellis· 
mus oder Blindheit? die Geschichte wird urteilen _ , ent· 
schied sich, dieser Bitte zu emsprechen unter Berücksichti· 
gung von drei hauptsächlichen Faktoren: I. die Aggressions· 
bedrohungen nahmen deutliche Formen an - in Verbind ung 
mit einem ausgedehnteren Plan, der die Gesamtheil des Sub· 
kOnlinems berührte; 2. die Amin.Gruppe bereitell~ die mas· 
sive Liquidierung aller Führer der VDPA vor (da~; Hinrich· 
tungsdalum war fü~ den 29. Dezember 1979 oder den 
2. j anuar 1980 festgesetzt worden); 3. d ie geheime Führung 
der VDPA war enlschlossen, Amin zu stürzen und der inne· 
ren Konterrevolution den Weg zu versperren. 
Die beiden Operationen - sowohl verbunden als auch von· 
einander getrennt - wurden vom 24. Dezember 1979 an 
durchgeführt. Auf der einen Seite schickte die Sowjetunion 
Material und Truppen, die an den Grenzen und ;m neural­
gischen Punkten des Landes Stellung bezogen, Ulm sowohl 
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eine ausländische Aggression als auch inländische Ak tionen 
von konterrevolutionären Gruppen zu verhindern. 
Andererseits konzentrierte die VDPA , die von der Sorge be· 
freit war, einem Gegener zu trotzen, der sie hinterrücks an· 
griff, alle ihre Kräfte, um die Bewegung des 27. Dezember 
auszulöseu. Diese stützte sich. wie übrigens auch die April. 
Revolution, sowohl auf Einheiten der Armee - hauptsäch­
lich die gepanzerten - als auch auf die bewaffne ten Grup­
pen der VDPA. Das Regime Amin stürzte nach e inigen Stun· 
den des Kampfes an drei St ellen: In Darulaman, wo sich 
Amin mit seiner pretorian ischen Garde ... erschanzt halle; in 
~er Fernsprechzentrale; im Gefängnis von Pul·i·Cherchi. 
Die gesam te westliche Presse hat sich mit Muße über die 
Beteiligung der Sowjets an den Kämpfen ausgebreite t. Kein 
j ourr.aJist, kein Beobachter unter d enen, die Ze ugen der 
Ereignisse dieses Tages waren. kann zu diesen Behauptungen 
den Schatten eines greifbaren Beweises heranziehen. 
Der Sturz des Amin.Regimes is t ausschließlich das Werk der 
afghanische;n Revolutionäre gewesen. Und sie brechen jetzt 
zu einer neuen Etappe auf: das Vertrauen der Volksrnassen 
wiederzugewinnen, die Grundlage der Macht zu verbreitern, 
die Wunden eines mißhandelten Volkes zu verbinden, die 
Fehler zu korrigieren und mit Wachsamkeit und Mobilisie­
rung den Prozeß der fo rtschrittlichen und demokrat ischen 
Umwandlung der afghan ischen Gesellschaft wieder ... oranzu· 
treiben. 
(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 206/4.2.1980) 
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Iran 
Wolfgang Ritter 

Trends unter 
Präsident A. Bani-Sadr 

Mit den Prii,lidenuchaftlWl.hlen vom 2.5. Januar dJ . und den Wahlen 
Zl,lffi Parlament im Män/April dJ . etablieren ,ien derzeit zwei we· 
sentliche:: politische Innilulioncn, wie sie in der i5IamiKh·republika· 
nischen Vcrfanung de. Iran verankcn sind. 
Die HC!T$(;haft der während der Rt'volution :r.T . spontan cnutan· 
denen Organe und Komitees soU damit abgelöst werd<'ß von einer 
staat lichen Organisation mit dem Zwang zu einer (ff('klil/cn Verwal­
tung. Daß sich hierbei ycnchiedcnc Vorstellungen herauskriSlalli· 
lien"n ist fUr die Perspektive der islamischen Revolu tion gerade des­
halb VOll großer Bedcutul\8. da niemand weiß, wie lange der hen­
kranke Aya tollah Khomcini K ine Funktion als integrierende Kraft 
und charismat ischer Führer der Revolution noch ausüben unn. 
Nachdem mil der Ablösung der Bazargan.Regieruns Ende Oktober 
1979 und der faktischen Auflösung der mit dem Ayatollah Shariat . 
Madari sympathisierenden reakt ionär-klerikalen islamisch-Republika­
nischen Volkspanei berein wichtige politische Vorentscheidungen 
gefallen waren, boten die Präsidenhchafhwahlen Gelegenheit zur ge­
naueren Abschätzung des polilischen Kräfteverhältnisses.. So ist da­
von aURugehen, daß die überwältigende Mehrheit der Stimmen fiir 
Abolhassan Bani-S .. dr (75,7") gegenüber seinem H .. uptkonkulTen­
tell, dem recntsorientierten Admiral Madani (14,6"') eine Absage .. n 
die liberalbourgcoise Politik unter Mehdi Baurgan, d.h. an die Poli­
tik des sozialen St .. tus quo. darstellt. Eine wichtige Rolle spielten 
dabei die studentischen BesetzeT in der Tehel1mer US· Botschaft. Mit 
der Veröffentlichung von Dokumenten über konspirative Tätigkeiten 
und Kontak te zu US·Diplomaten bzw. ZUm spionageverdächt igen 
ehemaligen Rcgierunguprtther Enteu.m sowohl von seiten Madani , 
als .. uch rechter Funktionäre innerhalb der Partei der hlamischen 
RC'publik (sie wird angeruhrt von Ayatollah BehelChti u.a. Revolu· 
tionsnt .. Mitgiieder) waren sie dem Wahlsieg Bani·Sadrs trotz der 
Meinungsverschiedenhei ten in der Besetzungsfnge förderlich. 
A. Bani-Sadr versuchte zunächst durch ein Bündel von Maßnahmen, 
scinen Machu pielraum zu erweitern und andere wicht ige Strömun· 
gen und "Machtzentren" auszuschalten. Dazu gehöne auch, die Ver­
antwonung rLir die in der US-Botschaft gdangcngehahenen Gei!IC ln 
dem Revolutionsrat zu übertragen, dessen Vorsitzender e r selbst ilt. 
EnthiUlungen der Besetzer über angebliche US·Kontakte des Infor­
Olatiomminislers Millllchi kritisie rte der Präsident als leichtfertig. Der 
zunäch,t verhafte te Minachi wurde wieder auf freien Fuß gC!lCtzt . um 
Ourch$etzungs,-cnnögen ge~n die Studenten zu demonstrieren. 

Oiffcrenu n in d er Bcsetz un lJ$frage 

Generell wollte A. Bani·Sadr mit Aufforderungen wie: ,J eder, der 
OnInung und Oiu iplin mißachtet, rebelliert in Wirklichkeit gegen 
den Islam,"l seine Autorität t(lwohl gegenüber eigenmächtigen Ober· 
griffen der Revolutiomgarden (Pasdaran) ab auch fanatischer rechts­
islamischer EsboUah$ (Parteigänger GOttes) durchsetzen. Indem Aya· 
tollah Khomeini ihm außer den gesetzlich fengelegten Vollmachten 
auch noch den Oberbefehl über die Streitkräfte (und damit die Ver· 
antwortung für die Pasdaran) übertrug, unterstützte cr A. ßani-Sadrs 
Bemühen, die wesent lichen Entscheidungen selbst treffen und eine 
Rcgierungssouveränität herbeirUhren zu können. 
Nachdem CI anfangs den Anschein hatte , als könne A. ßmi·Sadr d ie 
Gciselafrarc unter Aunchaltung der Studenten in der Botschaft 
lösen. nahm Ayatollah Khomeini am 21. f ebruar dJ. zu diesem 
Problem kontrovers SteUung.2 Er lobte die Besetzer und pflichtete 
ihnen be i, man müsse auf der Auslieferung dei Schah beliehen, an· 
sonsten ,olle das vom Volk gewählte Parlament über die Geiseln 
entscheiden. 
Als sich auch der Revolutionsrat dahingehend entschieden hatte, 
hielt Bani·Sade scine Kritik n icht ".!:urück: "Wenn der Revolulionsrat 
_. nicht aUe Tage seine Meinung ändern würde, auf den Druck dieser 
oder jeocr pressure-group hin, wären wir nicht da, wo wir jetzt sind. 
_. Ich habe meinen KoUcgen gesagt, daß man so kein Land rcgiC1'Cn 
kann."3 

An diesem VOTlang wird vor allem zweierlei deutlich: Ayatollah 
Khomeini ist nach wie vor die einzige wirkliche volkstümliche Auto­
ritat im 1T:,J.O. Das nelLt auch A. Bani·Sadr, der sich selbn immer 
wieder auf Khomeini beruft, in Rechnung. Bei der Umltlzullg seines 
Programms ist A. Bani·Sadr auf die Unterstützung anderer Kräfte 
angewiesen. zumal sein Versuch scheiterte. kurzfristig einen eigenen 
Einhcitskongreß 7.U grunden, und er lOmit über keine solche organi· 
.... torische Schlagltnft verrUgt wie etwa die Partei der Islamischen 
Republik. 
Die Kernpunk te diesCi Programm, hat A. Rani ·Sadr inzwischen selbst 
umriSS<:'n und konkrelisiert. 4 Im nationalen Rahmen ist er ~trebt. 
du~h Zcntricrung der Entscheidungsbefugnisse auf die Regierung 
und die ofrene Auseinandersctzung mit anden gesinnten Gruppen 
('0 auch die Mojahedin-e·Khalq und d ie Fedayin-e·Khalq) eine in te­
grierende Wirkung in Richtung auf die angestrebte islami!Che ".:in· 
heit" zu erzielen. Klar wurde von ihm auch erkannt, daß die von ihm 
versprochenen Reformvorhaben nur bei einer rigorosen Säuberung 
der alten Verwaltungscinrichtungcn und der Armee du rchgeführt 
werden können. 5 In der Nationalitälenfrage wendet er sich gcgen 
weitgehende Autonomicvorstellungen. zeigt .. ber eine gewiSS<:' Flexi· 
bilität. 
Ah Winschaft swinenschaflla hat A. Bani·~dr schon vor längerer 
Zeit ein Wirtschafnprogramm entworfen, daß nach seiner Ansicht 
auf den Grundsätzen des Koran fuß t. Es umfaßt: 
• die Aufhebung der ökonomischen Abhängigke it des Iran. Die Los­

lösung aus einer Arbeitsteilung, nach der der Iran 01 eJ<por ticrt 
und Gebrauchsg(iter importien; 

• d ie Verstaatlichung der Banken und Schlüsselindustr ien; 
• die Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion, Selbstvcnor· 

"' .... 
Zum Teil wurde dieltl Programm schon in die Praxis umgcse tzt. 
Verstaatlichungen wurden durchgerUhrt . die Produktion auf " so".!: ial 
nütdiche Güter" konzentriert, die Einfuhr von LUJ<uswaren verbo· 
ten. Wicht igste r Schritt bishe r ist das Landeeformgesetz vom März 
dJ. Danach sollen Großgrundbesitzer enteignet und bislang staatlich 
verwaltetes Land .n Bauemgenossenschaftcn übergeben werden. Uno 
bewLrt!IChafutes Land wird vollständig enteignet , bewirtschaftete 
L,iindercien sofern sie dreifache Grö!k dei regional üblichen BescilZes 
ilIeTlteigen. 
Es ist allerdings noch zu früh, um die Wirkungen bzw. Konsequenz 
der eingeleiteten Reformma6nahmen und de r Wiruchaftskonzcption 
beurtei len zu können. 
Außenpolitisch hat I'räsident Bani ·Sadr wiedcrholt ein Konzclll ve r· 
treten, du auf einer Variante der maoi$tischen Drei·Welten·Theorie 
beruht und mit dieKr insbesondere die Vernachlässigung jeglichcr 
Klauens(>CZifik gemein$am hat : " Die Europäer müssen eincs vom 
Iran le rnen: Eioc von den Amerikanern wie von den RuucIL unab· 
hängige Polilik zu mIlChen. Dann können Europa und wir im Intcre,· 
se der ganzen Menschheit eine gemeinsame Fron t bilden." 6 Im Na· 
men der Verbreitung dei hlam und der Einheit dcr islamischcn Staa· 
ten macht er weiter Front gegen die afghani,ehe Revolu lioll. 
Insgesamt iSI A. Bani ·Sadrs Programm recht widersprüchlich. Der 
endgültige Au 'gang der Parlamentswahlcn (in den Wahlkrei!ICn, in 
denen kein Kandida t die abolute Mehrheit erreichl hatte, wi rd CI am 
3. April eine Stichwahl geben) dürfte erste Anhaltspunkte rur seine 
Realisierbarkeit liefern. Setzt sich freilich der Trend des I . Wahl· 
gang5. d.h. einer Mehrheit der Stimmen fUr d ie Partei der Islamischen 
Republik, fort, so sind erneute Umgruppierungen m öglich. 

Anmerkungen: 
I) T38eszeitung, 2~.2. l 980 
2) U.S. News & World Report, Washington. 3.3. ]980 
3) Lc Monde, Pari s, 12.S.1980 
4) Vgl. auch Interview mi t A. Bani·Sadr in: ALB, Nr. 7-8 / ] 979, S. 36 
5) Dies betonte er in einem Interview in: Afrique Asie. hris. Nr. 

208/. 3.3.1980 
6) Stern,6.S.]980 
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Erdölpolitik 
Wolfram Brönner/Paul Maaskola 

Die Ölkrise - "'erk der OPEC? (2. Teil) 

,J e höher der Preis des dunklen Safts aus den Bo hrlöchern 
von den Förderstaaten veranschlagt wurde, um so mehr klin­
gelte es bei den Öl-Trusts in den Kassen ... eine untrenn­
bare katholische Heirat zwischen den 13 QPEC-SI:aatcn und 
den Multis", so der britische Energieexperlc Antho ny Samp­
son im Stern vom 8. 11.1979. Es ist di es eines vo n unzähl I­
gen Beispielen daftir, wie westliche Propagandisten und 
Politiker ein Gleichheitszeichen zwischen Ominder und 
"Olimperialismus" mogeln. So will man den NATO-Inter­
ventionsdrohungen gegen die erdölcxportierenden Ent­
wicklungsländer eine Rechtfertigung verschaffel~. So soll 
den OPEC·Staaten d ie Verantwonung rut die Superprofi le 
der Ölmultis zugeschrieben werden (siehe ausführ' lieh: AlB, 
Nr. 3/1980, S. 10-15). So soll die Geschichte de,~ Öl raubes 
auf den Kopf gestellt werden. 

j ahrzehnlClang wurde der Raubzug der angloameri kanischen 
Ölmultis auf die profillrächtigen Ölquellen mit dnem Sys­
tem von Konzessionsverträgen, einem Relikt aus dem Ko­
lonialzeitalter, juristisch abgesichert. In diesen Abkommen 
sicherten sich die Konzerne die Hoheitsrechte oftmals über 
die Gesamtfläche des Förderlandes, über den Besitz der 
Ölquellen, über ein Alleinrecht am Wei terver kauf und an d er 
Verarbeitung des Rohöls. 
Die Degradierung der erdölfördernden Entwicklungsländer 
zu reinen Ro höllieferanten war eine der Folgen der All· 
macht der 7 Ölmajors: Die Raffineriekapazität (Erdölverar. 
beitungskapazität) wurde von ihnen völlig einsei.tig in den 
westlichen Zentren ausgeweitet, mit dem Ergebn is, daß der 
OPEC·Anteii an d er Raffineriekapazität 19 76 nur 5,6% im 
WeItrnaßstab ausmachte. 1 

Die Konzerntät igkeit bedingte wei ter eine infrastrukturelle 
Fehlentwicklung in den Förderländern, d.h. die Infrast ruk· 
turmaBnahmen blieben einseitig auf die Enklaven des fremd­
beherrschten Öhektors beschränkt bzw. zug,!schnitten. 

J ahrzehntelang nichts als Almosen 

Noch maßgebl icher aber für die Konzem expansion in die 
unterentwickelt gehal tenen Ölländer insbeso:ndere des 
Nahen und Mittleren Ostens waren schließlich Sonderver­
giinstigungen wie die zumeist völlige Steuer- und Zollfrei· 
hei t, das fakti sche Alleinrecht auf Vertragskündigung oder 
das Recht auf freien Profittransfer. Eingangs der 70er jahre 
kam en e twa 45% säm tlicher repatriierter Auslandspro fite 
der US-Monopole allein aus der Olregion des Nahen und 
Mittleren Ostens. Aus den OPEC-Staaten Saudi Arabien, 
Irak, Libyen, Algerien, Iran, Nigeria und Venezuela regi­
strierten Statistiker der UNO die Zunahme des Kapitalab­
flusses von 1,9 1 Mrd Dollar (Zufluß 386,9 Mio Dollar) im 
j ahre 1965 auf 3,66 Mrd Dollar (Zufluß 32 2 Mio Dollar) im 
J ahre 1970.2 

Angesichts derartiger Vorrechte und Extraprofite kamen die 
finanzi ellen Gegenleistungen an die FörderländCII" Almosen 
glc:ich. So betrugen beispielsweise nach einer tiN-Berech­
nung die gesamten Erdöleinnahmen Saudi Arabiem im jahre 
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1952 ganze 0,04% des Gewinns, den das dort tätige US­
Ko nsortium allein aus der Förderung des Rohöls (also ohne 
Transport-, Verarbeitungs- u nd Venri ebsgewinne) im glei­
chen j ahr erzielte.3 

Die internationalen Ölgesellschaften glaubteIl lange Zeit mit 
dem geringsten fi nanziellen Aufwa nd (Apanagen an d ie kor­
rupten Oberschichten) sowo hl den Erhalt von anachro nisti­
schen feuda lbourgeoisen Herrschaft ssystemen als auch ihre 
quasikoloniale Ausplünderung der fr emden Ölreic htümer 
fortsetzen zu können. 

Die Formierung d er OPEC 

Bis Anfang der 60er j ahre wagten die herrschenden Kreise 
in den Förderländern led iglich den KonkulTenzkampf unter 
den Ölkonzernen auszu nutzen , der infolge des Eindringens 
von kartellunabhängigen Ölkonzernen auf den Mineralöl­
mark1 en1st~ndcn war. Di e Fördcrländer schlossen günst ige-

re Konzessionsverträge zu höheren Preisen. bildeten ein­
heimische Kader aus, intensivierten ihre Zusammenarbeit 
untereinander und schufen d~mit allmählich einen Teil der 
Voraussetzungen, die zu ihren organisatorischen Zusammen­
schluß führten. 
Die Organisat ion Erdö!exportierender Länder (OPEC) wur­
de im September 1960 vom Iran, dem Irak, Kuwei t , Saudi 
Arabien und Venezuela gegründet. Gemäß d em in Caracas 
1961 verabschiedeten ersten OPEC-Statut (zweites Statut 
1965) steht die Mitgliedschaft jedem Land o ffen, das einen 
"wesentlichen Rohölexport sow ie im wesentlichen di e glei­
chen Interessen wie die Mitgliedsländer ha t. .. , sofern es die 
Drei·Viertel-Mehrheit der ordentlichen Mitglied er und die 
Zustimmung aller Gründungsmitglieder zuläßt". 4 Bis 1979 
waren der Organisatio n Qatar (196 1), Indonesien und Li­
byen ( 1962), Abu Dhabi (1967), Algerien (1969 ), Nigeria 
(19 7 1), Ekuador ( 1973) und Gabun (1975) beigelreten.5 

Die herausragende Stellung der OPEC-Staat en auf dem Welt­
ölmarkt ergibt sich daraus, daß sie - nach dem Stand von 
1978 - 66,7% der nachgewiesenen Erdölreserven, 47,8% der 
Ro hölförderung und ca. 80% der Welt erdö!exporte au f sich 
vereinen (siehe Tabelle 1 in : AlB, Nr. 3/ 1980, S. 11). Die 
ÖlIänder des arabischen-iranischen Raumes hielten dabei 
Mitt e der 70er j ahre (Stand 1973/74) all ei ne die dominie-



rende Position im Wehrnaßstab inne, wie ihr Anteil an d en 
Welt erdölexporten von annäherungsweise 50% ausw«:ist.6 

Im erstenjahnehnt ihres Bestehell5 nahmen sich die Erfolge 
der OPEC dennoch relativ bescheiden aus. Sie blieb(:n im 
wesentlichen auf eine allmähliche Erhöhung des Cewi:nnan~ 

teils der Mitgliedsländer an der Rohölförderung und auf die 
Abweh r einer Lislenpreis.Senkung beschränkt. Eine Wende 
in der OPEC-Poli tik kam erst im Laufe der 70er j ahre durch 
den Gewichtszuwachs nationaldemokratischer Regimes bzw. 
des linken Flügels der OPEC zustande. Die Fürsprecher ei ner 
radikaleren antiimperialistischen Erdölpoli tik ko nnten sich 
zunächst innerhalb der 1968 gegrundeten Organisation Ara­
bischer Erdölexportierender Länder (OAPEC) durchsetzen. 
Di e Rückeroberung der Besitzrechtc und der VerfUgungsge­
walt über die nat io nalen Reichtümer wurde Anfallg der 70er 
j ahre zur Hauptfrage ftir die OPEC-Länder, hatten doc:h d ie 
progressiven Regimes Perus ( 1968), Algeriens ( 1971), des 
Irak und Syriens (i 97 2) die Enteignung ausländischer Erdöl­
konzerne in ihren Ländern erfolgreich durchgestanden. Die 
Nationalisierung d ee Erdöl förderung aber schuf überhaupt 
erst die Voraussetzung für d ie OPEC-Länder, eine eigenstän­
dige Preis·, Förder- und Industrialisierungspo litik in Angriff 
zu nehmen. Der Widerstand der Ölmultis gegen diese En t ~ 

wickl ung blieb erfolglos, so e twa ihr Versuch , d urch einen 
Boykott die 1972 erfolgte Verstaatl ichung der angloa meri­
kanischen Iraq Petroleum Com pany (IPC) im I rak rüc:kgän­
gig zu machen. 

Unter dem Eindruck der Erfolge, die die Nationalisierungs­
poli tik progressiver Förderländer gerade auch in Gestalt er­
höhter Öleinkünfte zeitigte, wurde bis Mine der 7Qer J ahre 
im Großteil der erdöl exponierenden Länder eine staatliche 

Beteiligung an der Ölförderung vo rgenommen. Sogar L;inder 
wie die Golfstaal en mit feudal-reaktionären Regimes paßten 
sich dieser Entwicklung an und schlossen Abkom men über 
Kapitalbeteiligungen an den ausländischen Förderg·esell­
schaften. Hatten 197 2 von den OPEC.Mitgliedern led:iglich 
AJgerien und der Irak durch nationale Mineralölgesells.chaf­
ten die volle Kontrolle über ihre Erdölförderung erlangt, so 
gab es im j ahr 1976 nur noch drei Länder (Ekuador, Gabun 
und Indonesien - allesamt Länder mit einem geringen An­
teil an der OPEC-Gesam tproduktion), in denen ausländische 
Konzerne die Kontrolle über mehr als die Hälfte der Rohöl­
förderung des Landes ausübten.1 

Parallel zur Verstaat lichungspo litik der OPEC radikali:lierl e 
sich auch ihre Pol itik an der Ölpreisfront. Unter Andro hung 
eines öllieferstopps erzwang die OPEC 19 7 1 das j a d,er in· 
ternationalen Erdölkonzerne dazu, das Prinzip der gle:ichen 
"Gewinnleilung" bei der Ermittlung der Einkommenst ~!uern 

(es war Anfang der 50er jahre eingeführt worden) auf:zuhe­
ben. Nunmehr wurde der Listenpreis (Berechnungsgrundlage 
fl.ir die Abgabe der Konzerne an die Fördedänder) i~ Ver­
hältnis 40:60 zugunsten d er Förderländer aufgeteilt . 8 Darü­
ber hinaus hob man den Lis tenpreis um 5% an. De n Ölko n­
zernen wurden wei tere Listenpreiserhöhu ngen auf den Gen-

fer OPEC-Konferenzen 1972 und 1973 (wegen einer Dollar­
abwertung um 8,5% bzw. wegen Wechselku.rsschwankungen 
der Leitwährungen um 11 %) auferlegt . 
Durch diese Anhebungen der Listenpreise sowie durch ein­
zelne Ausgleichszahlungen erhÖhten sich in d er Periode 
1970-73 die Ei nnahm en der Förderländer um 70-8 0%, ge­
genüber Einnahmesteigerungen von durchschnittlich 13,5% 
in der Ptriodt 1962-7 0. Im Zeitraum 1970-73 stiegen auf­
grund dieser Listenpreiserhöh ungen und höherer Förder­
mengen die Öleinkünfte der OPEC-Staaten um fast das Dop­
pelte an. 9 

Signalwirkung der arabischen Olwaffe 1973 

Der Einsatz des arabischen Öls als poli t ische Waffe im Ok­
toberkrieg 1973 bewirkte schließlich die Errichwng einer 
soliden Gegellmachtposition der OPEC-Länder gegt nübtr 
den Ölmult is und kapitalistischen Indust ri tstaaten. 
Schon zum Auftakt des 4. Nahostkriegts hatte der Irak mit 
der demonstrativen Enteignung des noch verbliebenen USo 
Olkapitals a ls erstes arabisches Ölland eine komplette Ver· 
staat lichung der nationalen Erdölförderung wahrgemacht, 
und damit Zeichen gesetzt. Mit dem OAPEC-Beschluß vom 
17. Oktober 1973 in Kuweit, der Ölsanktionen gegen die 
Israel stützenden Westmächte (USA, Holland) und Rassi­
stenregim es (Südafrika, Rhodesien sowie die Kolonialm acht 
Po rtugal) beinhaltete, wurde erstmals eine kollektive Kraft­
probe mit d em " Ölimperialismus" eingegangen und bestan­
den. Die Reduzierung der OAPEC-Erdölförderung von vor­
übergehend monatlich 5% und die einseitigen Listenpreiser­
höhungen um durchschni ttlich das Vierfache stellten ein 
Novum dar. 
Erstmalig dem onstr ierte eine Gruppierung rohstoffexpor­
t ierender Entwicklungsländer, daß es heutzutage möglich ge­
worden is t, ohne Absprache mit den marktbeherrschenden 
internationalen Konzernen eine eigenständige Preisgeslal­
tung und Festlegung der Fördermengen durchzusetzen. Als 
weiteres Stärkemoment kam hinzu, daß mit der Nat io nali­
sierung d er Ölquellen und .anlagen innerhalb d er OPEC im 
Zeitraum 19 73-76 eine weitgehende na tionale Kontrolle 
über die heimische Ölwirtschaft hergestellt werden konnte. 
Auf diese Weise vermochten die arabischen ÖUänder stellver­
tretend für die OPEC-Staaten grundlegende Veränderungen 
gegenüber den Ölmultis und ihren Regierungen zu erzwin­
gen. Ihnen gegenüber konnten die Mitglieder der OPEC bis 
Mitte der 70er j ahre ihre nationalen Anteile am Surpluspro. 
fit aus den Rohölexporten auf rund 50% erhöhen (siehe 
Tabelle 5). 

Die hleral\S erwachsenden gewaltigen Einnahmesteigerungen 
ließen die OPEC-Länder innerhalb kürzeste r Zeit zu einer 
bedeutenden internationalen Wirtschaftsmacht avancieren. 
Von 19 73·77 verdoppelt e sich der OPEC·Anteil am Gesamt­
exportvolumen der kapitalist ischen Welt wirtschaft auf etwa 
12% (BRD 1977: etwa 10%); im Zeitraum von 1973-77 

schnellten ihre Ö1einnahmen von 28 auf jährlich über 
170 Mrd Dollar und der OPEC-Anteil an den WeItwährungs­
reserven stieg von gut 5% (1970) auf e twa 24% (1977) .10 
Die so geschaffene Gegenmachtposition speziell der ara­
bisch-iranischen Erdölexport länder sollte sich, wenngleich 
die Ölmultis ihre MonopolsteIlung im System der internatio­
nalen Verteilung und Verarbeitung wahren konnten, bis 
zum Ende der 70er jahre als verhältnismäßig stabil erweisen. 
Das verbind ende Moment zwischen den erdölexportierenden 
Entwicklungsländern, nämlich die kollektive Vertretung ge­
meinsamer wirtschaftlicher Int eressen gegenüber dem 
mächtigen Kartell der internat ionalen Ölkonzerne und ge­
genüber der Druckpo litik der Westmächte, erwies sich dabei 
als stark genug, um die verschiedentl ich vehementen Interes-
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Tabdle 5 
Verteilung d es S"rvlu ~l) rofit s :o. U5 dem OI'EC.() L. 

1950·75 

J ahr OI'EC·Uindc r ö lkonzerne West!. Verbrauch ... ,-
staaten · ) 

in Miu inMio in Mio 
Dullar 'n % Dollar in % Dollar in % 

1950 391 16 89' 37 11 23 " 1960 2 180 ,. 24,,3 23 6181 " 1970 7343 2. 7204 I' 23342 61 
1973 22691 23 13428 H 58602 63 
1974 9:,601 [,3 2 1377 12 627 15 " 197:' 85277 " 179[,2 11 6853 1 S9 

-) o. USA und Kanada 

(Qoc:'Uc: BI:,ucr für deutsche und internationale Politik. Köln, 
Nr. 10/ 1978.S. 1220) 

senkonnikte innerhalb der OI'F.C zu überbrücken. 
Worin aber ist dieses int erne Konniktpotent ial angelegt? 
Zum einen ergibt es sich aus dem Zusammentreffen unter­
schiedlicher sozialer Systeme und politischer Machtverhält ­
nisse in den 13 OPEC-Staat en: Das sozialistisch orientierte, 
revolutio när-demokratische Algerien findet sich neben dem 
nat io na[bourgeoisen Nigeria, dem großbourgeoisen Venezue· 
[a oder dem feudalabso lutis tischen Saudi Arabien . 
Der feudale Flügel um Saudi Arabien. Kuweit , die Vereinig­
ten Arabischen Emirate und Qatar repräsentien dabei so­
wohl die rückschrit tlichste E.nt wicklungskonzept ion, ein­
schließlich der vorwiegend parasitären Verwendung der 
Ölgelder, als auch die prowestliehste außenpolitische Ten· 
denz unter den ÖlIändern. Der nationaldemokratische. linke 
Flügel der OPEC-Staaten, verkörperl von Algerien. Libyen, 
dem Iran und dem Irak nutzt die Öldnkünftl'" vornehm lich 
zum Aufbau einer diversifiz ierten , unabhängigen Industrie. 
zur Verbesseru ng der Lebensverhältnisse der werktätigen 
Massen. Und er venril! eine außenpol itische Linie des radi­
kalen Antiimperialismus. 
Daraus resultiert u.a . ein verschiedenartiger Abhängigkeits· 
grad von den in ternat.ionalen (ÖI-)Monopolen und eine un­
terschiedliche Konsequenz im Auftreten gegenüber den neo­
kolonialistischen Hauptmächten . Die konservativen Öl­
staaten am Persischen Golf gründen ihre ErdölpoHtik auch 
naeh den Teilnationalisierungen weiterhin auf die Dominanz 
des aus- und inländischen Privat kapitals im Vertriebs- und 
Verarbeitungsbereich, bevoT"tugt in Form von Gemischt­
unt ern ehmen. Die Ölmultis behalten auf diese Weise bedeut­
samen E.innuß auf d ie Wirtschaft und die gesellschaftliche 
Orient ierung dieser Länder. überdies sorgt die anleihmäßig 
beträchtliche Anlage von Öl milliarden feudalbourgeoise r Re­
gime auf den westlichen Kapitalmärkten, in Großbanken 
bzw. Industriekonzernen (Krupp, Babcock u.a .) dafür, daß 
deren neokolonialist ische Anbindung und Rücksichtnahme 
gegenüber den Eigeninteressen der kapitalistischen Industr ie· 
staaten tendenziell zunimmt. 
Demgegenüber fußt die Erdölpolitik der nat ionaldemokrati­
schen ÖlIänder. auch wenn ihre technologische Abhängig­
keit von d en Ölmultis andauert, auf einer Verdrängung d es 
Auslandskapitals aus allen Sektoren der natio nalen Wirt­
schaft. Der Staat übernimmt hier die alleinige Verfügungs· 
gewalt über dic gesamte Olwirtschaft sowie die ihr verbu n· 
denen Zweige, er fu ngiert als souveräner Eigentümer. Inve­
stor und Planungsinstanz. Die Öleinkünft e kommen überwie­
gend der nationalen Wirtschaftsent wicklung zugute. Die tei ls 
enge Zusammenarbeit mit dem so;dalistischen Lager festigt 
überdies ihren ökonomisch-poli tischen Unabhängigkei tskurs. 
Und es versteht sich, daß di ese OPEC·Staaten seitens der 
Westmächte weitaus weniger anfallig, d.h. durch poli tischen 
Druck weniger manipulierbar sind. 
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Umgekehrt ermöglichte die neo kolonialist ische Abhängig­
keit Saudi Arabiens. d er Emi rate oder des iranischen Schah­
Regimes in der Periode 1973- 79 dem .. Ölimperialismus·' im · 
mer wieder das Hineinwirken in die int ernen Entscheidungs· 
prozesse der OPEC. sci es in Sachen Prcispolilik. bei der 
Koordination der Fördermenge n oder bei dem m öglichen 
Wiedereinsatz der Ölwaffe gegen di t' Westmächte. Diese neo­
kolonialis t ische Einflußnahm e wurde obje ktiv dadurch be­
günstigt. daß sich die größten Anteile der Ö1cxpon e und 
Öl einkünfte auf die konservativen Golfstaaten Saudi Ara­
bit'ns, Emirate, Kuweit. Qatar und - bis Februar 1979 -
den Iran konzentrierten. Da die genannten arabischen Golf· 
staaten ihre riesigen Kapitalüberschüsse nur zu einem gerin­
gen Teil in die innere Entwicklung inves tieren und da sie­
abgesehen von Libyen - die relativ geringste Bevölkerungs­
dichte unter den Öl1ändern aufweisen, en tfielen auf sie in 
den Jahren 1976-78 alleine rund 75 % bzw. übt'r 90% des 
gesamten Leistungsbilanzüberschusses der OPEC-Staaten; er 
betrug im Jahre 1977 3 1,S 1\1rd. sank allerdings 1978 auf 
11 Mrd Dollar ab.ll Unterdessen sahen sich bevölkerungs· 
reiche OPEC-Staaten wie der Irak, Algericn, Nigeria. Indone­
si en oder der Iran (hier kamen überdimensionale Rüstungs­
import e und die extreme parasitäre Verschwendung der 
Oberschicht hinzu) gezw ungen. aufgrund anspruchsvoller ln­
dustriealisierungs· und Entwicklungsprogramme auf den in­
ternationalen Kapit alm ärkten Kredite aufzunehmen ; und 
dies trotz des bei ihnen ebenso sprunghaften Anstiegs der 
Öleinkünfte. 

Interessenk o nflikte in d en Reihen der OPEC 

Aus dieser unterschiedlichen Ausgangsposition fo lgt eine 
weitere Interessendivergenz unter den OPEC·Staaten: Er­
stere Gruppierung zeigt sich aufgrund ihrer extremen Kapi­
ta lüberschüssigkeit in der PTeispolit ik oder beim Entscheid 
über eventuelle politische Gegenmachtdemonstrationen ge­
genüber dem "Ölimperialismus" prinzipiell nachgiebiger. 
Ganz anders jedoch das gleichsam bevöl kerungsarme, kapi­
talüberschüssige Libyen, das sich aufgrund einer sozialrevo­
lutio nären . ant iimperialistischen Verwendung der Ölmilliar­
den sehr wohl imstande sieht, d ie überschüssigen Kapital­
mengen im Sinne einer an tineokolonialistischen Po li tik zu 
absorbieren. Die zweite Gruppierung der bevölkerungsrei· 
ehen, re lativ kapital knappen Ölländer entwickelt hingegen 
ein starkes Eigeninteresse, gegenüber Ölmultis und West­
mächten eine radikalere, eigenständigere Olpreis- und För­
derpoliti.k der OPEC durchzusetzen. 
Strenggenommen tr itt noch eine dritte Ebene divergierender 
Ausgangsinteressen hinzu. J ene Ölländer, die über die 
größten nachgewiesenen Erdölyorräte verfügen, haben ein 
besonderes Interesse daran . ihre Ölförderung zu drosseln, 
um für die projektierte nationale Wirtschaftsentwicklung 
bzw. beschleunigte Industr iealisierung ihre heimischen Ener­
gieressourcen zu schonen. Staaten wie Saudi Arabien oder 
die Vereinigten Arabischen Emirate, bei denen sich größte 
Erdölvorrä te mit der geringsten Absorptionsfähigkeit und 
sozialen Umverteilung paaren, sind auf eine Drosselung ihrer 
Erdölförderung am wenigsten erpicht. Außerdem bleiben sie 
auch in der Frage der Fördermengen eher geneigt, den 
Wünschen der Ölmultis und west lichen Regierungen zuun­
gunsten langfristiger nationale r Interessen nachlmgeben bzw. 
entgegenzukommen. 
In jed em Fall aber bleibt die objektive In teressenlage der 
Ölexport länder überlagert vom jeweiligen Klassencharakter 
und neokolonialistischen Abhängigkcitsgrad ihrer Regierun­
gen. Das zeigt nicht nur das angedeutete Beispiel Libyens. 
Den umgekehrten Beweis erbrachte das iran ische Schah·Re­
gime. ab es sich 1977 /78 trotz einer empfindlichen Kapital. 



knappheit dem politischen Druck der Carter-Adm inistrat io n 
beugte und innerhalb d er OPEC plötzlich auf seiten Saudi 
Arabiens für eine .. Mäßigung" de r Preispolitik der erdölex­
portierenden Entwicklungsländer votierte. 
Zuguterletzt hat der Sturz des Schah-Regim es e inen weite­
ren Beleg rur das überwiegen de5 Klassenaspeku geliefert. 
Denn aus der antiimperialistischen Anlage der Erdölpolitik 
der kleinbürgerlich.bourgeoisen iranischen Vo lksrcgierung 
ergab sich im Frühjahr 1979 e ine deutliche Gewichuverla­
gerung zugunsten des radikalen OPEC· Flügels. 

Diese Tendenz wird auch sichtbar. bilanziert man die Ent ­
scheidungsp rozesse, welche die Olpreisgestaltung innerhalb 
der OPEC im Zeitraum 1973- 79 betreffen. 

Die "gespaltene" Ölprcispolitik 

Nachdem die OPEC die Listenpreise rur Rohöl nach 
1973/74 mehrfach geringfligig erhöht halte, war es den 
größten Ölexporteuren der kapi ta listischen Welt , Saudi Ara­
bien und den konservativen Golfstaa ten, gelungen, die Orga· 
nisat ion 1975 und 1976 zum preispolitischen Stillhalten 
und in den Folgejahren zu einer markanten Dämpfung von 
Preiserhöhungen ( 1977 um 5%) zu zwingen. 12 

Au f den Ko nfe renzen der Olländer vo n Caracas (Dezember 
1977) und Genf Uuni 1978) verhinderte Saudi Arabien er­
neut eine Pre isanhebung - diesmal im engen Bündnis mit 
dem kaiserlichen Iran, der für erhöht e Waffen· und Wirt · 
schaftshilfezusagen d er USA auf die saudisehe Linie e in­
schwenkte. Die OPEC-Tagung im Dezember 1978 in Abu 
Dhabi markierte schließlich einen Kompromiß zwischen den 
Forderungen der konservat iven und der progressiven FOOer­
länder: Man beschloß e ine stufenweise Preiserhöhung zwi­
schen 5% und 2,7%, um eine Gesamterhöhung von etwa 
14% flir das fo lgende j ahr zu erreichen. 
Doch die revolutionären Ereignisse im Iran veränderten das 
Kräfteverhältnis innerhalb der OPEC derart, daß Saudi Ara­
bien mit sei ner Positio n auf der außerordentlichen OPEC­
Konferenz im März 1979 in Genf nicht mehr durchkommen 
ko nnte. Denn einmal zog das ahbewährte saudische Droh­
mittel nicht m ehr, bei OPEC-Preiserhöhungen d en Ölmarkt 
durch die heim ische Uberprodut kion zu überschwemmen, 
um so eine Preissenkung zu erzwingen. Saudi Arabien war 
zu d iesem Zeitpunkt allenfalls imstande, für die westlichen 
Olimporteure den iranischen Rohölausfall mit einer über­
höhten Eigenproduklion auszugleichen. So beschloß die 
OPEC in Genf die für Ende 1979 vo rgesehene Preiserhöhung 
zum I . April 1979 vorzuziehen. überdies wurde die obere 
Preisgrenze jedem Mitgliedsland freigestellt. 
Die turnusmäßige OPEC-Konferenz von Genf im J uni 1979 
ko nnte sich wegen der Weigerung Saudi Arabiens, e iner 
durchschnittlichen Erhöhung d es Listenpreises auf 20 Dollar 
zuzustimmen , wiederum nicht auf e inen einheitlichen Preis 
einigen. So wurde der Listenpreis ab I.Juli 1979 je nach 
Ö1b eschaffenheit auf Werte zwischen 18 und 23,5 Dollar 
festgelegt. Dabei gilt die untere Grenze für Saudi Arabien , 
die obere fÜf das hochwertigslC Rohöl in der Nähe der Ab­
satzmärkte, nämlich flir Libyen , Nigeria und Algerien. Da· 
mit erhöhte sich d er Rohöl·Listenpre is seit J ahresbeginn 
1979 um durchschnittlich 37,6% auf 20 Dollar pro Barrel. 
Auf der OPEC·Konferenz von Caracas im Dezember 1979 
erzielte man keine Einigung über e in einheitl iches Preisni· 
veau bzw . e ine Richtpreisspanne, so daß nach ROhölpreisan. 
hebungen Saudi Arabiens, des Irak, Kuweits, d es Iran, Ni­
gerias und der VAE Anfang Februar 1980 die Verkaufsprei­
se der OPEC-Länder zwischen 24 und 34 Dollar pro Barrel 

pendelten . 
Allerdings darf diese kräftige Anhebung der OPEC-Richt­
preise flir Rohöl nicht m it dem realen Ein kommenszuwachs 

der Ol1änder verwec hselt ..... erden. Sie kOtllnll ehe r. wie der 
Vergleich zwischen Rohölpreisen und den unverhähnis­
mäßig höheren Importpreiscn fÜf I ndu~triegü t er aus kapital i­
stischen Industriestaaten anzeigt einem Nachschl ag d er 
OPEC-Länder gegenüber den Inflationsschüben der imperia· 
list ischen Monopole gleich: Während im Zeit. raum 1974--79 
( I. Quarta l) der Indexwert für Importpreise von Indust rie­
gütern aus den westlichen Mctropolen von 100 au f 154 
schnellt e , stieg der Index für Rohölpreise nur von 100 auf 
125 an . Die Austauschrclat ion (Terms of Trade) verschlech­
terte sich demnach für die crdölexporticrcnden Länder in 
der gleiehen Periode von 100 auf 8 1, d.h. um rund 20%. 
Zu d ieser Inflat ionsabwälzung auf die OPEC-Staaten kommt 
der Kursverfa ll des Dollar, also der Verrechnungswährung 
bei Öigeschäften, hinzu. Danach sank der reale Einkaufs­
preis der kapitalist ischen Industriestaaten für OPEC-Rohöl 
in den J ahren 1974·78 infolge des Dolla r-KuJ'llverfaUs noch­
mals um durchschnittlich 20%.13 
Zusam mengenommen erfuhren die OPEC· Einkün fte so einc 
Minderung ihres Realwertes um 40-60%. Vo n einem Raub­
zug der Förderländer auf die Brieftaschen der Endverbrau­
cher von Heizöl und Benzin kann also keine Rede sein. Die 
Räuber sitzen vielmehr in den Chefetagell der Ölmultis, in 
New Vo rk, Washi ngton und London. 
(Fo rtsetz. ung fo lgl) 
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Entwicklungsländer - UND 

Rede Fidel Castros vor der UN-Vollversammlung 

Aufschrei der Völker der 
Entwicklungsländer (3. Teil) 

Vor ein paar J ahren haben wir darauf hingl."Wicsen. daß d ie 
vernunftw idr ige Vergeudung materieller Güter u nd die Ver· 
schwendung ö konomischer Ressourcen in der entwickelten 
kapita lis t ischen Gesellschaft untragbar geword en sind. Was 
sonst ist die Ursache für die d erzeit ige schwere Energie­
kr ise? Und wer sonst, wenn nicht d ie nic hterdö]exportie­
fe nden unterentwickelten Länder, hat die schlimmsten Fol­
gen zu tragen? 
Diese Kriterien hinsichtlich der Notwendigkeit, mit der Ver­
schwendung in den Konsumgesellschaften Schluß zu 
machen, werden heute allgemein anerkannt. In einem kürz­
lich veröffent lichten Dokument der Organisat io n der Ver­
einten Natio nen für Industrie lle Entwicklung wird bestätig t , 
daß " d ie heutige Lebensweise beso nders in den Indust r ielän­
dern möglicherweise einen radikalen und schmerzhaften 
Wa ndel erfahren w ird ". 
Natürlich können die Entwicklungsländer nicht erwarten -
und sie r ec hnen auch nicht dam it - , daß sie die angestreb­
ten Veränderungen u nd die benötigten Gelder 1c~iig lich auf­
grund einer Analyse der internat io nalen Wirtschaft sproble­
me geschenkt bekommen. In diesem Prozeß voller Wider­
sprüche, Kämpfe und Verhandlu nge n müssen die nichlpa kl­
geb undenen Länder vor allem auf ihre eigenen Entscheidun­
gen und Anstrengungen bauen. 

Zu dieser Uberzeugu ng sind wir mit a ller Klarheit auf d er 
VI. Gipfelkonferenz gelangt. Im öko nomischen Teil der 
Schlußerk lärung erkennen die Staats- und Rcgieru ngschefs 
die Notwendigkeit an, in ihren Ländern entsprechende 
Strukturveränderungen wirtschaftlicher und sozialer Art 
vorzunehmen, da d ies der e inzige Weg ist, um die gegenwär­
t ige Anfä lligkeit ihrer Volkswirtschaften zu überwinden und 
das ei nfache sta tist isch ausgewiesene Wachstum zu einer 
ec hten Entwicklung werden zu lassen. Nur so wären nach 
Meinu ng d er Staatschefs die Völker d en Preis zu zahlen be­
reit, d en ihnen ihre Rolle als Haupttriebkräfte d es Prozesses 
abverlangen würd e. Wie ich damals sagte: "Wenn da s System 
sozial gerecht ist, sind d ie Möglichkeiten des Uberlebens und 
der w ir tschaftlichen und sozialen Entwicklung unvergleich­
bar größer." 
Die Geschichte meines Land es liefert dafür ein unwid erleg­
bares Beispiel. Die dr ingende Notwend igkeit, das Problem 
der Unterentwicklung zu lösen, führ t uns - Herr Präs id enl 
- erneut zu d er vor hin behandclten Frage, m it der ic h mei­
ne Rede auf dieser XXXIV. Vo llversammlung der Vereinten 
Nationen zu sc hließen gedenke. Ich meine d ie in ter natio nale 
Finanzieru ng. 
Eine d er ernstesten Folgen der wachsenden Verschuldu ng 
der Entw icklungsländer besteht wie gesagt darin, daß diese 
Länder gezwungen sind , den größten T eil d es vom Ausland 
er ha lt enen Geld es dazu zu verwend en, ihre def izitären Han­
d elsbilanzen u nd laufend en Rechnungen auszugleichen, 
neue Schulden zu machen und Zinsen zu bezahlen_ 
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So hat beispielsweise d ie Zahlungsbilanz d er nichterdö lpro­
duzierenden Entwick lungsländer, auf deren Lage ich auf der 
Konferenz von Havanna einging, allein in d en letzten sechs 
j ahren e in Defizit vo n über 200 Mrd Dollar erreicht. Demge­
genüber benötigen die Entwicklungsländer tatsächlich enor­
me Invest itio nen, hauptsächl ich, ja fast ausschließlich, in 
den weniger rentablen Wirt schaftszweigen und Betrieben, 
die fUr d ie Investoren und Geldverleiher nicht attraktiv sind. 
Um die Na hru ngsmittelproduktio n zu steigern und damit 
die Unterernährung der l.'Twähnten 450 Mio Menschen zu 
überwinden, wird man neue Boden- und Wasserressourcen 
erschließen müssen. Speziellen Berechnungen zufo lge 
müßten im nächsten jahrzehnt in den Entwicklungsländern 
76 Mio ha zusätz lich landwirucha ft lich nutzbar gemacht 
und über 10 Mio ha zusätzlic h bewässert werden. Auf mehr 
a ls 45 Mio ha müßten d ie Bewässerungsanlagen wieder in­
sta nd gesetzt werden. 
Deshalb gehen die bescheidensten Berechnungen davon aus, 
daß die internationale Finanzhilfe - wir sprechen von Hilfe 
und nicht vom gesamten Fluß der Gelder - jährlich 8-9 Mrd 
Dollar betragen müßte, dam it die Agrarproduktion in den 
Entwicklungsländern um 3,5-4% wachsen kann. 
Hinsic htlich der Industriealisierung liegen die Summen weit­
aus höher. In Lim a beha ndelte die Konferenz der Orga nisa­
tion der Vereinten Nationen für Industrielle Entw icklung 
(UN IDO) die von uns genannten Ziele und legte fest, daß im 
Mittelpunkt der interna tionalen Entwicklungspolitik die 
Finanzierung stehen und b is zum jahr 2000 cinl' Höhe von 
jährlich 450-500 Mrd Dollar erreichen müsse. Davon müsse 
1/3, a lso 150- 160 Mrd , von äußeren Quellen kommen. 

Vonnöt en sind unpro fitable Investitionen 

Doch. Herr Präsident und werte Repräsentanten, Landwirt­
schaft und Industrialisierung sind nur zwei Aspekte der Ent­
wicklung. Ent'wicklung bedeutet in erster Linie Sorge um 
den Menschen, dcr Hauptakteur und Ziel jeden Bemühens 
um Entwick lung sein muß. Unser Land , Kuba, hat beispiels­
weise in den letzten fünf j ahren im Durchschnitt fast 
200 Mio Dollar jährlich in d ie Errichtung von Schuleinr ich­
tu ngen investiert. Die Inves t itionen für den Bau und die 
Ausrüst ung von Kranken häuscrn, Polikliniken usw. belaufen 
sich durc hschnittlich auf über 40 Mio pro jahr. Und Kuba 
ist nur eines von fast 100 Entwicklu ngsländl.'Tn _ eines der 
kleinsten hinsichtlich seines Territoriums und seiner Bevöl­
kcrungszahl. Deshalb muß man davon ausgehen, daß die 
Entwicklungsländer für Investitionen im Bildungs- und Ge­
su ndheitswesen weilere Dutzende Mill iarden Dollar pro Jahr 
brauchen werden, um die Folgen der Rückständigkeit zu 
überw inden. 

Das ist das große Problem, mit dem wir ko nfrontiert sind. 
Und das, meine Herren, ist nicht nur unser Problem, nicht 



nur das Problem der Länder. die Opfer der Unterentwick­
lung und der ungenügenden Entwicklung sind. Es ist ein 
Problem. das die internationale Gemeinschaft a ls ganze be­
trifh. 
Mehr als einmal haben wir darauf hingew iesen, daß uns die 
Unterentwick lung durch die kolonialist ische und neokolo­
nialistische Politik des Imperialismus aufgezwungen wurde. 
Deshalb ist die Aufgabe, .... ns zu helfen. die Unterentwiek· 
lung zu überwinden, hauplsächlich eine hiSlorische und mo· 
ralische Verpflichtung derjenigen. die sich jahrhundertelang 
an unseren Reichtümern und an der Ausbeutung unserer 
Männer und Frauen bereic hert haben. Doch zugleich ist es 
die Aufgabe der gesamten Menschheit. wie die VI. Gipfel· 
konferenz feststellte. 
Die sozialistischen Länder haben sich weder an der Ausplün. 
derung der Welt beteiligt noch sind sie fUr die Unterent w iek· 
lung verantwortlich. Uns bei ihrer Oberwindung ltu helfen. 
sehen sie als eine Verprlichtung an. die sie entsprechend 
dem Wesen ihrer Gesellschaftsordnung erfüllen. die die in­
ternationa le So lidarität als eine Hauptaufgabe betrachtet. 
Wenn die Welt erwartet. daß auch die erdölproduzierenden 
Länder zum weltweiten Strom der Gelder ltur Finanzierung 
der Entwicklung beitragen. so IUt sie das nicht aufgrund 
irgendwekher historischer Verbindlichkeiten oder Auflagen, 
die ihnen niemand aufzwingen könnte. sondern in der Hoff· 
nung auf eine Verpflichtung zur Solidarität ltwische n den 
unterentwickelten Ländern. Die großen erdöl export ierenden 
Länder müssen sich ihrer Verantwortung bewußt sein . Und 
auch die auf einem höheren Niveau stehenden Entwick­
lungsländer haben ihren Beitrag zu leisten. Kuba. das hier 
weder in seinem eigenen Interesse spricht, noch ein nationa­
les Ziel vcrfo lgt. ist bcreit, entsprechend seinen Möglichkei­
ten Tausende, Zehntausendr von Technikern, Ärzten, Leh­
rern, Ingenieuragronomen, Wasserbauingenieuren, Masch i­
nenbauingenieuren, Ökonomen, mittleres technische.1 Per· 
sonal, Facharbeiter usw. zur Verfügung zu stellen. 
Daher ist es an der Zeit, daß wir gemeinsam darangehen, 
ganze Völker und Hunderte MiUionen Menschen von der 
Rüeknändigkeit, dem Elend, der Unterernährung, von 
Krankheiten und AnalphabetenlUm zu befreien, denn all 
dies verwehrt es ihnen, sich ihrer Würde als Mensch zu er­
freuen und sich voller Stolz Mensch nennen :tu dürfen. 
Also ist es unser aller Aufgabe, die Mitt el für die E",wiek­
lung ltU mobilisieren. Es gibt, Herr Präsident, derartig viele 
Sonder·, muhilatcrale, staatliche und private Fonds, d ie auf 
diese oder jene Weise :tur Entwick lung - der Landwirtschaft 
oder der Indu strie oder aber :tur Verringer .... ng des Defizits in 
den Zahlungsbilanzen - beitragen sollen, daß es mir schwer· 
fällt. der XXXIV. Vollversammlung, der ich die auf der 
VI. Gipfelkonferenz erörterten wirtschaftlichen Probleme 
vortrage, einen konkreten Vorschlag zur Schaffung eines 
neuen Fonds zu unterbreiten. 

Zweifelsohne müssen abcr die Fragen der Finanzierung 
gründlich und umfassend diskutiert werden, um zu einer 
Lösung zu kommen. Die vcrschicdenen Bank institute, Kre­
dita nstalt en, internationalen Organisationen und privaten 
Finamorgane haben zwar bL'feits Mittel bereitgestellt, aber 
wir müssen darüber diskutieren und entscheiden, wie in der 
nächsten Entwicklungsdekade eine zu~tzIiche Unterstüt­
zung in Höhe von mindeuens 300 Mrd Dollar (im realen 
Wert von 1977) aufgenommen werden kann. Dieser Betrag 
soll in j ahresraten von mindestens 25 Mrd schon in d(~n er· 
sten jahren aufgeteilt und in den unterentwickelten Län­
dern invest iert werden. Diese Hilfe soll in Form von Schen· 
kungen und langfristigen Krediten zu einem äußcrst niedri­
gen Zinssatz crfolgen. 
Es in unbedingt notwendig, daß diese zu~tz lichen Mittel 
von der entwickelten Welt und den über Ressourcen verfü­
genden Ländern in den nächsten zehn j ahren den unterent-

wickelten Ländern zur VerfUgung gestellt werden. Wenn wir 
Frieden wollen, werden diese Ressourcen erforderlich sein. 
Ohne Ressourcen für die Entwicklung wird es keinen Frie­
den geben. Einige denken vielleicht, wir vt;rlangen zu vie l. 
Ich halte diese Summe für durchaus bescheiden. 

Wie ich bereits auf der Erörrnungsveranstaltung der 
VI. Gipfelkonferenz der nichtpaklgebundenen Staaten dar­
legt e, werden statist ischen Angaben zufolge in der Welt 
jährlich mehr als 300 Mrd Do llar rur Rüstungszwecke ausge­
geben. Mit diesen 300 Mrd Do llar könnten in einem Jahr 
600.000 Schu len für insgesamt 400 Mio Kinder oder 60 Mio 
Komfortwohnungen für 300 Mio Menschen oder 30.000 
Krankenhäu ser mit 18 Mio Bett en oder 20.000 Fabriken 
mit über 20 Mio Arbeitsplätzen errichtet oder aber 150 Mio 
ha Boden bewässert werden, so daß bei einem entsprechen­
den technischen Niveau der Bodenburbeitung Milliarden 
von Menschen ernährt werden könnten. So viel verschwen­
det die Menschheit jedes jahr auf militärischem Gebiet. Hin­
zu kommt das enorme Reservoir an jungen Menschen, wis­
senschaftlich-technischen Resso urcen, an Brennstoffen, 
Rohstoffen und anderen Gütern. Dieser horrende Preis wird 
daftir geza hlt, daß in der Welt kein wirkliches Klima des 
Vertrauens und des Friedens herrscht. 

Entwicklungshemmnis Rüstungswah n 

Allein die Vereinigten Staaten werden von 1980 bis 1990 
eine sechsmal höhere Summe für militärische Zwecke ausge­
ben. Wir fordern fUr zehn Jahre Entwicklung weniger Mittel, 
als heut e in einem j ahr von den Verteidigungsministerien 
ausgegeben werden, und weitaus weniger als den zehnten 
Teil dessen, was in den kommenden zehn Jahren ftir militäri­
sche Zwecke zur Verfügung gestellt wird. 
Einige mögen diese Forderung für irrational halten: Wirklich 
irrational aber sind die Torheit der heutigen Welt und die 
der Menschheit drohenden Gefahren. 

Die äußerst verantwortungsvolle Aufgabe, die vorhandenen 
Ressourcen zu ana lysieren, aufzubieten und zu verteilen, 
muß voll und ganz von der Organisation der Vereinten Na­
tionen übernommen werden. Die Verwaltung dieser Fonds 
sollte der internat io nalen Gemeinschaft ob liegen. Dabei 
müssen aUe Länder - unabhängig davon, ob sie in den 
Fonds einzahlen od er Nutznießer sind - völl ig gleichberech­
tigt sein, es dürfen keine politischen Bedingungen gestellt 
werden, und die Hö he der Schenkungen darf nicht abhängig 
gemacht werden von der Stimmgewalt bei der Entsc heidung 
über d ie Vergabe von Anleihen und d ie Verwendung der 
Fonds. 
Wenngleich der Fluß der Ressourcen in finanzieller Hinsicht 
ausgCYo·iesen werden muß, darf er nicht nur aus Geldern be­
stehen. Die Ressourcen können auch Ausriistungen, Dünge­
mittel, Rohstoffe, Brennstoffe und komplette Anlagen sein, 
die nach den im Welthandel üblichen Kriterien zu bewcrten 
sind. Auch die Hilfe durch technisches Personal und d ie 
Ausbildung von Fachleuten ist als Beitrag anzuerkennen. 
Wert er Herr Präsident ! Werte Repräsentanten! 
Die auf diescr Vollversamm lung dargelegten Vorstellungen 
werden dann verwirklicht werden können, wenn der Gene­
ralsekretär der Vereinten Nationen gemeinsam mit dem 
Präsidenten der Vollversammlung - gestützt auf das An­
sehen und Gewicht dieser Organisation und auf die nach­
drückliche Befürwortung dieser Initiative durch die Ent· 
wick lungsländer und besonders die Gruppe der 77 - all die 
erwähnten Momente ins Kalkül lt ieht. So könnte die Diskus­
sion beginnen, in der es weder einen sog. "Nord-Süd "- noch 
einen "Ost-West"-Gegensatz gäbe, sondern in der alle Kräfte 
an einer gemeinsamen Aufgabe, in einer gemeinsamen Ver· 
pflichtung, in einer gemeinsamen Ho ffnung zusammenwir· 
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ken_ Denn es handel! sich um ein Projekt, das nicht nur den 
Entwicklungsländern, sondern a llen Länd ern zugut e käme. 
Uns Revolutionäre kann die Konfr ontation nicht er­
schrecken. Wir haben Vertrauen in d.ie Geschichte und in die 
Völker. Doch als Sprecher und Vertreter d er Bestrebungen 
von 95 Vö lkern haben wir die verantwortungsvolle Aufgabe, 
ftir die Zusammenarbeit zwisc hen den Völkern zu kämpfen. 
Wenn diese Zusammenarbeit auf neuer gerechter Gru ndlage 
erreicht w ird, kommt sie aUen heut e zur internat io na len Ge­
meinschaft gehörenden Ländern zugute. Und vor ,allem wird 
sie d em Weltfr ieden dienen. 
Über einen kurzen Zeitraum betrachte! ist die Entwicklung 
möglicherweise eine Au fgabe, die nach Meinung best immter 
Länder Opfer , ja sogar Schenkungen erfordert, di;e verloren 
zu sein scheinen. Doch der gTOße Teil der Weh , d er heut e in 
Rückständigkeit, o hne jede Kaufkraft lebt und e inen äußerst 
niedrigen Prokopfverbrauch aufweist, wird mit !;einer Ent­
wick lung ein Heer von Hunderten Millionen von Ko nsumen­
ten und Produ1.enten schaffen. Und nur sie werden in der 
Lage sei n, die Wirtschaft in der Welt einschließlich die d er 
entwickelten Länder, die heute die Wirtschaft skrise hervor­
bringen und darunt er leiden, gesund en zu lassen. 

Welchen Sinn hat die Welt für d ie Armen? 

Die Gesc hichte des internationalen Ha ndels hat bewiesen , 
daß die Entwicklung die Triebkraft des Welthandels ist. Ge­
genwärt ig vollzieht skh der größt e Teil des Handels zwi­
schen hoch industr ialisierten Länd ern. Wir können versi­
chern: j e weiter d ie Industria lisierung voranschreitet, und j e 
stärker sich der Fortschritt in der Welt durchsetz t, um so 
umfangreicher w ird auch der für a lle Seiten vorteilhafte 
Handelsaustausch sein. 
Deshalb stellen wir im Namen der Entw icklungsländer For­
d erungen und .~eten für d ie gemeinsame Sae:he unserer 
Länder ein. Doch wir verlangen keine milde Gabe. Wenn wir 
keine angemessenen Lösungen finden, werden wir a lle der 
Katastrophe zum Opfer fallen. 
Herr Präsident, wer te Repräsentant en! 
Es wird häufig von den Menschenrecht en gesprochen, aber 
man muß auch von den Rechten der Menschhei l~ sprechen. 
Warum mÜSsen einige Völker barfuß gehen, damit and ere in 
Luxusautos fahren können? Warum können e inige nur 35 
j ahre leben, damit a ndere 70 jahre leben? Wawm mÜSSCIl 
einige bett elarm sein, damit andere steinreich sind? 
Ich spreche im Namen der Kinder der Welt, die kein Stück 
Brot haben. Ich spreche im Namen der Krank elll, die keine 
Med ikamente haben. Ich spreche im Namen d(~er, denen 
das Recht auf Leben und Menschenwürde ver sagt ist. 
Einige Länd er haben ein Meer, andere nicht. Einige haben 
Energieressourcen, andere nicht. Einige haben einen Ober­
fluß an Land für die Produkt io n von Nahrungsnn iu eln, an· 
dere nicht. Einige verfügen über derart ig viele Maschinen 
und Fabriken, daß man ihre verpestete Luff ka um noch 
a tmen kann. Andere haben lediglich ihre mageren Arme, um 
sich ihr Brot zu verdienen. 
Kurzum, einige Länd er verfügen über re ichliche Ressourcen, 
wä hrend andere nichts haben. Welches Schicksa l erwartet 
sie? Hungers zu sterben? Ewig arm zu bleiben? Wozu ist 
da nn die Zivil isation da? Was nützt da nn das Bewußtsein 
der Menschen? Wozu gibt es dann d ie Vereinten Na tionen? 
Welc hen Sinn ha t die Welt ? 
Man kann nicht im Namen von Millio nen Mensc hen, die 
j ahr für j ahr auf d er ganz en Welt verhungern oder an heil­
baren Krankheiten sterben, vom Frieden sprechen. Im Na­
men von 900 Mio Analphabeten kann man nicht von Frie­
den sprechen. 
Die r eichen Länd er dürfe n die a rmen Länder n icht mehr 
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ausbeuten. Ich weiß, daß es in vielen armen Ländern auch 
Ausbeuter und Ausgebeutele gibt. Ich wende mich an die 
reich.en Nat io nen, damit sie einen Beitrag leisten. Und ich 
wende mich. an d ie armen Länder, damit sie diesen Beitrag 
gerecht verteilen. 

Genug der Worte! Laßt uns Taten vollbringen ! Genug der 
Abstraktionen, wir brauchen konkrete Aktionen ! Genug des 
Geredes von einer imaginären Neuen Interna tionalen Wirt­
sc haftsordnung, die niemand versteh.t. Wir müssen von einer 
rea len, objektiven. jedem verständlichen Ordnung sprechen. 
Ich. b in nich. t a ls Prophet d L-r Revolut ion h. ier her gekommen. 
Ich bin nich.t gekommen, um zu bitten oder zu wünsc h.en, 
daß d ie Welt. sich gewaltsam veränd ert. Ich bin gekommen, 
um davor "W warnen, daß die Zukunft apokalyptisch sein 
wird, wenn die gegenwärtigen Ungerec htigkeiten und Di~ 
krepanzen nicht auf fried lichem Wege und mit ü berlegung 
beseit igt werden. 
Das Waffengeklirr, die Dro hreden und die Arroganz in der 
int ernatio na len Szenerie müssen aufhören. Schluß mit d er 
Illu sion, die Probleme der Welt könnten mit Kernwaffen 
gelöst werden. Die Bomben können die Hungernden, die 
Kranken und die Unwissenden tö ten, doch d en Hunger, die 
Krankheit und d ie Unwissenheit können sie n icht beseitigen. 
Und noch weniger können sie das gerechte Aufbegehren der 
Völker unt erdrücken. Und in einem Weltbrand werden auch 
die Reichen , die in dieser Welt am meis ten zu verlieren ha­
ben, sterben. 
Ächten wir die Waffen und befassen wir uns mit den dr in­
gendsten Problemen unseres Zeitalters auf fried liche Weise. 
Das ist die Verantwortung und heiligste Pflic ht a ller Staat s­
männer d er Welt. Und das ist auch die unerläßliehe Voraus­
set·wng für da s Überleben der Mensc hheit. 
Vielen Dank 1 
Schluß 
(Quelle: Bohem ia, Havanna, Nr. 42/19.10. 1979, S. 48·60) 

NEUE Ev~ngelische 
Monatsschrift 'Zu 
Fragen in Kirche, 
Gesdlseh~ft 
und Poli tik 

Die NEUE STIMME ist ein Org~n engagiuter Christen. 
Herausgebe:r, Mitarbeiter und Redaktion be:mühen sich, 

• Ch risten und Kirchen in der BRD für Frieden und Ab­
rüstung zu aktivieren. 

• die geseUschaftliche Veuntwortu ng der Christen und 
Kirchen für den Bestand der Demokr~tie in du BRD 
her:r.uszuarbeiten. 

• die Ki rchen aus ihrer Bindung an die· wiruehahJich 
Mächtigen zu lönn. 

• die ökumenische Verantwortung der Kirchen in der BRD 
zu betonen. 

• Kirchen und Chriuen an die gebotene Solidnität mit den 
um Gerechtigkeit und Freiheit kämpfenden Völk«n 
heranzuführen. 

Wir stehen in der Tradition der Bekennenden Kirche. 
Unsere Parlein~hme begründen wir ~U5 dem Evangdium, das das 
Recht des Memchcn und der Völker auf menschenwürdiges 
Leben und ioziale Gerechtigkeit fordert. 
Wir h~ben Konsequenzen gezogen. 

Fordern Sie kostenlos und unverbindlich Probeexemplare ~n~ 
Pahl-Rugenstein Verlag , Gott eswC"& 54, SOOO Köln SI 



Die Ratte, 
die Geschichte schrieb ... 

1967. Rudel! Augsteins Projekt einer 
liberalen Zeitung für Berlin, als Antwort 
auf die große Koalition, wird - kaum 1 
Jahr alt - eingestellt. Der Spiegel tole­
riert niemanden links von sich. Die 
Leute des Projekts ..Heute" gründen 
daraufhin das "berliner EXTRA-Blatt", das 
vier Monate später pleite ist. Grund: 
Boykott der Kioske, überhasteter Auf­
bau und zu schmale Finanzdecke. 
Sie kommen w ieder. Der Hberliner 
EXTRA-dienst" erscheint 2x wöchentlich 
und entwickelt sich in der Folge zu einem 
"Organ zur Verbreitung höheren Orts uner­
wünschter Nachrichten" (Tagespiegel). Böll 
Wld Wallraf äußern sich positiv und publi­
zieren in! ED. Walser bezeichnet den ED als 
"einzig,.. Blattt das er von der ersten bis 
zur letzten Zeile liest." Auch andere Prominenz 
meldet sich zu Wort. F.J. Strauß identifiziert 
sich in einem rotierenden Hakenkreuz des 
Karikaturisten Rainer Hachfeld und klagt. Die 
Polize ifiihrung befindet auf "Zersetzung der 
Polizei~ und klagt ebenfalls. Die BerliDer SPD 
findet Wortprotokolle ihrer Vorstandssitzun­
gen und ärgert sich. Schering fühlt sich 
brüskiert, als der ED den Duogynon-Skandal 
aufdeckt und muß das Präparat vom Markt 
ziehen. Der Wanderpreis des ED, die "Unter­
wanderratte", alljährlich an besonders heftige 
"Unterwanderungsgläubige" verliehen, macht 

Das ;.JEUE-Abonllemellt koste t im Vieneljahr 
DM 46,50. N utzen Sie aber zunächst unser 
Angebot zum Kcnnmlcrnen: D IE NEUE eine 
Woc he kosten los ins Haus. Postkart e ge nügt. 
Na me und Adresse nic ht vergessen. 

DIE NEU E 
Abteilung W/ 18 
Oranienburgc r SIr. 170/ 172 
1000 Berl in 26 

die Runde. Der Polizeipräsident, der 
I SP[)-Von;tand und der Intendant des 

haben die zweifelhafte Ehre. Das 
Auswärtige Amt in Bonn fühlt sich 

schmerzlich auf den Fuß getreten, 
als der ED anhand von Telegrammen 

der Lissaboner Botschaft den Nach­
weis der Einmischung in die Portugie­

sische Revolution erbringt Das von 
der Bundesanwaltschaft eingelei­

tete Verfahren wegen .,landesverrä­
terischer Fälschung" wird eingestellt 

_ Die Telegramme sind echt. Einige Diplo-
maten, vom AA als Informanten des ED ver­

dächtigt, müssen den Dienst quittieren. 

h.'''.'' Die Neue 
_ •• _ 'AGES.HITUl"O 

Jetzt 
tiglieh 

Nach mehr als 10 Jahren können die Leute 
vom ED ihre Supervision einer Tageszeitung 
realisieren. Als DIE NEUE im September 1978 
erstmals als Nullnummer erscheint, gratuliert 
auch die Justiz. - Mit einem Untersuchungs­
verfahren. Grund: DIE NEUE zitiert aus den 
Akten im Fall des einem Lauschangriff ausge­
setzten Kemphysikers Traube. Der beabsich­
tigte Prozeß fällt unter den Tisch. Seit Mai 1979 
erscheint DIE NEUE täglich außer sonntags 
und montags. Ihr entscheidender Vorteil: 
Brisante Themen, die andere scheuen. 

-.. - Die --
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Rezensionen I Filme 

Kampuchea-Filme 

Nachdem Kampllchca zwischen Apri l 1975 (Stur" de~ proim pcriali­
nischen Lon-NoJ-Rcgimcs) und Januar 1919 (8cfrciung m n de r Dik­
tatu r Pol Pots) hermetisch nach außen abgericlICh war, wurde ern im 
nachhinein du volle Ausmaß der GDuumkcitcn, die \'on der Pol 
POl/ leng Sary..cliquc am kampuchcani iIChcn Volk besangen wurden, 
bekannt. Ein mehr ah tindrucksvollcs Bild davon vermiuch der ente 
Ookumcm arfilm, der im J anuM 1979 nach der Befreiung in Kampu­
chn gedreht wurde und auf der 22. lntcrnat ionalc:n Lcipzigcr Doku­
mentar- und KUrl:filmwochc im Dezember 1979 d,," erSten Preis, d ie 
Goldene Taube, erhielt : 
Kamlluchca, 3+4, Kampuchca 1979. lIChwan./ wciß, 39 Minulen, 
16 mm, Magncu on 
Zwar weist der Film einige formale Schwächen auf (man mc:rkt deut ­
lich, daß er unte r noch recht widrigen Produk tlonsbedingunge-n und 
wohl auch in sehr kurzer Zeit zUJlande gekommen ist), doch vennag 
er auf dem vielleicht etwas zu gedrlingten Raum eine unglaubliche 
Fülle an Informat ionen Zu bieten. 
Der Titel 3+4 steht symbolisch für d ie 7 Mio Menschen. die vor der 
MaChtergrei fu ng Pol Pots 1 97~ in Kampuchea gelebt haben. 3 Mio 
davon 5ind d iesem Regime zum Opfer geralien, die 4 Mio überleben· 
den sind, wie du Film zeigt , überwiegend f .... uen und Kinder. Von 
nahezu unschätzbarem dokumcntarischem Wert sind d ie er$chüttem­
den Aufnah men, m it denen uns vor Augen gerührt wird , wie ent$ClZ­
lich d ie Bevölkenmg in jener Zeit gel itten haben muß. In fast allen 
Dörfern f inden sich Massengräber. Kaum verueckte Lelchenhaufen 
zeugen von den Massakern, die von der Pol-Po t-Clique noch auf der 
"l ucht begangen wurden. 
Wir sehen f o lterkammern und Verbrennungsöfen, die unweigerl ich 
an d ie Konzentrat iondager des Nui· Regimes erinnern. Fein ~uber' 

lich wurden auch hier die Daten der tiglich Ennordeten fest~halten. 
Ein Gefangnisregister über hingerichte te politisehe Gefangene weist 
auffalle nd viele Namen von Pilrte imitgliedern auf: Personen, die zu· 
viele Einzelheiten übtt die Unte rdriickungsmechanismen des Sy,tellu 
kannten. Doch nicht nur da. vielleicht gefahrliehe Wissen hierilber, 
IIOndern auch Wis$Cn genttcll wurde vom Pol·Po t· Regime als Bedro­
hung emp funden, w~halb es d ie Ausrottung der Intellektuellen m it 
besonderer Ans trengung betrieb: nur 10% von ihnen haben die Ver· 
fOlgung liberlebt , im J anuar 19 79 gab es in Kampuehea noch ganze 
140 Personen mit höherer Schulbildung. 
Nicht weni~r ergre ifend a ls diese Bilder und der Kommentar (er 
wurde dankenswerterweise aus Gründen der Verständl ichkeit aueh 
beim hier bes tehenden Infonnationshintergrund vom Verleih bei der 
Überse tzu ng überarbeitet) sind d ie Aus~en der überlebenden, von 
dellCn viele nur im letz ten Moment und mit entsetzlichen Verwun· 
dun~n den Henl;. ersknechten entkommen ko nnten. Sie berichten 
von den Folterungen, von den Todesopfern in ihren Fam ilien, von 
der Zeutörung der Dörfer und Städte und vom L.cben in den von Pol 
POt eingerichte ten "Volkskommunen". Angetrieben von Pei tschen­
lUeben mußten sie hier täglich 12 Stunden lang ZwangArbeit verrich· 
ten. Die Hütten, in denen sie, nach Geschlechtern get rennt, ihr Da· 
sei n fris te ten, verd ienen diesen Namen nicht . Wie man sicht , beiaßen 
sie nicht einmal Wände. 
Mit welchen Mi tteln konnte sich d ieses brutale Regime überhaup t 
aufrechterhal ten? Auch diese f rage berührt der film: Ehemalige 
Angehöri~ der Sicherheiukräft e berichten, wie , ie ih re Mordauf­
träge e rhal ten und ausgeriihrt haben. Zur 8,i::kämpfung der inneren 
und äußeren Feinde ilCheute man sich nicht , auch Frauenregimente r 
aufz\.lJteUen und selbst Kinder wurden als Folterknech te ei~set "l.t. 

Ihre Er2 iehung war systematisch a.uf die Erzeugung VOn Haß und 
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Mvrdlust ausgerichte t worden. 
l)cudich wird jedoch insbesonder;:, daß , ich dies alle~ nicht allein aus 
eigenen Kr'.iften bewältigen ließ. Ua~ !'ol·Po t·Regime hat m;usivc 
materielle Untentü t7.ung durch die V R China erhalten und wurde 
!!oe it 1976 enorm au fgerü. tc t. Die Gründe hie rfUr gib t der Kommentar 
mit dem E"pansionsstrcllen der I'ckinger führung an, die Kampu· 
chea ab Ausgangsbasis für Augrirre auf die Nachbarstaaten • ..,rstand. 
l)aß die Massaker dabei mit revolutionären Parolen g<:larnt wurden, 
nimmt der film zum Anlaß. 7.U beso:mdCl'"e r Wachsamkei t gegenüber 
China Zu mahnen. 
Nach der Befreiung 5tcht d ie Bcviilkcrung Kampucheas vor fut uno 
wenvindlichen Problemen: e"tremcs Elend, 7.crstörte ~I äu se r und 
[)örfcr, zerstörtc Fabriken, Schulen, Hörsäle und Bibliotheken. 
:W:hwiengKelten OCI der Lcoel1~lIlillel- und Roh~h .. rfvcr~o ll:ung, !vI :m­
gel an Fachkräftcn usw. Nur mit Hilfe Vietnam. uud anele rer 507. iali· 
ilischer Staa ten konnte dcr Wiedcraufbauprozeß in Gang gesetzt wer­
dcn. Von scinen Anfängen berichtel der Film am Ik ispid einer Ge· 
tränke· und einer Tcxtilfabrik. er uigt d ie Einrichtung der erstcli 
Volk ischulkl:osscn und beschreib t , wie d ie Bevölkerung langsam wie· 
der in ihre Dörfer zurückkehrt. 
Geraele d ieser letzte Aspekt, nämlich der oft monatelang dauernde 
Zug 7.urück in die Heimat, in die ~erlassenen Dörfer und Städte, 51eht 
im Mittelpunkt des "' Hms 
7..aghaft e Riickkeh r, l)oku ",Cfl t~ rf;lm ~t udio Ho-Chi·Minh·Sladt 1979, 
35 Minut .. n, 16 m,n , t.hgnelton 
"Rückkehr in d ie Heimat, für immer. Das " 'ar, vier Jahre lang, der 
T raum jeder der dunklen Nächte des alten Lebens gewesen, dies ist 
jetzt das Ziel der m it letzten Kräften unternommenen Wanderung 
von Mill ionen von Kampucheanern, d ie allc das gleiche Schicksal 
erlebt haben; die alle die Opfer einer teuflischen Unte rd rückung ge· 
wesen sind." (Aus dem Kommentar des t·ilms.) Der t' ilm zeig t die 
Menschens tröme auf der Riickkehr. Auch er berichtet, wie während 
eies Pol-Pot·Regimes ~mlliche traditione llen Struk turen und Lebens­
fonnen vernichte t, welche Verbrechen am kampucheanischen Volk 
bepngen wurden, doch bedient er sich dabei andertt künstlerischer 
Ausdrucksformen. Im Verglcich zum er$len film wirken seine Bilder 
sehr harmoni:;ch, d rohen manchmal fast ins Pathos abzugleiten. Die 
Menschen haben, selbst .... enn sie von den grausamen Erlebniuen der 
~urück liegenden J ahre berichten, einen frohen, hoffnuOg1volien Ge­
sichuausdruck, der signalisie rt, daß für sie tro t~ allem das Leben 
nicht aufgehört ha t, daß sie d ie K hwierigen Aufgaben, d ie vor ihnen 
stehen, jetzt unter den Bedingungen de r Fre ihei t mi t doppeltem "; in· 
sau: an~hen werden. 
Im Kontrast zu diesen hoffnungsvollen, farb igen Bildern Itehen d ie 
Schwarz·Weiß-Aufnahmen von den Hinterlassenschaften dei Pol·Pot­
Regimes, d ie zu den Erzäh lu~n der Deport ierten eingeblende t wer· 
den: zu f o lterkammern um funkt ionierte Schulen, die erst dann wie· 
der in Betrieb genommen werden können, wenn d ie gntuenhaften 
Spuren beseitigt sind; die ZCr$törte Unive rsitä t, in die ein Medizin· 
Student zurückkehrt, der der e inzige Überlebende von 95 Kommili· 
tOllCn seines Semesters ist; d ie "Genossenschaften" auf dem Lande, 
deren Mitglieder Reis anbauten und selbst hungern mußten, weil der 
Reis, wie sie zu s.agen pflegten, "das f liegen gtlemt" hatte, USW . 

Nach Aufnahmen von der Erstürm ung Pnom Phens am 7. 1. 1979 
ze igt der Film die Siegelfeier, wi r hören d ie Rede Heng Samrins und 
schell wieder d ie von Freude und Ilo ffnung auf e ine bessere Zukunft 
erfül lten Gesichter d .. r Menschen. Symbolisch dafu r, daß auch die 
Greueltaten deI von China un terstützten Pol·Po t-Regimes d ie Kraft 
eines Volkes nicht brechen konnten, das in der Geschichte K> bedeu­
tende Kultu rt raditioncn wie die Zivili!ation von Angkor hervorge· 
bracht hat , sehen wir am Ende des Films, wie d ie Bevölkerung d ie 
Ruinen und Paläste besteigt, die heute noch Zeugen jener al ten Kul· 
tu rt rad ition sind. 
Da beide filme sowohl von der Machan he r als auch von den inhal t­
liChen Schwerpunkten. di .. sie sc:tun - einerseits d ie Zerstöruni und 
das unvorstellbare Elend, anelererseil$ der Aufba u und die Hoffnung 
auf eine bessere Zukunft - recht unte rilChiedlich aber auch einander 
ergänzend s ind, sollten sie nach Möglichkei t im Zusammenhang ge ' 
ze igt werden. 
Neben den besprochenen sind be im F" ilmdienst Vietnam noch zahl· 
reiche weitere Filme :tUT Problematik Vietnam{Kampuchca erh li lt · 
lieh. Ein ausführlicher Verleihkatalog kann beim Filmdienst angefor. 
dert werden. Anschrift: FilmdienJt Vie tnam , clo Prof. Dr. G. Giesen· 
feld. frank furter Str. 55, 3550 Marburg/L , Tel. 06421' 12 170. 

J . Weber 



Kurzinformationen 

In dem südamerikanischeß Staat Surinam übernahmen am 2:; , Feb· 
ruar dJ. nach einem Mil itärputsch j unge Offizie re die Macht. Grund 
fIir den Rcgierungswcchscl war zum einem die allgemeine Ul1Izufric­
dcnheit mit der wirtschaftlich-sozialen Situation im ehemaJig.~n Nie­
derländisch-Guyana (seit No~mbcr 1975 ;51 Surinam unabhängig). 
Ein zweiter Grund waT der anhaltende Konflikt zwischen Premier­
minister Henk ArTon und der kürzlich gcgriindcten Soidatengcwerk­
schaft. H. Arron, der der kreolischen Nat ionalen Partei Surinams 
(NPS) angehört, hatte es nicht geschafft die Spannungen unte r den 
ethnischen Gruppen der ßc"ölkcrung einzudämmen (37% Indc,r, 30% 
Kreolen, 15% J avaner, Chinesen u$w.) noch ökonomische Verbesse­
rungen zu erzielen. Die hohe Arbeitslo.igk<:it vOn 30% zwang in den 
letz ten vier J ahren 180.000 Surinamesen (Restbevöl kerung 300.000) 
in die Niederlande abzuwandern. NiederHindi.che und US·amc-rikani· 
sche Aluminium-, Edelholz· und Fruchtkonzerne wie d ie Aluminium 
Company of America, Shell oder United Brands kontrollieren die 
Schlüsselpositionen de r surinamesischen WirUchafl. 
Der neue ach tköpfige Nationale Mili tiirrat fand bei der Bevöl~;erung, 

den beiden größten Gewerksehaft "'ereinigungen PWO und SWMB 
und den Oppositionsparteien Untel1 tützUng, nachdem er unmiuclbar 
erklärt halte, die demokratischen Rechte des Landes zu respel~tieren 
und eine "Neuorient ierung und den Wiederaufbau" realisieren zu 
wollen. Mitte März dJ. wurde eine neue Zivilrcgierung eing.esctzt, 
deren Ministerpäsident Henk R. Chin·a·scn ist . 

Liberia 
Nachdem am 3. März 1980 eine Demonstrat ion der antiimpe .. ia] ist i­
schen Fortschritt lichen Volkspartei (PPP) in Monrovia, Wil!iam Tol· 
bert, den Staatspräsidenten und Führer de r seit 1878 regie"enden 
Wahren Liberalen Panei (TWP), nicht zur Freilassung verh.afteter 
PPP·Mitglieder bewegen konnte, kam es am 8. März dJ. zu einem 
Generalstreik. Die Regierung reagierte mit der Verhaftung "on 45 
fUh renden Mitgliedern der PPP, da runter ih res Vorsitzenden'Gabriel 
Matthews. W. Tolben beschuldigte die PPP in de r Nacht vom 3. auf 
den 4. März einen bewaffneten Aufstand geplant zu haben. De'n Ver· 
halteten droht deshalb die T odesstrale. 
Liberia, auch Firestone-Republik genannt, weil dieser US·Reil,mkon­
urn dort r iesige Kauuchukplantagen besitzt, stand seit seiner Unab' 
hängigkeit im J ah r 1847 unter der Regie de r USA, so rek ru tie rte sich 
die boUTgroise Oberschicht stets aus den 2% der Gesamtbevöll'erung 
ausmachenden Amerika-Libe rianern (Abkommen afroamerikanische r 
Sklaven), die sich 60% des Nationaleinkommens an<:ignen. Di,~ und 
eine extrem neokolonialistische Po lit ik der "offenen Tür" bewirkte 
die Verarmung großer T e ile der Bevölkerung ( 1,7 Mio). 
Als Anfang 1979 die Regierung den Preis des Hauptnahrungsmittels 
Reis erhöht hane, war es am 14. April vorigen Jahres zu einer Oe· 
monstrat ion mit 50.000 T ei lnehmern gekommen, bei der man über 
100 Menschen erschonen und mehr als 40 verhaftet halte. Sie war 
organisiert worden von der Progressiven Allianz Liberias (PAL), der 
Ikwegung hir Gerecht igkeit in Afrika (MOJ A) und dem Studenten· 
v.:rband LNSU. Die PAL, d ie im Jahr 197950.000 Mitgl ied'!r und 
Symphatisanten zählte, war 1975 in New Vork gegründet und nach 
langen Auseinandersetzungen im Dezember 1979 als PPP zugt:lassen 
worden. 
Zwar wurdcn damals die Preiserhöhung ~urikkgenommen UI,d d ie 
Verhaftetcn freigelassen (wegen der OAU·Konferenz in Libe ria), abe r 
die Regierung versuch te weiterhin mit der Einschränkung de r Ge· 
werkschaftsrechte, mit Veränderungen des Wahlrechts und wdteren 

Verhaftungen den Einflu ß der linken Opposition zuruchudrängen. 
Diese aber sind heule stärke als je zuvo r. 

Türkei 
Die zuletzt durch westliche Milliardenkrcdite (s iehc AlB-Aktuell in 
diesem Heft ) aufgefrischten Rechtskräfte in der Türke i d rängen au f 
eine härtere Gangart. Nachdem d ic Oberkommandierenden de r drei 
türki ~chen Teilst re itkräfte und der Gendarmerie in einer gem ein· 
samcn "Warnung" den po li t ischen Parteien des Lande~ Anfang dJ. 
ihre Putschbereitschaft signalisie rt hatten, e r inn~rten sie bald darauf 
erneut an chilenische Verhältnisse: Mitte Februar dJ . wurden im 
Stadion von lzmir Tausende Gegner des Rcgierungskurscs S. Demi· 
reis vom Militär zusammengetrieben, Verhören und brutalen 
Mißhandlungen unterzogen. 
Anlaß war ein Arbei tskampf. In I~mir hatten 11.000 Arbeiter des 
agroindustriellen Sta"tskonzerns T arsi. ihre angekündigte Entlassung 
mit einer drcitägigen Bet riebsbcsetzung bcantwortet. Ein blut ige r 
Pol i~ci· und Militä reinsatz fo lgte. Einen dar .. ufhin vom I'rogress ivcn 
Gewerkschaftsbund D1SK ausgerufenen Generalstre ik unte rstützten 
in I~m;r 45.000 Arbeiter. Durch den Einsatz \"on über 10.000 Solda· 
ten. Panzern, Hubschraubern und Flugzeugen wurden d ie Massen· 
proteste noch einer Woche andauernder Kämpfe unterdruckt: 
1I To te und über 100 Verletzte waren das Resultat. 

Libanon 
Knapp ein J ahr nach der Unten.eichnung des Separatfriedensvertra­
ges zwischen "rael und Ägypten in Washinton (26. März 1979, Ein· 
schätzung siehe AlB, Nr. 5/1979) " no rmalisierten" beide Staaten 
ihre Beziehungen mit dem Austauscb von Bo tschaftern und der Er· 
öffnung des Grenzverkeb rs E. nde Februar dJ. Mitte Februar d J. 
hatten die Ikgin· und Sadat·Regierung jeweils einen neuen ~og. Au· 
lonomieplan für Gua und das Westjordangebiel vorgelegt, um die 
festgefahrenen Gespräche über eine paläs linensische "Autonomie" 
(in einer neuerlichen Verllandlungsrunde mit dem US-Unterhändler 
Sol Linowitz Ende März in Kairo) aus der Sackgasse he rauszuführen. 
Dicse "Normalisierong" wurde begleitet von den seit dem Sommer 
1979 stärksten Bombardements durch d ie Stre itkräfte Israels und des 
Separatisten·Majors Saad Haddad im Siidlibanon (zu S. Haddads Se­
paratsstaat , proklamiert im April 1979, siehe A1B, Nr. 9 / 1979, S. 
22·27). 
Im Febroar dJ. auch gab die syrische Assad· Regierung den Teilabzug 
ihrer Truppen, die Bestandteil der 19 76 install ierten Arabischen Frie· 
denss treitm acht sind, aus Beirut bekannt. Die saudische Regierung 
halle ih r die Finan~ierung entl.ogen. Oie Stelle der syrischen Einhei­
ten nahm am 6.3. ]980 die reorganisierte, mittlerweile 22.000 Mann 
starke libanesische Armee ein , die dem Kommando von Präsidcnt 
Elias Sarkis untersteht. E. Sarkis gab am gleichen T age eine Prinz i· 
pienerklärung ab, in der er die Notwendigkeit der Wiederherstellung 
de r Staatsautori tät auf dem gesamten Terri torium herausstrich. Das 
südlibanesiKhe T erri torium, das die Truppen S. Haddads kontrollie­
ren, <!Ci als von Israd okkupiert zu betrachten. Allerdings ließ der 
libanesische Staatspräsiden t gleichzei tig die Legitimität der bewaffne· 
ten Präsenz der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) in 
T ei len des Libanon unerwähnt (vgl. EI l\loudjahid, Aigier, 7.-
8.3.] 980) . 
Das PLO-Exekutivkomitee hat deshalb in Stellungnahmen im t'e­
bruar/Mär.t dJ. darauf verwie$(n, daß die palästinensiche Präsenz 
du rch da~ bilaterale Abkommen von Kairo aus dem Jahr 1969 und 
mehrere Beschlüsse Arabischer Gipfelkonferenzen abgesegnet ist. Der 
Revolutionsrat der stärksten PLO·Organisation AI Fa tah brachte Mit· 
te Feb ruar dJ. die Libanon-Ereignisse in Zusammenhang mit "der 
Gefahr der letzten US-Aktivitäten im Gefolge der Afghanistan·Ereig­
nisse, die darauf zielen, die Befreiungsbewegung der Region niederzu· 
schlagen. .. Das hauptsächliche und erste Ziel der US·Ränke in der 
Region ist es, einen Schlag gegen d ie palästinensische Revolution ~u 
führen und ihre Wirksamkeit zu reduzieren, speziell im libanesischen 
Gebiet, das kontinuierlich Gegenstand von Verschwörungen und 
Druckrnaßnahmen seitem der USA, braels und ihrer Agenten ist. 
Diese KIDte suchen jetzt einmal mehr die Situation im Libanon 
auszunutzen, wobei sie die sy ri sche Neugruppierung inne rbalb der 
Arab ischen T rennung.strei tk räfte (AD F) ausschlachten, um so den 
Weg für eine erneute israelische Aggression gegen die palästinensische 
Revolution und d ie syrischen Kräfte frei zu machen"'. (Palestine , 
Beirut, Nr. 3/16.·29.2. 1980) 
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